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(Beginn: 14:02 Uhr)

Vorsitzender Sebastian Körber (FDP): Meine sehr verehrten Damen und Herren! 
Ich darf Sie recht herzlich zu unserer heutigen 34. Sitzung des Ausschusses für 
Wohnen, Bau und Verkehr begrüßen und bitten, Ihre Plätze einzunehmen. Wir 
haben heute als einzigen Punkt der Tagesordnung eine Anhörung, die auf die 
Drucksache 18/8473 und einen Antrag der GRÜNEN zurückgeht. Dort wurde die 
Durchführung einer Anhörung nach § 173 BayLTGeschO zum Thema Radverkehr 
im weitesten Sinne beantragt und im Ausschuss einstimmig beschlossen.

Die Kollegen Mitglieder des Bau- und Verkehrsausschusses sind heute im Wesent-
lichen in Präsenz anwesend. Unsere Experten sind bis auf einen, der hier live sitzt, 
virtuell zugeschaltet. Herrn Etscheit, herzlich willkommen; Sie sind heute sozusa-
gen in einer privilegierten Situation, weil Sie als einziger Experte physisch hier 
sind. – Ich freue mich darüber, dass Sie alle da sind, und schlage vor, dass wir den 
Ablauf so handhaben wie bei unseren letzten Anhörungen. Das würde bedeuten, 
dass ich die Sachverständigen bitten würde, sich in fünf Minuten – ich würde auch 
ein bisschen auf die Zeit gucken, damit das nicht weit überzogen wird – kurz mit 
ein, zwei Sätzen vorzustellen und sich dann später frei zu einem Thema – Ihnen ist 
ja ein Fragenkatalog zugesandt werden – der Radverkehrsförderung durch den 
Freistaat Bayern, das Ihnen wichtig ist, zu äußern. Dann haben wir gemäß unse-
rem Fragenkatalog drei Themenblöcke, die wir dann nacheinander abarbeiten wer-
den. Wir beginnen mit dem ersten Themenblock. Dann werden wir auch die Kolle-
ginnen und Kollegen einbinden, die Fragen stellen können. Ich würde mir die 
Moderation mit meinem Kollegen, dem heutigen Stellvertretenden Vorsitzenden 
Friedl in Vertretung für den Kollegen Eibl, ein bisschen aufteilen. – Gut.

Vom Kommunalausschuss, dessen Mitglieder wir dazu eingeladen haben, ist jetzt 
niemand dabei? – Ah, hallo Klaus. Hallo Oberfranken! – Wunderbar. Dann ist der 
Kollege Adelt noch mit zugeschaltet.

Wer von Ihnen, die Sie zugeschaltet sind, das Wort wünscht, den bitte ich, sich zu 
melden, sodass ich Sie sehe, oder in den Chat zu schreiben. Herr Hohenhövel hat 
für den Ausschuss auch den Chat im Blick. Bitte fangen Sie nicht einfach an zu 
reden, weil das dann für uns zu schwierig ist, um das im Protokoll festzuhalten. 
Unser stenografischer Dienst macht hier eine hervorragende Arbeit, und ich bitte 
Sie, klar und deutlich zu sprechen. Aber nur, wenn die Wortmeldungen nacheinan-
der gehen, können wir die Beiträge auch sauber dokumentieren. – Dann beginnen 
wir mit der fünfminütigen

Vorstellungsrunde.

Wir fangen mit Herrn Dankmar Alrutz an – in der Reihenfolge, wie Sie auf der Ein-
ladungsliste stehen.

SV Dankmar Alrutz (Planungsgemeinschaft Verkehr): … (schlechte Verbindung)

Vorsitzender Sebastian Körber (FDP): Herr Alrutz, leider verstehen wir Sie gar 
nicht. Wir versuchen, das technisch zu regeln. – Es liegt wohl an der Verbindung. – 
Es hört sich an, als ob Sie gerade tauchen; es ist ein bisschen Unterwasser-Fee-
ling. – Wir machen einfach weiter mit Prof. Bogenberger, der wahrscheinlich in 
München sitzt. Vielleicht haben wir zu ihm eine bessere Verbindung.
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SV Univ.-Prof. Dr.-Ing. Klaus Bogenberger (TU München): Hallo, hören Sie 
mich?

Vorsitzender Sebastian Körber (FDP): Ja, das klingt gut.

SV Univ.-Prof. Dr.-Ing. Klaus Bogenberger (TU München): Mein Name ist Bo-
genberger, und ich bin Professor für Verkehrstechnik an der TU München. Ich habe 
mich über die Einladung zur Anhörung zum Thema Radverkehr gefreut. Bei uns 
läuft einiges an Radverkehrsforschung, weniger in der Planung als in der Theorie. 
Wir haben einen Simulator, an dem man Radverkehr simulieren kann. Da können 
Leute draufsitzen und durch Städte der Zukunft radeln und verschiedene Themen 
erleben. Sie alle sind herzlich eingeladen, wenn Sie das mal machen wollen, vor-
ausgesetzt, dass Ihnen nicht so leicht schlecht wird; dazu muss man nämlich ein 
bisschen simulationsfest sein.

Das Thema Radverkehr, das Sie politisch beraten, ist für mich auch ein Infrastruk-
tur-Thema. Das heißt: So etwas geht nur, wenn man Geld in die Hand nimmt und 
in entsprechende Radwege gerade auch auf dem flachen Land investiert. Da wer-
den wir irgendwann zum Finanzierungsthema kommen und irgendwann auch, 
wenn man ganz ehrlich zu sich ist, zum Thema der Flächenversiegelung. Denn 
auch sehr gut gemachte Radwege berühren das Thema der Flächenversiegelung. 
Darauf muss man sich vorbereiten, und das kann man auch begründen, wenn man 
entsprechende Verkehrsmengen auf den Radwegen hat. Aber dieses Thema ist zu 
diskutieren und zu lösen. – Vielleicht soweit zum Statement für den ländlichen 
Raum.

Für den städtischen Raum läuft es meines Erachtens auf einen Verteilungskampf – 
das ist jetzt ein so martialisches Wort –, auf die Flächenverteilung in Städten hin. 
Dort haben wir nun mal nur begrenzten Raum, und die Politik muss die Fragen 
lösen, wie man mit dem ruhenden Verkehr, den parkenden Autos und dem fließen-
den Radverkehr umgeht, wem man diese Flächen gibt. Der Radverkehr wächst; er 
wächst gerade in der Pandemie in den Städten. Wir haben in ganz Deutschland, 
auch im unmittelbaren Umfeld der TU, viele Versuche mit Pop-up-Bike-Lanes ge-
macht. Allerdings ist es schwierig zu bewerten: Wenn Sie auf dem Campus keine 
Studenten haben, dann fährt auch niemand mit dem Fahrrad zur Universität. Dann 
ist auch entsprechend wenig los. So etwas im Moment fair zu begutachten, ist 
nicht einfach. – Aber diese Diskussionen werden wir haben. Für mich gibt es 
immer nur eine Fragestellung: Bei aller Begeisterung für das Fahrrad gibt es natür-
lich eine gewisse Saisonalität und Wetterabhängigkeit. Sie wird zwar deutlich ge-
ringer, aber ist nach wie vor gegeben. Aber ein komfortabler Ausbau der Radwege, 
eine Pflege der Radwege einschließlich der Räumung im Winter würde da, denke 
ich, die Verkehre nachhaltig zum Fahrrad verschieben. Wir beobachten, dass 
durchaus längere Strecken mit dem Fahrrad genommen werden, aufgrund der 
Elektrifizierung, aber auch aufgrund der Tatsache, dass das Fahrrad einfach bes-
ser in die Mobilität eingebaut wird. All das sind positive Dinge, die um jeden Preis 
unterstützt werden sollten. – Herzlichen Dank.

Vorsitzender Sebastian Körber (FDP): Vielen Dank, Herr Bogenberger. – Herr Al-
rutz, vielleicht klappt es jetzt besser. Wollen Sie es nochmal probieren?

SV Dankmar Alrutz (Planungsgemeinschaft Verkehr): Können Sie mich jetzt 
hören?

Vorsitzender Sebastian Körber (FDP): Das klingt hervorragend.

SV Dankmar Alrutz (Planungsgemeinschaft Verkehr): Okay. Wir haben ein biss-
chen nachjustiert, vielen Dank. – Ich wollte mit ein bis zwei Sätzen zu meiner Per-
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son anfangen. Ich bin Mitbegründer und Geschäftsführer eines Verkehrsplanungs-
büros in Hannover, das einen ausgeprägten Schwerpunkt im Themenfeld 
Radverkehr besitzt und in dieser Sache bundesweit tätig ist. Ich persönlich wirke 
schon seit vielen Jahren in der Forschungsgesellschaft für Straßen und Verkehrs-
wesen mit, wo unter anderem auch die Regelwerke für den Radverkehr bearbeitet 
werden, zum Beispiel die Empfehlungen für Radverkehrsanlagen. Entsprechend 
meiner beruflichen Erfahrung möchte ich den Schwerpunkt meines Beitrages auf 
die Radverkehrsinfrastruktur legen und auf das, was die Länder für eine verkehrs-
sichere und komfortable Nutzung der Infrastruktur machen können.

Die bestehende Radverkehrsinfrastruktur weist in vielerlei Hinsicht Mängel und De-
fizite auf. Das betrifft Lücken im Radverkehrsnetz, Sicherheitsdefizite in der Ausbil-
dung der Radverkehrsanlagen oder auch zu geringe Breiten. Das gilt natürlich 
nicht nur für Bayern, sondern – ich sage mal – mit wenigen Ausnahmen bundes-
weit. Eine solche Radverkehrsinfrastruktur genügt nicht nur den heutigen Anforde-
rungen des Radverkehrs nicht, noch viel weniger ist sie geeignet, um auch den An-
forderungen der Zukunft gewachsen zu sein.

Diese Anforderungen habe ich in meiner schriftlichen Stellungnahme mit den vier 
Schlagworten "mehr – schneller – breiter – vielfältiger" umschrieben: mehr Radver-
kehr, eine Entwicklung, die wir schon in den Ballungsräumen bemerken, wo es teil-
weise heute schon Kapazitätsprobleme gibt, besonders auch beim Fahrradparken. 
Dass im Durchschnitt schneller gefahren wird, liegt sicherlich daran, dass wir eine 
zunehmende E-Mobilität haben: Gerade mit den Pedelecs kann ich Geschwindig-
keiten bis 25 km/h fahren. Breiter aus dem gleichen Grund: Oft sind die Fahrzeuge, 
die wir haben, der Fahrzeugpark des Radverkehrs mit Fahrrädern mit Anhängern, 
mit Lastenrädern, auch breiter geworden und haben dementsprechend einen grö-
ßeren Platzbedarf. "Vielfältiger" resultiert daraus, dass wir seit eineinhalb, zwei 
Jahren die sogenannten Elektro-Kleinstfahrzeuge-Verordnung haben, mit der auch 
beispielsweise die E-Scooter auf den Radwegen zugelassen sind. – Aus diesen 
Entwicklungen ergeben sich erhöhte Anforderungen an die Infrastruktur in Bezug 
auf die Breite, auf ausreichende Aufstellräume oder auch die Berücksichtigung des 
Radverkehrs bei der Lichtsignalsteuerung. Radwege, die heute noch mit Minimal-
elementen angelegt werden, können sich morgen sehr schnell als Fehlinvestitio-
nen erweisen.

Eine wichtige Aufgabe für die wachsenden Platzansprüche des Radverkehrs ist es, 
genügend Platz zu schaffen. Das geht häufig nicht ohne Zielkonflikte ab. Einer der 
besonders häufigen Zielkonflikte betrifft das Kfz-Parken im öffentlichen Straßen-
raum. Dies beansprucht genau die Flächen, die für eine sichere Radverkehrsfüh-
rung nötig wären. Vor Ort wird es aber häufig noch als heilige Kuh angesehen; viel-
fach besteht kaum eine Chance, an dieses Parken heranzukommen.

Ein weiterer Punkt noch. Damit die möglichen Nutzungspotenziale bestmöglich er-
schlossen werden, müssen sich die Radfahrer auf den Radverkehrsanlagen einer-
seits sicher fühlen; die Radverkehrsanlagen müssen aber auch objektiv sicher 
sein. Also müssen wir dazu beitragen, die Unfallgefahren zu minimieren. Tatsäch-
lich ist es aber so, dass einige Radverkehrsanlagen zu einer Diskrepanz zwischen 
objektiver und subjektiver Sicherheit führen: Man fühlt sich dort sicher, ist es aber 
objektiv nicht. Das führt zu Problemen, und das gilt es zu vermeiden.

Ich möchte nun noch auf einige mögliche Aufgaben für die Länder eingehen. Die-
sen Punkt will ich jetzt ohne Anspruch auf Vollständigkeit nennen. Dazu gehört die 
Konzeption eines landesweiten baulastträgerübergreifenden Netzes für den All-
tagsradverkehr. Ich weiß, dass Sie in Bayern auch bereits daran sind. Mir ist es 
wichtig, dass man für die Umsetzung Hierarchiestufen, Prioritäten und Standards 
festlegt und dass man auch die Korridore einbezieht, die für Radschnellwege po-
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tenziell geeignet sein könnten. Hierfür ist das Land Hessen ein gutes Beispiel. Für 
die Kommunen ist vor allem die finanzielle Förderung unersetzlich.

Wir haben in einer Studie für den nationalen Radverkehrsplan ermittelt, dass in 
den Kommunen zehn bis zwanzig Euro pro Einwohner jährlich ausgegeben wer-
den müssten, um zu einer wirklich fahrradfreundlichen Stadt werden zu können. 
Tatsächlich liegen wir weit darunter. Die finanzielle Förderung durch Bund und 
Land hat sich in den letzten Jahren verbessert. Nennen möchte In diesem Zusam-
menhang das gerade anlaufende Bundesförderprogramm "Stadt und Land", wobei 
bis 2023 insgesamt 35 Millionen Euro zur Verfügung stehen. Für so viel Geld ist 
diese Zeit zur Umsetzung aber wirklich reichlich knapp. Ich empfehle deshalb, sich 
beim Bund dafür einzusetzen, dass dieses Programm zeitlich gestreckt wird, damit 
das Geld auch möglichst für die besten und wirkungsvollsten Maßnahmen einge-
setzt werden kann. Damit die Fördermittel für den Radverkehr auch wirklich der 
Qualitätsverbesserung dienen, sollte das Instrument des goldenen Zügels zum 
Tragen kommen: Fördermittel sollten also nur für Maßnahmen gewährt werden, die 
entsprechend dem Stand der Technik ausgebildet sind, wie das beispielsweise in 
den Förderbestimmungen des Landes Baden-Württemberg geregelt ist.

Neben dem Geld sind aber auch ausreichende personelle Kapazitäten von Bedeu-
tung. Zum Beispiel setzt Nordrhein-Westfalen in allen regionalen Niederlassungen 
der Landesstraßenbauverwaltung zwei hauptamtliche Fahrradbeauftragte ein. 
Oder eine Ebene tiefer: In Baden-Württemberg ist es eine Voraussetzung zur Ge-
währung von Fördermitteln. dass die Landkreise über Radverkehrskoordinatoren 
verfügen, die auch die kleineren Gemeinden unterstützen.

Ein weiteres Aufgabenfeld betrifft die rechtlichen Rahmenbedingungen, die die 
Länder gestalten können. Hier sei beispielhaft das Straßen- und Wegerecht ge-
nannt. Einige Länder wie Nordrhein-Westfalen oder Sachsen haben die Bestim-
mungen bereits so angepasst, das Radschnellwege als vollwertiges, eigenständi-
ges Element in die Phalanx der Straßen und Wege aufgenommen sind und die 
Planung dadurch erleichtert wird. Ein anderes Beispiel betrifft die Bauordnung, in 
der konkrete Anforderungen an Zahl, Qualität und Standortwahl benannt werden 
sollten.

Last but not least können sich die Länder verstärkt auch in der Wissensvermittlung 
und Weiterbildung für die handelnden Abgeordneten engagieren. Viele Radver-
kehrsanlagen werden heute auch aus Unkenntnis nicht sachgerecht ausgebildet, 
und oft fehlt es an Kenntnissen über Neuentwicklungen wie beispielsweise die ak-
tuelle StVO-Novelle aus dem Jahr 2020. Hier könnte die gute Arbeit, die die AGFK 
in Bayern bereits macht, sicher noch weitere Unterstützung gebrauchen. – Damit 
vielen Dank.

Vorsitzender Sebastian Körber (FDP): Vielen Dank, Herr Alrutz. Das war jetzt 
schon ein Bonus an Redezeit, den wir uns natürlich vormerken und gegebenenfalls 
später wieder abziehen. Als Nächster kommt Siegfried Brockmann. Bitte!

SV Siegfried Brockmann (Leiter Unfallforschung der Versicherer): Jetzt kommt 
der spannende Moment: Sie können mich hoffentlich hören? – Ich bin begeistert. 
Ja. – Meine Damen und Herren, grüß Gott und schönen guten Tag. Ich freue mich, 
dass ich nach dem Alphabet so früh dran bin, weil ich das Gefühl habe, dass es 
nach zwei Redebeiträgen echt eng wird, etwas zu sagen, was nicht jemand ande-
rer schon gesagt hat. Herr Syberg, es tut mir leid. Aber ich lasse Ihnen was übrig, 
und vor allen Dingen können Sie sich heute schön mit mir streiten. So wird’s kom-
men.
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Eine kurze Vorstellung meiner Person bzw. des Instituts: Ich leite seit 15 Jahren die 
Unfallforschung der Versicherer. Ich würde mal ohne Eitelkeit sagen: Neben der 
Bundesanstalt für Straßenwesen ist das d i e Forschungsinstitution zum Thema 
Verkehrssicherheit mit allen Dingen, die da drin sind: Fahrzeug, Straße, Mensch, 
aber auch allen Verkehrsträgern – das heißt, das Fahrrad ist nur ein Teil unseres 
Forschungsgebiets, aber ein wichtiger Teil. Wer sich auf unserer Website umsieht, 
wird sehen, dass wir zum Thema Fahrradsicherheit die diversesten Untersuchun-
gen haben und deswegen auch über ein reichhaltiges Zahlenwerk verfügen.

Im Umkehrschluss heißt das natürlich: Ich bin kein Experte für Stadtplanung oder 
gar Stadtumbau, sondern kann mich tatsächlich nur auf das Thema Sicherheit kon-
zentrieren. Ich sage das, weil wir aus Sicht der Verkehrssicherheit immer die Reali-
tät im Auge behalten, nicht irgendeine Zukunft. Wir lassen auch nicht irgendwelche 
Radler durch die Zukunft radeln – Herr Prof. Bogenberger, das ist alles ganz toll –, 
aber ich bevorzuge es erst mal, durch die Gegenwart zu radeln. Und da haben wir 
immer noch die Fokussierung gerade auch seitens der interessierten Verbände na-
türlich auf den Modal Split, der ständig zunimmt. Wenn ich einen Modal Split von 
20 % habe, hört sich das immer so an, als müsste die Infrastruktur auch 20 % für 
den Radfahrer vorsehen. Aber es ist natürlich nicht so, dass die Verkehrsmittelwahl 
auch die tatsächliche Verkehrsleistung abbildet, sondern es ist leider so – ich finde 
das nicht gut, aber es ist einfach so –, dass in den Städten und erst recht auf dem 
Land de facto immer noch 90 % und mehr der Kilometerfahrleistung über den mo-
torisierten Individualverkehr abgebildet werden. Darauf müssen wir meines Erach-
tens auch entsprechend reagieren.

Die Anhörung fokussiert ja dem Fragenkatalog zufolge im Wesentlichen auf das 
Thema Steigerung des Radverkehrs. Ich möchte darauf hinweisen, dass die Stei-
gerung des Radverkehrs absolut genommen kein Wert an sich ist, sondern sich 
natürlich in das Thema Verkehrssicherheit einbetten und mit diesem in einen Zu-
sammenhang gebracht werden muss. Denn bei der Steigerung des Radverkehrs 
würde ich relativ leicht auf Stichworte kommen wie zum Beispiel eine Verbesse-
rung des Komforts, also glattere Oberflächen, breitere Fahrbahnen, die für den 
Radverkehr vorgesehen sind, protective Bike Lanes, Fahrradstraßen und ähnliche 
Instrumente, die dazu beitragen, dass jemand, der bisher nicht oder wenig Rad ge-
fahren ist, dann tatsächlich eher dazu neigt, das Rad zu benutzen und wir damit 
dem Ziel näherkommen, den Anteil des Radverkehrs zu steigern.

So weit, so gut. Aber das Thema subjektive Sicherheit ist eben nicht mit dem 
Thema der objektiven Sicherheit identisch. Das muss uns immer wieder klar wer-
den; manchmal stehen die Dinge sogar in einem gewissen Spannungsverhältnis 
zueinander. Das Thema Safety in Numbers wird dabei immer gerne genannt nach 
dem Motto: Wenn wir erst einmal 50 % Radverkehrsanteil haben, erledigen sich 
die Dinge ganz von alleine. Dann müssen wir gar nicht über Kreuzungsdesign und 
so weiter reden, weil der Autofahrer dann sowieso nicht mehr um die Ecke kommt. 
Dann ist das Problem erledigt. – Ich will das nicht ganz ausschließen. Münster hat 
zum Beispiel einen Radverkehrsanteil von 35 %, ist aber auch gleichzeitig die Rad-
unfall-Hauptstadt in Deutschland. Mit anderen Worten: Das reicht offenbar noch 
nicht, um das Problem zu lösen. In der Übergangszeit bis dahin, wann auch immer 
die Safety in Numbers erreicht sein könnte, haben wir halt dieses Problem. Damit 
möchte ich heute umgehen, denn ich möchte den heutigen Radfahrer schützen, 
nicht einen, der in zehn Jahren in sehr großen Pulks unterwegs ist und dann viel-
leicht tatsächlich sicherer als heute ist.

Das bedeutet eben, dass wir uns der Hauptprobleme auch energisch annehmen 
müssen. Das Hauptproblem sind zu rund zwei Dritteln aller schweren Radverkehr-
sunfälle nun mal Kreuzungen, Einmündungen, Grundstücksein- und –ausfahrten – 
diese drei Dinge. Hier kommt es eben auch darauf an, welche Geschwindigkeit der 
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Radfahrer hat. Ein aus einer Einfahrt kommendes oder ein nach rechts abbiegen-
des Fahrzeug hat in der Regel eine geringe Geschwindigkeit von vielleicht 10 oder 
15 Stundenkilometern. Da liegt sie übrigens auch, wenn wir die Geschwindigkeiten 
innerstädtisch auf 30 Stundenkilometer reduzieren würden. Kleine Anmerkung 
dazu: Aus unserer Unfalldatenbank kann man sehr schön sehen, dass 89 % aller 
schweren Radverkehrsunfälle mit dem motorisierten Individualverkehr bei Ge-
schwindigkeiten von weniger als 40 km/h passieren. Das ist also die Schwelle, die 
wir mit einer Tempo-30-Regelung erreichen würden. Mithin profitiert der Radfahrer 
davon objektiv – nicht subjektiv – weniger, als viele glauben. – So. Das bedeutet: 
Wir brauchen getrennte Ampelphasen, das Freihalten von Sichtdreiecken, und es 
geht -Herr Alrutz hat gerade schon darauf hingewiesen – um das wichtige Thema 
Parken, und zwar nicht im Sinne von Falschparken, sondern auch im Sinne von 
zulässigem Parken, von der Anordnung von Parkflächen, aber einfach falsch: Da-
durch treten dann tatsächlich Sichtbehinderungen auf.

Sehr wichtig finde ich auch noch eine konsequente Unterstützung der Arbeit der 
Unfallkommissionen in den Kommunen. Diese arbeiten zwar retrospektiv, haben 
aber einen sehr guten Blick dafür, wo wir die tatsächlichen Probleme haben. Wenn 
wir also schon begrenzte Umbaumittel haben, dann wäre es sicherlich nicht falsch, 
sie dort zu konzentrieren, wo wir die Probleme tatsächlich schon sehen. – Also 
diese drei Dinge wären mir sehr wichtig. Mein Appell ist eben, dass wir nicht nur 
auf eine Steigerung des Radverkehrsanteils schauen, sondern dass es eigentlich 
heißen müsste: Steigerung in Sicherheit. Die Dinge müssen gleichzeitig stattfin-
den, nicht nacheinander. – Soweit erstmal.

Vorsitzender Sebastian Körber (FDP): Vielen Dank, Herr Brockmann, für Ihr Ein-
gangsstatement. Wir kommen jetzt zu Georg Etscheit. Herr Etscheit, Sie haben 
das Wort.

SV Georg Etscheit (Autor und Journalist): Ich bin Journalist und Autor in Mün-
chen, bin Radfahrer und Autofahrer und möchte einen etwas alternativen, vielleicht 
auch provokativen Blick auf das hier zur Rede stehende Problem wagen. – Wie ge-
sagt, ich bin selbst Radfahrer und Autofahrer. In der Stadt fahre ich fast aus-
schließlich zweirädrig; am Wochenende nutze ich regelmäßig das Auto für Ausflü-
ge in die nähere und weitere Umgebung Münchens. Ich halte die bestehende Radl-
Infrastruktur zumindest in München – für andere Städte kann ich hier nicht 
sprechen; auf das Land komme ich später noch –, abgesehen von einigen bezüg-
lich ihrer Verkehrsbeziehungen wohl allzu verworrenen Kreuzungen, beispielhaft 
entlang der Sonnenstraße, für ausreichend. Neue Fahrradwege oder sogenannte 
Radl-Autobahnen halte ich nicht für nötig mit Ausnahme vielleicht entlang einiger 
weniger, stark befahrener Aus- und Einfallstraßen. Der Fehler der Sechziger- und 
Siebzigerjahre mit dem Konzept der autogerechten Stadt sollte nicht im Sinne 
einer fahrradgerechten Stadt wiederholt werden. Eine Stadt sollte menschenge-
recht sein.

Wie komme ich zu dieser Einschätzung? – Seit innerstädtische Pedalritter im Nah-
kampfdress mit Helm und Warnweste zu Helden der Klimakrise avanciert sind, seit 
Mütter und Väter mit Lastenfahrrad als Avantgarde einer großen Transformation 
gelten und zweirädrig sich fortbewegende Hundehalter, ihre keuchenden Vierbei-
ner im Schlepptau, fossilen Automobilisten zeigen, wo der Hammer hängt, hat für 
mich das Radeln seine Unschuld verloren. Ich bedaure dies; denn für mich verkör-
pert das Radfahren neben der Fußläufigkeit die simpelste, sanfteste, gesündeste 
und natürlich auch ökologischste Form der Fortbewegung überhaupt – jedenfalls 
dann, wenn man damit anderen Menschen, die sich auf andere Weise fortbewe-
gen, nicht den Krieg erklärt. Die jahrelange, ideologisch bedingte Propagierung des 
Fahrrades bei gleichzeitiger Verteufelung des Automobils in Großstädten wie Mün-
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chen hat dazu geführt, dass Radfahrer unterdessen mit einem allzu robusten 
Selbstvertrauen ausgestattet sind, zumal in der aufgeheizten Klimadiskussion 
heute jeder Tritt in die Pedale ein Statement für eine bessere Welt ist und das im 
Zweifelsfall auch verbal mit der gebotenen moralischen Rigorosität kommuniziert 
wird.

Radfahren bedeutet für mich Freiheit. Man kann einfach losradeln, am besten ohne 
spezielle Ausrüstung. Selbst einen Helm halte ich persönlich für entbehrlich. Zu 
dieser – ich möchte sagen: – natürlichen Ungezwungenheit gehört auch die Mög-
lichkeit des kalkulierten und glücklicherweise meist gar nicht oder, wenn doch, eher 
milde sanktionierten Regelverstoßes. Das Schöne am Radeln ist, dass man sich 
ganz zwanglos im Verkehr bewegen kann. Man mäandert gewissermaßen über 
Straßen und Plätze, kann bei gebotener Rücksichtnahme rote Ampeln passieren, 
auch mal kurz auf den Bürgersteig ausweichen oder gegen die Einbahnstraße fah-
ren, durch Parks und Grünanlagen sowieso. Und wer das noch nie gemacht hat, ist 
noch nie Rad gefahren.

Ich meide übrigens konsequent die Benutzung innerstädtischer Radwege. Diese 
sind oft holprig, schlecht gepflegt, werden im Winter spät geräumt und sind, wie 
jetzt gerade wieder, voller Rollsplitt, der für Zweiräder besonders unangenehm ist. 
Außerdem werden Radwege oft von Fußgängern und Autofahrern übersehen, vor 
allem, wenn sie auf den Gehwegen verlaufen, was zu gefährlichen Situationen füh-
ren kann.

Jede weitere Institutionalisierung oder bauliche Kanalisierung des Radfahrens 
lehne ich aus diesem Grunde ab. Die auch in München geplanten Fahrradschnell-
wege halte ich für ebenso überflüssig wie überfallartig abmarkierte Corona-Streifen 
oder sogenannte Fahrradstraßen, in denen Autos nur noch geduldet sind. Das ist 
reine Symbolpolitik.

Dass man als Radfahrer immer weiß, wohin mit seinem Gefährt, ist übrigens einer 
der größten Vorteile zweirädriger Mobilität, wobei ich selbst keinen besonderen 
Stellplatz für meinen Drahtesel brauche: Eine Hausmauer, ein Baum, ein Schau-
fenster, woran man das Rad lehnen, ein Straßenschild, an das man es festketten 
kann, finden sich überall.

Ich bin gegen eine weitere Separierung der unterschiedlichen Fortbewegungsar-
ten. Ziel sollte es sein, dass der vorhandene Straßenraum von allen Verkehrsteil-
nehmern, durchaus auch von den ruhenden Teilnehmern, genutzt werden kann. 
Hilfreich wäre womöglich eine allgemeine Geschwindigkeitsbegrenzung in inner-
städtischen Wohngebieten und vorwiegend für Wohnzwecke genutzten Quartieren 
auf 30 Stundenkilometer, wobei ja der Experte eben gesagt hat, dass das nur sub-
jektiv etwas bewirken würde. Aber immerhin. Alles Weitere sollte man, meine ich, 
der Eigenverantwortung der Bürgerinnen und Bürger überlassen.

Ob die Menschen sich für das Rad oder ein anderes Verkehrsmittel entscheiden, 
liegt außerhalb des vorrangigen Staatsinteresses. Einseitige Werbekampagnen, 
insbesondere für sogenannte E-Bikes, sind einzustellen. Leider muss man be-
obachten, dass vor allem auf dem Land immer häufiger, meist zu Freizeitzwecken 
elektrisch gestrampelt wird, was wahrscheinlich erhöhte CO2-Emissionen zur Folge 
hat. In den Bergen sind E-Biker zur Plage geworden, die selbst der Bund Natur-
schutz für einzudämmen geboten hält. Wie erste Zahlen zur Nutzung sogenannte 
E-Scooter zeigen, werden diese oft nur zum Spaß genutzt und ersetzen, wenn 
überhaupt, keine Autos, sondern das mit Abstand ökologisch zweckmäßigste Zu-
Fuß-Gehen, das nicht motorisierte Radfahren und die Nutzung öffentlicher Ver-
kehrsmittel.
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Radgestützte Logistik mit sogenannten Lastenrädern wird sicher eine wachsende 
Nische sein können, aber motorisierte Lkw-Transporte wird es nicht ersetzen. Auch 
im Pendlerverkehr werden Arbeitnehmer, die bei jedem Wetter weite Strecken per 
Rad zu ihrem Arbeitsplatz zurücklegen, sicher die Ausnahme bleiben. Anstatt Mil-
lionen und Abermillionen in überflüssige Radl-Highways zu investieren, die nach 
deutscher Sitte allzu perfekt und oft überdimensioniert geplant und gebaut werden 
dürften, sollten marode S-Bahnen ausgebaut und durch neue Stadt-Land-Bahnen 
ergänzt werden.

Vorsitzender Sebastian Körber (FDP): So langsam würde ich Sie bitten – –

SV Georg Etscheit (Autor und Journalist): Jawohl, letzter Absatz: Auch in der Flä-
che bin ich gegen den forcierten Bau landschaftsfressender und naturzerstörender 
Radwege. Negativbeispiele gibt es zur Genüge. Exemplarisch sei nur der Bau 
einer neuen Fahrradstrecke im ökologisch und landschaftlich besonders wertvollen 
Wiesent-Tal in der Fränkischen Schweiz genannt, wogegen zu Recht auch der 
Bund Naturschutz Einspruch erhob. Diese brutale Art und Weise, Verkehrswege 
durch die Landschaft zu schlagen, sollte eigentlich der Vergangenheit angehören 
und wird auch durch den oft leider nur behaupteten Umwelt- und Klimanutzen des 
Radfahrens nicht geadelt. – Vielen Dank.

Vorsitzender Sebastian Körber (FDP): Die Nennung der wunderschönen Fränki-
schen Schweiz rechtfertigt den sehr langen Satz. – Vielen Dank, Herr Etscheit. Als 
Nächste Frau Bernadette Felsch!

SVe Bernadette Felsch (Allgemeiner Deutscher Fahrrad-Club Bayern): Guten Tag 
zusammen. Mein Name ist Bernadette Felsch; ich bin die Vorsitzende des ADFC 
Bayern und danke vielmals für die Einladung. – Gerade mit Blick auf den soeben 
gehörten Vortrag möchte ich klarstellen, dass der ADFC ein faires und sicheres 
Miteinander im öffentlichen Raum möchte, und zwar für alle. Wir sind aber über-
zeugt, dass das Fahrrad dabei eine sehr wichtige Rolle spielt. Dänemark und die 
Niederlande zeigen: Wo man sicher und entspannt radeln kann, steigen die Men-
schen gerne aufs Rad um. Damit entlasten sie Autostraßen und minimieren Unfall-
risiken, Luftverschmutzung sowie Lärmbelastung. Zudem tun sie etwas für die ei-
gene Gesundheit und sparen Geld und CO2.

Wer in Bayern mit dem Rad unterwegs ist, findet allerdings meist keine besonders 
guten Bedingungen vor. Außerhalb der bayerischen Metropolräume ist man man-
gels Alternativen auf ein eigenes Auto angewiesen, und dann nutzt man es natür-
lich auch. Trotzdem wollen auch in kleineren Orten mehr Menschen öfter Rad fah-
ren. Elektrounterstützung und Spezialräder machen das Radeln heute auch in 
bergigen Gegenden auch über längere Distanzen und für weniger fitte und sogar 
behinderte Menschen möglich. Dank Cargo-Bike kann man auch viel mehr trans-
portieren. Die Nachfrage nach solchen Rädern ist enorm, und das ganz ohne Sub-
ventionen. Was fehlt, ist aber leider die passende Infrastruktur. An 54 % der Bun-
desstraßen gibt es in Bayern bis dato keine Radwege, bei Staatsstraßen sogar an 
72 %. Häufig sind meist Umwege über Feldwege nötig, oder man muss auf Land-
straßen radeln, was aufgrund hoher Geschwindigkeiten und knapper Überholab-
stände unsicher ist, ganz besonders im Dunkeln. Auch innerorts sind Radwege lei-
der oft Mangelware. Falls es welche gibt, überwiegen vor allem in kleineren Orten 
freigegebene Gehwege, und da sind Konflikte natürlich vorprogrammiert.

Seit gut zwei Jahren gibt es jetzt immerhin Planungen für ein bayernweites Alltags-
radwegenetz. Darüber freuen wir uns sehr. Und im Sommer hat Staatsministerin 
Schreyer angekündigt, die Bundesmittel für ein bayernweites Radwegebaupro-
gramm sowie für den ersten bayerischen Radschnellweg von München nach Gar-
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ching abzurufen. Im Bau ist davon allerdings bisher noch fast nichts. Obwohl Minis-
ter Herrmann vor fast acht Jahren den ersten Radschnellweg angekündigt hat, 
existieren bis dato lediglich Machbarkeitsstudien.

Jetzt möchte ich auf das Radverkehrsprogramm Bayern 2025 eingehen, das die 
Staatsregierung 2017 aufgelegt hat. Demnach soll der Radverkehrsanteil bis 2025 
auf bayernweit 20 % verdoppelt werden. Leider steht nirgendwo, wie. Wir sind si-
cher: Ohne enorme Verbesserung der Rad-Infrastruktur ist das leider eine Utopie. 
Seit der Bekanntgabe vor vier Jahren ist der Radverkehrsanteil in Bayern kaum ge-
stiegen. Während der Pandemie ist er aufgrund von Homeoffice teilweise sogar ge-
sunken, obwohl die Menschen, wo immer möglich, aktuell lieber mit dem Rad als 
mit Bus und Bahn fahren. Um das 20-Prozent-Ziel zu erreichen, wären deutlich 
mehr Geld und Personal für den Radverkehr nötig. Ohne Anreize und Hilfe bleibt 
es jeder Kommune selbst überlassen, wie und ob sie den Radverkehr überhaupt 
stärkt. Ein Radgesetz für Bayern könnte unserer Meinung nach hier helfen. Das 
zeigt das Berliner Mobilitätsgesetz. Aber auch Nordrhein-Westfalen arbeitet aktuell 
ein Radgesetz aus. In Hessen und Brandenburg sind entsprechende Volksbegeh-
ren in Vorbereitung.

In Bayern hatten SPD und GRÜNE ein Radgesetz ins letzte Wahlprogramm aufge-
nommen. FREIE WÄHLER, FDP und auch Teile der CSU fanden ein Radgesetz 
ebenfalls gut. Und im Oktober 2019 hat der CSU-Parteitag beschlossen, dass – ich 
zitiere – die CSU im Landtag ein bayerisches Radwege- oder Radverkehrsgesetz 
auf den Weg bringen soll. Die Staatsregierung lehnt ein Radgesetz dennoch ab, 
weil es ihrer Meinung nach ein Eingriff in das kommunale Selbstverwaltungsrecht 
wäre. Viele Kommunen hingegen wünschen sich viel mehr Unterstützung bei Pla-
nung und Bau von Radinfrastruktur, aber auch beim Abruf von Fördermitteln oder 
bei Verhandlungen mit der Bahn. Ein Radgesetz, wie wir es uns vorstellen, soll 
dafür Rahmen und Hilfestellung sein und auch ein Signal, dass die Förderung des 
Umweltverbunds wirklich Priorität haben soll.

Apropos Umweltverbund: Zwar reden immer alle von Multimodalität. Bei der Rad-
mitnahme im ÖV bekommt Bayern aber auffallend schlechte Noten. Entweder ist 
sie gar nicht möglich oder sie ist umständlich und relativ teuer. In Baden-Württem-
berg hingegen ist sie kostenlos, überall und fast immer möglich. Ähnlich sieht es 
bei Abstellmöglichkeiten an Bahnhöfen aus. Von über tausend Personenhalten in 
Bayern haben nicht einmal zehn ein Radparkhaus, nur drei davon eines mit Ser-
vice.

Zuletzt möchte ich noch etwas klären: Der Innenminister und die Polizei vermelden 
oft, dass Radfahrende an zwei Dritteln der Unfälle selbst schuld seien. Das kommt 
daher, dass sie sogenannte Alleinunfälle mitzählen, obwohl die Ursache dafür 
meist Schlaglöcher, Verschmutzung oder unerwartete Hindernisse auf den viel zu 
engen Radwegen sind. Obwohl sie besonders vulnerabel sind, werden Rad- und 
Fußverkehr bei Planungen nach wie vor oft vergessen. Und das hat schlimme Fol-
gen: Entgegen dem allgemeinen Trend sind die Verletzungen und Todesfälle im 
Radverkehr in den letzten Jahren stark gestiegen. Bei rund drei Vierteln der Ra-
dunfälle war ein Kfz beteiligt. Die Kfz-Fahrenden trugen bei diesen zu rund 77 % 
der Fälle die Hauptschuld, bei Beteiligung von Lkw war sie sogar über 80 %. Mein 
Fazit ist deshalb: Für die Verkehrssicherheit und ein besseres Miteinander muss 
dringend mehr getan werden. Wir tragen sehr gerne unseren Teil dazu bei. – Vie-
len Dank fürs Zuhören. Ich freue mich jetzt auf die weiteren Vorträge und auf die 
Fragen in der Diskussionsrunde.

Vorsitzender Sebastian Körber (FDP): Vielen Dank, Frau Felsch. Sie haben jetzt 
ja schon einen ordentlichen Beitrag selbst dazu geleistet; vielen Dank dafür. Als 
Nächste hören wir Frau Sarah Guttenberger, bitte.
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SVe Sarah Guttenberger (Arbeitsgemeinschaft fahrradfreundliche Kommunen): 
Sehr geehrter Herr Vorsitzender Körber, sehr geehrte Damen und Herren! Zu-
nächst vielen Dank für die Einladung und die Gelegenheit, dass wir hier im Aus-
schuss das Thema Radverkehr beraten können. Mein Name ist Sarah Guttenber-
ger; ich bin die Geschäftsführerin der AGFK Bayern. Die AGFK Bayern hat sich in 
den letzten Jahren sehr positiv entwickelt. Wir sind mittlerweile auf 83 Mitglieds-
kommunen angewachsen, die den Radverkehr fördern möchten. Somit leben rund 
5,7 Millionen Bürgerinnen und Bürger Bayerns schon in unseren Mitgliedskommu-
nen. Dieses Wachstum zeigt, dass das Thema Radverkehr in bayerischen Kommu-
nen angekommen ist – nicht nur in den Großstädten und Ballungsräumen, sondern 
auch immer mehr im ländlichen Raum und in den Landkreisen. Unser Ziel ist es, 
den Radverkehr gemeinsam mit den Kommunen zu fördern; die Kommunen sollen 
von den Erfahrungen profitieren und sich austauschen können. Wir haben das 
Motto: Niemand muss das Rad neu erfinden.

Die Kommunen, die bei uns Mitglied sind, müssen umfassende Kriterien erfüllen 
und bekennen sich mit dieser Mitgliedschaft auch zum Radverkehr. Dadurch, dass 
die Kommunen ein zweistufiges Aufnahmeverfahren durchlaufen, an dem auch der 
ADFC-Landesverband und Vertreter aus dem bayerischen Verkehrsministerium 
beteiligt sind, haben wir einen ganz guten Einblick in die Schwachstellen und Her-
ausforderungen der Kommunen, da wir schon über hundert solcher Bereisungen 
durchgeführt haben.

Das Radverkehrsprogramm Bayern 2025, auf das Frau Felsch vorhin schon einge-
gangen ist, war auch eine Forderung der AGFK Bayern, und wir begrüßen sehr, 
dass dieses Radverkehrsprogramm 2017 veröffentlicht wurde. Aber um die Maß-
nahmen vor Ort umzusetzen und um diese Ziele zu erreichen, sind die Kommunen 
ein wichtiger Partner. Aber was brauchen die Kommunen dafür, wo wird noch Un-
terstützung benötigt? – Ein wesentlicher Punkt ist der Ausbau des Radverkehrsnet-
zes. Wir brauchen ein durchgängig befahrbares und sicheres Radverkehrsnetz 
über die Grenzen der einzelnen Kommunen hinweg, das nicht an der Gemeinde-
grenze aufhört. Mit der Erarbeitung des landesweiten Radverkehrsnetzes für den 
Alltagsradverkehr ist aus unserer Sicht schon ein erster Schritt in diese Richtung 
getan. Es ist aber Aufgabe der Kommunen, dieses Netz dann innerörtlich weiter zu 
verdichten, wofür ein Radverkehrskonzept und die Netzplanung in den einzelnen 
Kommunen unabdingbar sind.

Wichtig ist auch, wie wir schon gehört haben, dass bei der Infrastrukturplanung 
verschiedene Fahrradtypen berücksichtigt werden. Immer mehr Kommunen för-
dern die Anschaffung von Lastenrädern; die Anzahl der Pedelecs nimmt immer 
mehr zu, und dadurch ändern sich natürlich auch die Anforderungen an die Rad-
verkehrsinfrastruktur, aber auch an die Abstellmöglichkeiten, beispielsweise in 
puncto Sicherheit. Das Thema Abstellanlagen begleitet uns insgesamt schon viele 
Jahre. Wir freuen uns auch, dass die Förderung des Freistaats Bayern aus Son-
dermitteln aufgestockt wurde und die Höchstsätze 2021 angepasst wurden. auch 
die Bike-and-Ride-Offensive der Deutschen Bahn wurde in Bayern gut angenom-
men. Aber trotzdem ist die Abstimmung immer noch nicht so einfach.

Auch das Thema Verknüpfung von Fahrrad und Bahn stellt insbesondere für den 
ländlichen Raum eine wichtige, große Chance dar. Durch die Pedelecs können 
weite Entfernungen einfacher zurückgelegt werden, und das Fahrrad kann gut als 
Zubringer zum Bahnhof genutzt werden. Uns ist wichtig, dass die barrierefreie 
Fahrradmitnahme entsprechend ausgebaut wird und dass die Kapazitäten in den 
Zügen für die Fahrradnutzung noch attraktiver gestaltet werden, um auch im ländli-
chen Raum die Verknüpfung beider Verkehrsmittel weiter zu fördern.
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Beim Thema Radschnellwege wurden wir inzwischen von anderen Bundesländern 
überholt. In den Großräumen München und Nürnberg laufen Planungen, aber für 
eine schnelle Realisierung fehlen den Kommunen noch weitere Planungsinstru-
mente. Seitens der Kommunen wird das Planfeststellungsverfahren als Instrument 
präferiert, aber insbesondere für selbstständige Radwege müsste da noch eine ge-
setzliche Regelung zur Planfeststellung definiert werden.

Aus unserer Sicht können auch Behörden im Freistaat eine Vorbildrolle als fahrrad-
freundliche Arbeitgeber einnehmen. Wir begrüßen sehr, dass bei den Tarifverhand-
lungen das Fahrradleasing für Angestellte im öffentlichen Dienst ermöglicht wurde. 
Aufgrund der Gleichbehandlung sehen wir aber noch das Erfordernis, dieses Mo-
dell auch für Beamtinnen und Beamte einzuführen, was mit einer Änderung des 
Bayerischen Besoldungsgesetzes einhergehen würde.

Die Anordnung von Tempo 30 ist ein ganz wichtiges Thema für unsere Kommunen 
in der AGFK, um den Radverkehr sicherer und attraktiver zu gestalten. Wir wün-
schen uns einfach noch mehr Ermessensspielraum zur Anordnung von Tempo 30 
auf bestimmten Straßen, insbesondere auch auf Hauptverkehrsstraßen.

Wir fördern den Radverkehr nicht nur im Bereich Infrastruktur, sondern sehen auch 
die Säulen Information, Kommunikation und Service. Wir möchten Menschen moti-
vieren, das Rad zu nutzen, die das Rad vielleicht bislang noch nicht als alltägliches 
Verkehrsmittel benutzt haben. Da sehen wir die Öffentlichkeitsarbeit als wesentli-
chen Baustein an und würden uns eine landesweite Kampagne für den Radverkehr 
wünschen, um das Mobilitätsverhalten der Bürger nachhaltig zu beeinflussen und 
einen Verhaltenswandel herbeizuführen.

Die Personalkapazität insgesamt ist ein weiterer ganz großer Punkt. Entsprechen-
de Fachleute werden auf allen Ebenen benötigt: Bei den Städten und Gemeinden, 
bei den Landkreisen, aber auch bei den Staatlichen Bauämtern und im Verkehrs-
ministerium. Das ist einer unserer wichtigsten Punkte, um den Radverkehr weiter 
voranzubringen. Und natürlich der politische Wille und die finanzielle Unterstützung 
der Kommunen! – An der Stelle möchte ich mich für die Unterstützung der AGFK 
Bayern durch den Freistaat Bayern bedanken und für die gute Zusammenarbeit mit 
dem Verkehrsministerium. Wir hoffen natürlich weiterhin auf die Unterstützung und 
würden uns freuen, wenn wir Bayern weiterhin gemeinsam zum fahrradfreundli-
chen Freistaat entwickeln können. – Vielen Dank.

Vorsitzender Sebastian Körber (FDP): Vielen Dank, Frau Guttenberger. Als 
Nächste bitte Frau Cornelia Hesse.

SVe Cornelia Hesse (Bayerischer Gemeindetag): Sehr geehrter Herr Vorsitzender, 
meine Damen und Herren! – Ich versuche, mich im Rahmen der fünf Minuten zu 
halten, und bedanke mich für die Einladung. Es ist ja nicht die erste Anhörung zum 
Thema Radverkehr, die letzte war 2014. Davor gab es 2004 eine. Schon damals 
haben wir die Themen behandelt, die auch heute auf der Agenda stehen. Ich 
möchte kurz den Bayerischen Gemeindetag vorstellen, der möglicherweise nicht 
bei allen bekannt ist. Wir sind der Verband, der die Interessen der 2031 kreisange-
hörigen Städte, Märkte und Gemeinden vertritt. Ich möchte um ein bisschen Ver-
ständnis für unsere Mitglieder werben und daher auf die Struktur eingehen: 75 % 
dieser 2031, also etwa 1.500 Gemeinden, haben weniger als 1.500 Einwohner. Wir 
haben es hier also nicht, wie zum Beispiel in Nordrhein-Westfalen, mit großen 
kommunalen Gebilden zu tun, sondern wir haben in aller Regel eher kleinere Ein-
heiten. Trotzdem ist die Struktur nicht sehr homogen: Unser größtes Mitglied ist die 
Stadt Neu-Ulm mit über 65.000 Einwohnern, und die kleinste Gemeinde ist wohl 
die Gemeinde Chiemsee im gleichnamigen See mit etwa 300 Einwohnern. – So 
viel zur Struktur.
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Was haben diese Gemeinden zu bewältigen? – Mir geht es nicht um die coronabe-
dingten Herausforderungen beim Thema Schule, die Ihnen allen bekannt sind. Sie 
wissen, was hier zu leisten ist. Mir geht es hier um die öffentlichen Straßen. Allein 
das Netz der Gemeindestraßen, die unsere Mitglieder zu betreuen haben, umfasst 
etwa 100.000 Kilometer. Nicht dabei sind öffentliche Feld- und Waldwege; sie ma-
chen etwa 500.000 Kilometer bayernweit aus. Daneben gibt es in Bayern 2.500 Ki-
lometer Bundesautobahnen, 6.000 Kilometer Bundesstraßen, 14.000 Kilometer 
Staatsstraßen. Sie sehen: Der Aufgabenbereich, den unsere Gemeinden zu bewäl-
tigen haben, ist ungleich größer. Trotzdem müssen diese Gemeinden oftmals für 
den Freistaat Bayern die Hausaufgaben machen, weil der Freistaat es nicht 
schafft, an allen Staatsstraßen begleitende Radwege zu errichten. Manchmal neh-
men die Gemeinden diese Aufgabe auf sich, weil sie an einer solchen Staatsstraße 
für ihre Bürgerinnen und Bürger eine Verbindung in den nächsten Ort schaffen wol-
len. Sie bekommen dafür zwar eine Förderung, müssen aber trotzdem zunächst 
einmal die ganze Planung bewältigen und die Aufgabe stemmen. So viel zu der 
Frage, was in diesen Gemeinden zu bewältigen ist. Die Herausforderungen sind 
nicht nur pandemiebedingt groß; das ist klar. Das Thema Mobilität, insbesondere 
Abstellanlagen an Bahnhöfen, wurde genannt. Die Schwierigkeiten, die wir dort 
haben, sind einfach zu benennen: Die Bahn ist oftmals nicht bereit, Flächen herz-
ugeben, damit solche Abstellanlagen gebaut werden können.

Ein weiterer Punkt ist die Frage, wie solche Radwege auszusehen haben. Da bin 
ich eher in der Nähe von Herrn Etscheit, der gesagt hat: Wir dürfen die Fehler der 
Sechziger- und Siebzigerjahre, die wir mit den Straßen gemacht haben, nicht wie-
derholen. Das sehe ich in ähnlicher Weise. Natürlich brauchen wir an Staatsstra-
ßen, Bundesstraßen oder sonstigen sehr stark befahrenen Straßen auch qualitativ 
hochwertige Radwege. Aber es kann durchaus auch andere Radwege geben, ins-
besondere im touristischen Bereich – nicht alle Radwege dienen unbedingt dem 
Zweck, vom Arbeitsort nachhause zu kommen, oder Ähnlichem. Vielfach haben wir 
auch ein Freizeitradeln. Warum sollen da die Radwege so versiegelt werden, wie 
wir es bei den Straßen haben, die von Kfz befahren werden? – Da kann ich mir an-
dere Lösungen vorstellen, insbesondere Wege, die unterschiedlichen Verkehren 
dienen. Warum soll man also auf dem öffentlichen Feld- und Waldweg nicht auch 
eine Fahrradroute führen? Insbesondere an den Wochenenden, wenn die Landwir-
te nicht so sehr agieren, sind das ganz wunderbare Strecken. Das würde erstens 
das Freizeitradeln deutlich verbreitern und zweitens müssten nicht weitere Flächen 
versiegelt werden.

Bei der Verkehrssicherheit kann nicht alles auf die Fahrrad-Infrastruktur, also auf 
den Wegezustand, geschoben werden, wenn es um Unfallgefahren und Ähnliches 
geht. Wie der Fahrer eines Pkws muss sich auch ein Radfahrer auf die Straßenver-
hältnisse einstellen. Dass sie sich hier genauso wie andere Verkehrsteilnehmer zu 
verhalten haben, ist vielleicht bei manchen noch nicht angekommen. Ich bin eine 
leidenschaftliche Radfahrerin, allerdings nicht im Winter, sondern nur im Sommer, 
und habe den Eindruck, dass der Radverkehr so in den Fokus gerät, dass die Fuß-
gänger vergessen werden, genauso wie früher die übrigen Verkehrsteilnehmer 
durch die Pkws verdrängt wurden. Ich befürchte, dass die Fußgänger und ihre Be-
dürfnisse außer Acht gelassen werden. Sie brauchen eben auch den entsprechen-
den Raum und so weiter.

Zu den anderen Themen, insbesondere zum Jobfahrrad, werden wir noch kom-
men. Dazu hat Frau Guttenberger bereits zutreffende Ausführungen gemacht. 
Damit möchte ich mich im Augenblick nicht weiter aufhalten. – Das war mein kur-
zes Eingangsstatement. Ich glaube, ich bin in den fünf Minuten geblieben.
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Vorsitzender Sebastian Körber (FDP): Knapp drüber, aber im Toleranzbereich. 
Vielen Dank, Frau Hesse. Als unseren letzten Experten rufe ich Herrn Ulrich Sy-
berg auf. Bitte.

SV Ulrich Syberg (Allgemeiner Deutscher Fahrrad-Club Bund): Und da bin ich 
schon. – Sehr geehrter Herr Vorsitzender, meine Damen und Herren! Danke, dass 
ich heute zu Ihnen sprechen darf. Ich bin Bundesvorsitzender des Allgemeinen 
Deutschen Fahrrad-Clubs seit gut zehn Jahren. Ich habe aber nicht nur die Bun-
desseite, sondern auch die kommunale Seite im Blick: Seit 16 Jahren bin ich Kom-
munalpolitiker im Ruhrgebiet in einer wunderbaren Stadt, die sich Herne nennt. Ich 
kann also beide Aspekte sehen, den kommunalen und die Bundesebene. Ich war 
auch zehn Jahre im Landesvorstand und weiß, was auf Landesebene alles mög-
lich ist. Ich habe also die ganze Entwicklung seit 27 Jahren in Deutschland mit ver-
folgen können.

Die Statements, die ich jetzt gehört habe, brauchen noch einen anderen Fokus. 
Für wen machen wir das Ganze? Für wen sitzen wir heute zusammen, und für wen 
machen wir das in der Zukunft? – Wir machen das nicht nur für den alten Mann, 
der mit dem Pedelec schnellstmöglich von A nach B kommen soll, und nicht nur für 
die berühmten MAMILs – Middle Aged Men in Lycra –, die immer nur Radfahren, 
nichts Anderes können, sondern mein Aspekt, den ich hier reinbringe, ist: Wir soll-
ten uns mal die Menschen ansehen, die wir aufs Rad bringen wollen. Der ADFC 
hat sich in den letzten zehn Jahren sehr stark dafür engagiert, zukünftige Rad-In-
frastruktur planen zu lassen, die alle Radfahrer in den Blick nimmt. Das sind der 8-
Jährige und die 88-Jährige, nicht nur ein kleiner Fokus in der Mitte. Diese Men-
schen müssen wir uns ansehen. Welche Infrastruktur sehen wir da?

Anderer Aspekt: Wir haben Probleme in den Städten – ja, CO2, Lärm, Staub; all 
das ist in den Städten präsent –, und wir haben das Thema Land-Stadt-Verkehr. 
Darauf komme ich am Ende nochmal. Aber lassen Sie uns erst mal auf die Men-
schen gucken: Es darf nicht sein, dass Radfahren nur für Mutige möglich sein soll, 
sondern wir müssen alle Menschen in den Blick nehmen. Dann möchte ich sehen, 
wie die Infrastruktur in den letzten Jahrzehnten gebaut haben. Wir haben das Auto 
sehr stark in den Mittelpunkt unserer Verkehrspolitik gestellt. Das muss sich än-
dern: Wir müssen erst den zu Fuß gehenden Menschen, dann den Radfahrer und 
dann den multimodal unterwegs seienden Menschen in unseren Städten in den 
Fokus nehmen. Was machen andere Städte, damit es schnell geht? – Sie bauen 
Infrastruktur, die sicher ist, damit man als Schülerin, als Schüler zur Schule fahren 
kann. Das ist doch ganz wichtig. Dieses Thema des Elterntaxis, das mich als Kom-
munalpolitiker seit Jahrzehnten verfolgt, muss doch mal in den Griff zu bekommen 
sein. Andere Länder machen uns massiv vor, wie es geht. Wir als ADFC haben 
uns weltweit umgesehen und festgestellt, dass es viel, viel schneller geht als das, 
was in Deutschland in den letzten Jahren passiert ist. Wir haben uns in Paris, in 
London, in vielen großen Städten umgesehen und festgestellt: Dort wird Radver-
kehr jetzt endlich auch gebaut – schnellstmöglich gebaut. Infrastruktur wird hinge-
stellt, die einladend ist, die subjektiv sicher ist. Darüber muss ich heute sich noch 
etwas mit Herrn Brockmann darüber reden, wie man Kreuzungen baut; das ist aber 
ein anderer Aspekt. Aber wir brauchen subjektiv sichere Radwege. Deshalb möch-
te ich an alle appellieren, die Menschen anzusehen, für die wir das alle planen.

Geld ist jetzt genug da. Der Bundesverkehrsminister hat jetzt, letzte Woche, das 
Geld zur Verfügung gestellt; die Bund-Länder-Vereinbarung ist unterschrieben. Wir 
können jetzt abgreifen. Aber es fehlen Planer – das ist richtig; das haben wir auch 
schon gehört. Und wir müssen auch in den Kommunen und in den Räten dafür 
Sorge tragen, dass positiv über das Thema Radfahren gedacht wird. Wir brauchen 
mehr geschützte Radfahrstreifen an den Straßen, mehr Protected Bike Lanes, und 
die Hauptverkehrsstraßen brauchen einen ordentlichen begleitenden Radweg, so-
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dass man nicht auf der Fahrbahn fahren muss. Alle Elemente, die es gibt, sind be-
schrieben – aber wir brauchen eine schnelle Umsetzung. Erkenntnisse haben wir 
genug gewonnen in den letzten Jahrzehnten; wir brauchen Umsetzung, Menschen, 
die mutig sind, das umzusetzen und in den Räten in Beschlüsse zu fassen. Und 
wir brauchen Fachleute, die bauen und planen.

Am Ende möchte ich noch etwas zum Thema Fahrradtourismus sagen. Der Fahr-
radtourismus ist sicher einer der gewinnbringendsten Wirtschaftsfaktoren in 
Deutschland. Ich kann nur daran erinnern, dass wir in den letzten Jahren wahnsin-
nige Zuwachszahlen bei den Übernachtungen hatten. Wir werden in diesem Jahr 
sicherlich erleben, wenn die Pandemie einigermaßen in den Griff zu kriegen ist und 
das Wetter mitspielt, dass die Menschen wieder rausdrängen in die Öffentlichkeit. 
Sie werden dem Radtourismus an der Isar, auf dem Land einen anderen, noch grö-
ßeren Schub geben als den, den wir bisher gekannt haben. Sorgen Sie dafür, dass 
auch der Radtourismus in den Städten die Möglichkeit und eine einladende Infra-
struktur hat! Das betrifft insbesondere, Frau Hesse, die kleineren Städte. Die soll-
ten Radverkehr als Radtourismus in den Fokus nehmen, damit dort auch entspre-
chende Infrastruktur zur Verfügung steht. – Recht herzlichen Dank.

Vorsitzender Sebastian Körber (FDP): Vielen Dank, Herr Syberg. – Damit haben 
wir jetzt die Eingangsstatements unserer acht Sachverständigen gehört. Die fünf 
Minuten waren jetzt übrigens sehr großzügig. Deshalb würde ich beim ersten The-
menkomplex aus unserem Fragenkatalog darum bitten, dass jeder Sachverständi-
ge die Frage, die in diesem Komplex formuliert ist, knapp in zwei Minuten beant-
wortet und einfach kurz seine generelle Einschätzung dazu in zwei bis drei Minuten 
wiedergibt. Dann würde ich die Möglichkeit eröffnen, dass die Kolleginnen und Kol-
legen entsprechende Nachfragen stellen können. Besteht soweit Einverständnis 
damit? – Wir rufen jetzt den ersten Fragenkomplex auf:

I. Analyse der Bedingungen für den Radverkehr

Er ist mit einer einzigen Frage hinterlegt:

Wie wird die bestehende Radverkehrsinfrastruktur generell bewertet (Zustand, 
Sicherheit, Auslastung)?

Ich würde wieder wie eingangs in der Reihenfolge mit Herrn Dankmar Alrutz begin-
nen. Bitte.

SV Dankmar Alrutz (Planungsgemeinschaft Verkehr): Vielen Dank. Ich glaube, ich 
kann die vorhin verbrauchte Zeit wieder hereinholen, weil ich kein spezieller Ken-
ner der Infrastruktur in Bayern bin. Ich kann das allgemein formulieren, dass wir 
vielfach noch inkonsistente Radverkehrsnetze mit Qualitätssprüngen, aber auch 
echten Lücken haben, was insbesondere die Sicherheitsbelange in den Städten 
betrifft, die gerade an den Knotenpunkten – Herr Brockmann hat darauf hingewie-
sen – nicht beachtet werden. Hier sind die Sichtkontakte ein ganz entscheidender 
Punkt. Dem wachsenden Radverkehr, den wir insbesondere in den Ballungsräu-
men haben, werden diese Anlagen nicht gerecht. In vielen Städten gibt es noch 
1 Meter breite Radwege, und das ist definitiv nicht ausreichend und führt zu Fehl-
nutzungen, die dann wiederum zu Gefährdungen führen. – Damit ist mein Beitrag 
schon beendet.
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Vorsitzender Sebastian Körber (FDP): Vielen Dank, Herr Alrutz, auch für die 
knappe Beantwortung. Als Nächsten bitte ich Herrn Prof. Bogenberger.

SV Univ.-Prof. Dr.-Ing. Klaus Bogenberger (TU München): Was ich hier sage, ist 
rein subjektiv, ist nicht quantifiziert. – Ich habe den Eindruck, dass es in den Städ-
ten, den Kommunen sehr große Unterschiede gibt, je nachdem, wie engagiert die 
lokale Politik ist. Bayernweit hat sich das schon verbessert, würde ich sagen. Im 
Moment investiert man.

Zu dem Thema "Zustand, Sicherheit" gibt es, glaube ich, in der Runde bessere Ex-
perten als mich. – Zur Auslastung kann ich noch sagen: Es fehlt leider immer nicht 
nur am Asphalt, sondern es wird auch nicht genug gemessen. Es gibt kaum ausrei-
chend Messdaten, wie sich Fahrradverkehre entwickeln, wie sie stundenweise 
oder minutenweise in die Städte strömen. Da fehlt es oft an der Sensorik und ähnli-
chen Dingen. Da wird häufig gespart. Sobald der Asphalt da liegt, versucht man 
einzusparen. Es wäre meines Erachtens eine wichtige Investition, immer auch flä-
chendeckend in Zählstellen zu investieren, damit man langfristig entsprechende 
Entwicklungen festhalten und messen kann. – Herzlichen Dank.

Vorsitzender Sebastian Körber (FDP): Vielen Dank, Herr Bogenberger. Als Näch-
ster dann Herr Brockmann, gefolgt von Herrn Etscheit.

SV Siegfried Brockmann (Leiter Unfallforschung der Versicherer): Vielen Dank. – 
Ich kann es auch relativ kurz machen. Herr Alrutz hat, wahrscheinlich, weil wir 
auch in ähnlichen Forschungsgebieten tätig sind, schon viel dazu gesagt. Ich bin 
natürlich auch kein Experte für bayerische Radverkehrsanlagen, gehe aber mal 
davon aus, dass das auch im Freistaat Bayern heterogen ist zwischen den Kom-
munen und zwischen Stadt und Land. Das wird sich nicht von anderen Bundeslän-
dern unterscheiden. Da sind tatsächlich erhebliche Defizite in dem, was vorhanden 
ist. Insbesondere die alte Radinfrastruktur ist natürlich im Winter schlecht geräumt, 
mit Schlaglöchern, mit allem, was damit zusammenhängt. Wir haben das gerade 
schon gehört. Das ist auch eine Ursache für sogenannte Alleinunfälle. Ich darf viel-
leicht jetzt schon ankündigen, dass wir dazu mal ein Forschungsprojekt machen 
werden, um mal zu schauen, ob Alleinunfälle tatsächlich nur auf diese Ursachen 
zurückzuführen sind oder auch noch andere Ursachen haben. Das ist sicherlich ein 
wichtiger Punkt im Radunfallgeschehen.

Ich möchte vielmehr darauf kommen, dass überall dort, wo wir neue Radverkehrs-
anlagen schaffen oder uns analog mit den Empfehlungen bewegen, massig Fehler 
gemacht werden. Da sehe ich beispielsweise neu angelegte Radfahrstreifen, also 
auf der Fahrbahn angelegte Radinfrastruktur, dass wir es aber nicht schaffen, die 
Parkstände daneben wegzukriegen; da habe rechts neben der Radverkehrsanlage 
plötzlich parkende Fahrzeuge. Das sehe ich sehr häufig. Das hat nun wiederum 
die Dooring-Unfälle zur Folge, die ich vorher praktisch gar nicht hatte. Sie sind 
schon zur Nummer 2 in der Reihung der Radunfälle aufgestiegen. Das heißt: Wenn 
ich schon Radinfrastruktur mache, muss ich auch so mutig sein und die entspre-
chende Park-Infrastruktur anpassen.

Das gleiche Thema habe ich in sogenannten Fahrradstraßen, die ich anders als 
einer der Vorredner vorhin für eine gute Sache halte, weil sie nämlich die Haupt-
straßen meiden und ich dort quasi im Nebenstreckennetz eine sehr gute Radver-
kehrsanlage hinbekommen kann. Wenn das aber damit einhergeht, dass ich den 
Autoverkehr dort nicht einschränke, dass also weiterhin rechts und links Fahrzeuge 
parken, dass weiterhin Anwohnerverkehr im weitesten Sinne durchgeht und die 
Geschäfte, die dort sind, angefahren werden, dann habe ich keine reale Fahrrad-
straße.
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Das dritte Thema sind die Schutzstreifen, die a priori schon problematisch sind, 
weil sie überfahren werden dürfen. Das heißt: Ich benutze den Schutzstreifen 
immer dann, wenn ich eigentlich eine zu schmale Fahrbahn habe, um den Begeg-
nungsverkehr von Bussen und Lkw abzuwickeln, ohne dass ich die Radverkehrs-
anlage mitbenutzen muss. – Das sind Beispiele dafür, wo Scheinsicherheiten ge-
schaffen werden, die im Faktischen objektiv zu größerer Unsicherheit führen. – 
Auch darüber müssen wir noch einmal reden.

Vorsitzender Sebastian Körber (FDP): Vielen Dank, Herr Brockmann. Als Näch-
ster kommt Herr Etscheit, gefolgt von Frau Felsch. Herr Etscheit!

SV Georg Etscheit (Autor und Journalist): In allen Vorträgen meiner Mit-Experten 
und –Expertinnen schien der Gedanke durch, man müsse die Infrastruktur unbe-
dingt wieder massiv verbessern oder bauen. Also: Es wird Geld zur Verfügung ge-
stellt, es wird "abgegriffen", wie einer meiner Vorredner sagte, und damit ist das 
Problem gelöst. – Ich möchte doch sehr vor einer so mechanistischen Herange-
hensweise warnen, die uns schon mal in eine Verkehrsmisere gebracht hat, näm-
lich als wir genau dasselbe machten, indem wir ununterbrochen neue Infrastruktur 
für das Auto schufen. Kann man nicht mal versuchen, den Fokus nicht nur auf In-
frastruktur zu legen – Radlparkhäuser, Schnellwege, noch mehr Beton in die Land-
schaft zu gießen? – Natürlich gibt es viel befahrene Bundesstraßen auch außer-
halb der Städte, wo es geboten erschiene, einen Radweg zu bauen, und auch in 
der Stadt kann man das eine oder andere machen. Ich will das jetzt nicht völlig in 
Abrede stellen, dass das notwendig ist. Aber insgesamt liegt der Fokus, wie ge-
sagt, viel zu sehr auf dieser mechanistischen Herangehensweise: Viel Geld – viel 
Problem gelöst. Das kann nicht so sein.

Lassen Sie uns doch lieber versuchen, mehr auf die Selbstverantwortung der Bür-
gerinnen und Bürger zu setzen und vor allen Dingen die Separierung der Verkehre 
aufzugeben. Diese schafft doch eigentlich die Probleme. Wie gesagt: Wenn alle 
versuchen, sich in dem gegebenen Raum abzustimmen, möglicherweise bei ver-
minderten Geschwindigkeiten, ist doch wahrscheinlich die Leistungsfähigkeit auch 
der Straße viel größer, und man braucht nicht wieder neue Räume zu erschließen, 
-mittlerweile auch zulasten ökologisch wertvoller Räume. – Wie gesagt, mir liegt 
nur ein anderer Blick auf dieses Problem am Herzen.

Vorsitzender Sebastian Körber (FDP): Vielen Dank, Herr Etscheit. Frau Felsch, 
gefolgt von Frau Guttenberger. Frau Felsch!

SVe Bernadette Felsch (Allgemeiner Deutscher Fahrrad-Club Bayern): Sie haben 
gefragt, was wir zur Infrastruktur sagen. Wir haben in unserer Stellungnahme aus-
führlich dargestellt, dass wir in Bayern sehr großen Nachholbedarf sehen, vor 
allem, weil es kein lückenloses Netz gibt, sondern Radwege häufig im Nichts 
enden. Es ist natürlich ein großes Problem für Radfahrende, wenn sie gemeinsam 
mit Autos, die in den letzten Jahren immer größer und schwerer geworden sind, 
eine Fahrbahn nutzen müssen. Die Aggression hat nach meiner Beobachtung lei-
der auch zugenommen. Wir wären natürlich für ein besseres Miteinander, auf 
jeden Fall, aber wir sagen auch: Die Infrastruktur trägt ihren Teil dazu bei, dass die 
Zustände momentan so sind, wie sie sind. Es geht schon damit los, dass die Sicht-
beziehungen oft nicht da sind, weil wirklich alle Straßenränder in diesem Land mit 
Autos zugestellt sind. Sogar Freizeitradwege sind oft zugeparkt. Das merkt man im 
Sommer, wenn man zum Baden fahren will. Dann hat man einfach nicht die not-
wendigen Sichtbeziehungen. Ich habe neulich erst gelesen: Inzwischen hängt 
jeder fünfte Unfall mit einem geparkten Auto zusammen. Auch die Abstände, die 
man vor Kreuzungen hat, sind häufig viel zu gering. Man sollte also unbedingt 
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auch an den ruhenden Verkehr rangehen. Ansonsten geht es um fragile Netze, wie 
wir schon gesagt haben.

Herr Etscheit hat jetzt die Separierung kritisiert. Wir vom ADFC sind schon für eine 
Separierung – nicht, weil wir unbedingt überall Poller oder geschützte Radwege 
haben wollen, sondern weil wir einfach sagen: Das subjektive Sicherheitsempfin-
den von Radfahrenden ist einfach sehr viel besser, wenn sie von Autos getrennt 
fahren und wenn eine physische Barriere zwischen ihnen ist. Auch objektiv ist das 
besser. – Auch die Kreuzungen müssen ganz, ganz dringend nachgebessert wer-
den. Dazu haben wir Bilder in unsere Stellungnahme aufgenommen, wie sie aus-
sehen sollen. Wir orientieren uns am niederländischen Kreuzungsdesign, wo die 
Abbiegegeschwindigkeiten deutlich geringer sind, wo die Signalgebung unter-
schiedlich ist, sodass die Fahrradfahrenden und der Kfz-Verkehr sich nicht so oft in 
die Quere kommen. Wir finden, da muss sehr viel mehr getan werden. – Vielen 
Dank.

Vorsitzender Sebastian Körber (FDP): Vielen Dank, Frau Felsch. Als Nächste 
Frau Guttenberger.

SVe Sarah Guttenberger (Arbeitsgemeinschaft fahrradfreundliche Kommunen): 
Wie schon gesagt wurde, gibt es starke regionale Unterschiede bei der bestehen-
den Radverkehrsinfrastruktur. Wir haben aber gemerkt, dass es in den Kommunen, 
die bereits Radverkehrskonzepte und Netzplanungen erstellt haben, definitiv positi-
ve Entwicklungen gibt. Dort werden die Maßnahmenlisten abgearbeitet, und man 
bemerkt eine Verbesserung der Radverkehrsinfrastruktur.

Die größte Herausforderung ist der alte Bestand. Er entspricht häufig nicht mehr 
den Vorschriften und aktuellen Regelwerken, sodass es dort häufig zu gefährlichen 
Situationen und auch zu Konflikten mit anderen Verkehrsteilnehmern wie Fußgän-
gern und dem motorisierten Individualverkehr kommt. Auch beengte Straßenver-
hältnisse sind eine große Herausforderung für viele Kommunen. Häufig werden die 
dann die Radwege – Schutzstreifen, Radfahrstreifen – auch nur mit Mindestmaß 
angelegt. Und wir haben gerade schon gehört, dass das eher eine Gefährdung als 
eine Verbesserung darstellt.

Wir haben den Eindruck, dass noch Lückenschlüsse für ein durchgängig befahrba-
res Radverkehrsnetz notwendig sind. Wie gesagt: Radwege müssen über Gemein-
degrenzen hinweg gedacht werden; das Netz sollte lückenlos sein; es sollte ein-
deutig erkennbar und befahrbar für den Radfahrer sein. Man hat häufig noch 
wechselnde Führungsformen. Auch die verkehrsrechtliche Beschilderung ist oft 
noch nicht ganz einwandfrei und muss weiter überprüft werden. Aber wir bemerken 
auch den Willen der Kommunen, diese Themen anzupacken.

Das Thema FGSV-Beschilderung gehört für uns auch zum Thema Infrastruktur, 
also die wegweisende Beschilderung, die auch für andere Verkehrsteilnehmer, ins-
besondere für den Autoverkehr, sichtbar macht, dass dort Radverkehr stattfindet. 
Diese wegweisende Beschilderung ist insbesondere in Gebieten mit touristischem 
Radverkehr aus unserer Sicht schon ziemlich gut ausgebaut. In vielen Kommunen, 
in denen eher Alltagsradverkehr stattfindet, ist diese Beschilderung aber auch noch 
lückenhaft. – Vielen Dank.

Vorsitzender Sebastian Körber (FDP): Vielen Dank, Frau Guttenberger. Jetzt 
hören wir noch Frau Hesse und Herrn Syberg. Dann hat der Kollege Büchler sich 
gemeldet. Frau Hesse, bitte.

SVe Cornelia Hesse (Bayerischer Gemeindetag): Ein paar Sätze. – Erstens befas-
sen sich die Gemeinden mit dem Radverkehr – vielleicht nicht alle Gemeinden, 

Anhörung
34. BV, 02.02.2021

Bayerischer Landtag • 18. Wahlperiode
Wortprotokoll - Redebeiträge nicht autorisiert 23

http://www.bayern.landtag.de:80/www/lebenslauf/lebenslauf_555500000509.html
http://www.bayern.landtag.de:80/www/lebenslauf/lebenslauf_555500000509.html


aber der überwiegende Teil. Er ist ihnen ein Anliegen, und in den Räten wird dar-
über diskutiert.

Zweitens, die Infrastruktur, die vorhandenen Straßen. Es ist davon die Rede, dass 
die Fahrbahnen eigentlich zu schmal sind und dass die Fahrradstreifen nicht ange-
legt werden können. Das wesentliche Problem ist: Wie will eine Gemeinde einen 
Fahrradweg bauen oder die Straße verbreitern, also die Fahrbahn, um dort einen 
Radverkehrsstreifen anzulegen? Sie braucht in aller Regel Grundeigentum. Heute 
ist die Durchführung eines Grunderwerbs – das wissen Sie alle – wahnsinnig 
schwierig. Sie ist tatsächlich oft gar nicht möglich, weil die Breiten nicht da sind. 
Die Häuser grenzen an den Gehweg, den Radweg oder sogar an die Fahrbahn. 
Und wenn eine Kommune heute irgendjemanden fragt, ob sie ihm Grund abkaufen 
kann, kriegt sie meistens einen Korb. Das ist also ganz, ganz schwierig. Deswegen 
müssen wir uns, glaube ich, andere Lösungen überlegen.

Ein weiterer Punkt war die Forderung, nach Lösungen außerhalb der Infrastruktur 
zu suchen, nämlich das Miteinander. Dazu brauche ich eigentlich nur auf § 1 der 
Straßenverkehrsordnung zu verweisen. Dort steht alles drin. Dort heißt es:

Die Teilnahme am Straßenverkehr erfordert ständige Vorsicht und gegenseiti-
ge Rücksicht.

Das richtet sich auch an den Autofahrer, an den Fahrradfahrer und natürlich auch 
an den Fußgänger. Weiter heißt es:

Wer am Verkehr teilnimmt, hat sich so zu verhalten, dass kein anderer ge-
schädigt, gefährdet oder mehr, als nach den Umständen unvermeidbar, behin-
dert oder belästigt wird.

Diese beiden Sätze haben sich offenbar immer noch nicht herumgesprochen bzw. 
werden von allen Verkehrsteilnehmern verdrängt. Andernfalls hätten wir ein deut-
lich besseres Miteinander auf den Straßen.

Als letzten Punkt möchte ich ansprechen, dass in den Räten die Entscheidung des 
Bundesverwaltungsgerichts von 2010 zur Anordnung einer Radwegebenutzungs-
pflicht und damit zum Bau von eigenständigen Radwegen bekannt ist. Sie kennen 
Sie alle. Gemeinden, die – in Anführungszeichen – "Gefahr laufen", die Entzerrung 
nicht durchsetzen zu können, weil ihnen vom Gericht bescheinigt wird, es sei doch 
nicht so viel Verkehr auf der Straße und auf der Fahrbahn und deswegen müsse 
man auch den angebotenen Radweg nicht benutzen, scheuen natürlich davor zu-
rück, das Geld in die Hand zu nehmen und etwas zu bauen. Diese Entscheidung 
hat uns allen weh getan, und ich weiß nicht, ob sie heute noch so fallen würde. Sie 
stammt aus dem Jahr 2010, und ich denke, in den einschlägigen Kreisen ist sie be-
kannt. Sie wurde von einem Mitglied des ADFC erwirkt. – Damit will ich’s bewen-
den lassen.

Vorsitzender Sebastian Körber (FDP): Vielen Dank, Frau Hesse. – Herr Syberg, 
ist es denn mit § 1 StVO aus Ihrer Sicht getan?

SV Ulrich Syberg (Allgemeiner Deutscher Fahrrad-Club Bund): Absolut nicht. Die-
ser Paragraf ist schon sehr, sehr alt. Sonst hätte man längst politisch in den Kom-
munen und in den Ländern nachsteuern können. Aber wir tun es ja jetzt. Wir haben 
ja eine neue StVO seit letztem Jahr, seit 2020.

Ich möchte mal auf den Aspekt der Sicherheit und des subjektiven Sicherheitsge-
fühls zu sprechen kommen. Wenn wir alle so tolle Radfahrer und Radfahrerinnen 
sind, die wir uns jetzt vorgestellt haben, frage ich Sie: Sind Sie schon mal in einem 
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Abstand von 30 Zentimetern von einem Auto überholt worden, das mit 50 Stunden-
kilometern gefahren ist? – Dann wissen Sie, wie sich das anfühlt, beispielsweise 
wenn eine Mutter das tut, die zu ihrem Sohn, der zur Schule fahren will, sagt: Das 
machst du nicht; ich bringe dich besser mit dem Auto. – Das fehlt in deutschen 
Städten. Dabei ist nicht nur die große oder die kleine Stadt gemeint, sondern in 
jeder Stadt kann man das untersuchen. Dabei geht es um das subjektive Sicher-
heitsgefühl. In Deutschland fehlt eine grundsätzliche Untersuchung. Ich war vor 
einem halben, dreiviertel Jahr in den Niederlanden und habe mir das angesehen. 
Durch digitale Medien kann man untersuchen, wie das subjektive Sicherheitsgefühl 
in den Straßenzügen einer ganzen Stadt ist. Man kann die Straßen digital abfah-
ren. Dann merkt man auf einmal, dass die Radwege gar nicht angenommen wer-
den oder in einem Zustand sind, bei dem ich selber nicht Rad fahren würde. Wir 
sollten also die digitalen Möglichkeiten mehr in den Fokus nehmen, um den Zu-
stand unserer Radverkehrsinfrastruktur heute mal zu sehen. Dann werden wir 
schnell merken, dass es keine durchgängigen Netze gibt. In keiner deutschen 
Stadt wird es durchgängige Radverkehrsnetze geben. Fahre ich aber 70 Kilometer 
nach Westen in die Niederlande über die Grenze, habe ich Radverkehrsinfrastruk-
turen, die durchgängig geplant sind. Natürlich: Die Niederländer haben vor vier-
zig Jahren damit angefangen. Nach vierzig Jahren haben sie den Zustand, den 
man jetzt sehen kann. Ich glaube, wir brauchen jetzt einen Start mit kurzen, 
schnellen Maßnahmen, damit man sieht: Wir wollen etwas verändern. Wir brau-
chen eine Netzstruktur, kein Flickwerk.

Nach Befragungen zur Auslastung und Infrastruktur brauchen wir nur noch fünf 
Wochen zu warten: Dann wird der Fahrradklimatest des ADFC-Bundesverbandes 
veröffentlicht. Dann werden wir sehen, wie 230.000 Menschen die Radinfrastruktur 
deutschlandweit beurteilt haben. Unsere Fragen haben wir zusammen mit dem 
Bundesverkehrsministerium erarbeitet. Über tausend Städte sind dabei, Frau 
Hesse – also auch die kleinen Gemeinden. Sie werden schnell merken, dass die 
Infrastrukturen, die da sind, vielleicht gar nicht ausreichen und dass die subjektive 
Sichtweise der einzelnen Teilnehmer beim Fahrradklimatest den Ausschlag gibt. – 
Danke schön.

Vorsitzender Sebastian Körber (FDP): Vielen Dank, Herr Syberg. Ich habe jetzt 
drei Wortmeldungen. – Ihnen als Expertinnen und Experten steht es natürlich frei, 
sich zu Wort zu melden, wenn Sie etwas erwidern oder nachfragen möchten. Ich 
bitte nur, das in den Chat zu schreiben oder sich zu melden. Dann rufen wir Sie 
auf. Als Ersten habe ich den Kollegen Büchler, dann den Kollegen Wagle. Kollege 
Büchler!

Abg. Dr. Markus Büchler (GRÜNE): Sehr geehrter Herr Vorsitzender, sehr geehr-
te Kolleginnen und Kollegen, sehr geehrte Expertinnen und Experten, sehr geehrte 
Gäste im Stream! Erst einmal möchte ich herzlich für die Organisation und Vorbe-
reitung der heutigen Anhörung danken. Als Antragsteller freue ich mich sehr, dass 
wir hier eine so interessante und informationsreiche Veranstaltung zum Radver-
kehr machen können. Sie ist die dritte Anhörung, die wir in dieser Wahlperiode in 
diesem Ausschuss haben: Nach dem ÖPNV und dem motorisierten Individualver-
kehr ist heute der Fahrradverkehr an der Reihe. Vielen Dank allen, die zur Vorbe-
reitung beigetragen haben.

Ich habe eine kurze praktische Frage zur Durchführung, Herr Vorsitzender: Bei der 
letzten Anhörung zum motorisierten Individualverkehr hatten wir zur Straffung das 
Verfahren, dass wir immer nur zwei Expertinnen oder Experten, nicht etwa alle, fra-
gen sollten. Ist das wieder so gedacht? Oder ist es diesmal anders, sodass immer 
alle antworten sollen? – Das wäre vielleicht noch kurz zu klären, ehe wir in die Fra-
gerunde einsteigen.
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Vorsitzender Sebastian Körber (FDP): Vielen Dank, Kollege Büchler. Ich gebe 
den Dank und die Anerkennung natürlich gerne ans Ausschussbüro unter Herrn 
Hohenhövel, der das Ganze für uns organisiert, weiter. Die Beschlüsse für die An-
hörungen sind in unserem Ausschuss immer einstimmig. Ich finde, es ist für uns 
sehr hilfreich, wenn wir uns das Wissen von Experten von außen in den Ausschuss 
zu verschiedenen Themen immer wieder hereinholen können.

Ich würde vorschlagen, dass wir das Frageverfahren wieder so handhaben, weil es 
sonst einfach ausufert, sodass ein Fragestellender entweder zwei Fragen an einen 
Experten oder eine Frage an zwei Experten stellt. – Das ist, Kollege Stellvertreten-
der Vorsitzender, vom Verfahren her so zu praktizieren. Mal gucken, wie lange wir 
es dieses Mal durchhalten.

Abg. Dr. Markus Büchler (GRÜNE): Gut, okay. Dann machen wir es so: Entweder 
zwei Fragen an eine Person oder jeweils eine Frage an zwei Personen – verstan-
den. Vielen Dank.

Ich hätte zwei Fragen an Frau Felsch vom ADFC Bayern. Wir haben sehr viel 
schon zur Radinfrastruktur gehört, was die Radwege betrifft: dass sie in sehr unter-
schiedlicher Qualität sind, dass sie den technischen Standards nicht entsprechen 
in Bayern, dass es teilweise uneinladend ist, die Radwegeinfrastruktur zu benut-
zen. Aber zur Radinfrastruktur zählen nicht nur die Radwege, sondern auch Ra-
dabstellanlagen. Diese würde ich jetzt gerne mal hier unter Punkt I subsumieren. 
Wenn ich gerade an mein eigenes, armes Fahrradl denke, das jetzt im Regen an 
ein so ein rostiges Blechgestell im Bahnhof in Schleißheim, wo ich wohne, gehängt 
ist, frage ich Sie: Wie schätzen Sie die Situation der Radabstellanlagen im Hinblick 
auf die Multimodalität, die Verknüpfung des ÖPNV, der Bahn und des Radverkehrs 
in Bayern ein? – Es gibt bekanntlich Förderprogramme zum Ausbau der Abstellan-
lagen an Bahnhöfen oder an öffentlichen Verkehrsmittelpunkten. Geht es da gut 
vorwärts, oder hat der Freistaat da vielleicht noch mehr zu tun?

Die andere Möglichkeit ist, das Fahrrad nicht abzustellen, sondern im ÖPNV mitzu-
nehmen. Wie schätzen Sie aus Sicht des ADFC die Situation in Bayern bei der 
Fahrradmitnahme ein?

Vorsitzender Sebastian Körber (FDP): Vielen Dank, Kollege Büchler. Wenn es 
rostig ist, war es bestimmt Cortenstahl und vom Architekten so gewünscht. – Das 
waren zwei Fragen an Frau Felsch. Bitte.

SVe Bernadette Felsch (Allgemeiner Deutscher Fahrrad-Club Bayern): Vielen 
Dank. Ich habe in meinem Kurzstatement ja schon angedeutet, dass bei der Rad-
mitnahme in Bayern sehr viel Luft nach oben ist, auch beim Abstellen an Bahnhö-
fen. Der ADFC macht alle zwei Jahre zusammen mit dem Bundesverkehrsministe-
rium den Fahrradklimatest. Bayern hat da ganz besonders schlechte Noten 
bekommen. Das war sehr auffällig.

Woran liegt das? – Wir haben eine Fachgruppe Fahrradmitnahme beim ADFC in 
Bayern, die sehr aktiv ist. Sie wird erfreulicherweise von der Bayerischen Eisen-
bahngesellschaft eingebunden, wenn es um die Radmitnahme geht. Allerdings 
passiert es trotzdem hin und wieder, dass sie zu spät eingebunden wird. Ich kann 
nur folgendes Beispiel nennen: Für die Strecke München – Nürnberg wurde eine 
neue Zuggarnitur gekauft. Wir wurden auch eingeladen, allerdings erst dann, als 
schon alles geplant war. Als Erstes haben wir festgestellt: Oh, da sind zwar mehr 
Radabteile drin, und das ist auch schön, dass es mehr Radstellplätze sind, aber 
wir kommen nicht hin, weil die Gänge vor diesen Abteilen so eng sind, dass der 
Fahrradlenker oft breiter ist. Dann sind da so komische Türen, die den Ein- und 
Ausstieg total schwierig machen. Hinzu kommt: Man braucht eine Fahrradtages-
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karte, wenn man das benutzen will. Die gibt es zwar am Automaten, man muss 
aber genau wissen, wie. Wenn man sie online buchen will, ist das sehr, sehr 
schwierig. Das geht nicht über www.bahn.de, wie man meinen sollte, sondern man 
muss sich dafür erst mal einen Login bei DB Regio zulegen. Das ist auch relativ 
teuer und kostet 6 Euro am Tag; das ist im Vergleich zu anderen Bundesländern 
relativ hochpreisig. In Baden-Württemberg ist es umsonst.

Was aber in Bayern schön ist, dass man Räder unter 20 Zoll nach wie vor kosten-
los mitnehmen darf. Da ist Bayern ausnahmsweise mal weiter als andere Bundes-
länder. Viele Menschen haben extra Fahrräder mit kleinen Rädern gekauft, um 
diese Radmitnahme als Pendler nutzen können. Sie fahren dann eben zum Bahn-
hof, nehmen das Fahrrad mit. Oder sie haben ein Zweitrad; damit geht es. Aber 
wenn man ein normales Fahrrad mitnehmen möchte, wird es sehr schwierig. Be-
sonders Lastenräder! Sie sind neuerdings von der Radmitnahme ausgeschlossen. 
Für Pedelecs gibt es besondere Vorschrift. Oft kennt das Bahnpersonal sie nicht; 
das führt dann zu Diskussionen. Man hat keinen Anspruch, wenn das Radabteil 
schon voll ist. Dann kommt man nicht mehr rein, hat bezahlt – aber umsonst.

Abstellen am Bahnhof: Das wäre die Alternative zur Radmitnahme. Holland ist da 
sehr vorangegangen und hat gesagt: Die Kapazitäten kriegen wir einfach nicht her, 
damit Räder überall mitgenommen werden können. Also bauen wir Fahrradpark-
häuser an den Bahnhöfen und installieren da auch ein Leihradsystem. Das größte 
Leihradsystem weltweit wird von der holländischen Bahn betrieben, soweit ich 
weiß. Man hat versucht, das Problem damit zu lösen. Ihre Landtagskollegen haben 
nach der letzten Anhörung eine Reise nach Holland gemacht und, glaube ich, sehr 
gestaunt, als sie zum Beispiel in Utrecht das weltgrößte Fahrradparkhaus gesehen 
haben. Dort kann man 24 Stunden lang sein Fahrrad bestens geschützt und be-
wacht kostenlos abstellen; von dort aus ist man auch sehr schnell am Bahnsteig.

Von solchen Sachen können wir nur träumen. Der Freistaat hat zwar ein Pro-
gramm aufgelegt, und die AGFK und der ADFC arbeiten da auch sehr gut zusam-
men und machen immer ein bisschen Druck. Radabstellanlagen an Bahnhöfen 
werden zwar gefördert, aber nur 100.000 Stellplätze. Das reicht nicht sehr weit. 
Hinzu kommt, dass die Verhandlungen mit der Bahn immer total schwierig sind. 
Jede Kommune muss da das Rad erst erfinden und den Ansprechpartner bei der 
Bahn erst einmal finden. Das ist sehr, sehr schwierig. Wir als ADFC schlagen des-
halb eine Beratungsagentur vor, wie es sie in der Schweiz gibt. Sie hilft den Kom-
munen, den richtigen Ansprechpartner zu finden, und berät, wie man solche Ab-
stellplätze plant, wie man vielleicht sogar zu einem Fahrradparkhaus kommt. Im 
Idealfall gibt es dort sogar einen Service, zu dem man morgens hinfahren und sein 
Fahrrad abgeben kann. Abends bekommt man es repariert zurück. – Das wäre der 
Traum, den wir als ADFC haben. Das gibt es in anderen Ländern wie Dänemark 
und Holland. Bei uns leider nicht.

Vorsitzender Sebastian Körber (FDP): Vielen Dank, Frau Felsch. Verhandlungen 
mit der Bahn sind doch ganz unkompliziert und ganz einfach, haben wir hier ge-
lernt. – Ich weiß gar nicht, warum hier jeder lacht. Das war eine völlig wertfreie 
Feststellung meinerseits. – Als Nächsten habe ich Kollegen Wagle. Bitte.

Abg. Martin Wagle (CSU): Sehr geehrter Herr Vorsitzender, liebe Kolleginnen und 
Kollegen, meine Damen und Herren! Auch die CSU begrüßt diese Anhörung zum 
Radverkehr, um Expertenrat hinzuziehen. Wir haben gehört und auch selbst in der 
Realität festgestellt, dass sich der Radverkehr größten Zuspruchs erfreut und dass 
immer mehr Menschen aufs Rad zurückgreifen, in der Freizeit, zum Einkaufen oder 
für den Weg zur Arbeit. Das setzt natürlich eine vernünftige Infrastruktur voraus. 
Darüber diskutieren wir heute. Es ist gesagt worden, dass die Infrastruktur teilwei-
se lückenhaft ist und teilweise nicht den Standards entspricht. Dazu kann man 
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sagen, dass auch die Gefährte, die den Radweg benutzen, etwas breiter werden. 
Ich denke beispielsweise an Lastenfahrräder etc. Die Ansprüche an die Radwege 
steigen stetig und immer schneller, werden im Lauf der Zeit immer größer. Um die-
ses Problem der Infrastruktur zu beheben, braucht es Ziele; der Freistaat Bayern 
hat Vorgaben gemacht und möchte den Radverkehrsanteil bis 2025 um 20 % stei-
gern. Dieses Ziel ist ausgegeben; hier gibt es auch Umsetzungspläne. Genannt 
wurde auch schon das Programm Stadt und Land, ein Programm, das über GVFG 
hinausgeht: 95 Millionen Euro in Bayern bis 2023, 200 Millionen Euro in fünf Jah-
ren, 70 Millionen Euro entlang der Staatsstraßen, 90 Millionen Euro für Bundes-
straßen. Die Bundesmittel wurden angesprochen: 2,4 Milliarden werden bis 2029 
für den Radwegebau zur Verfügung gestellt, und, und, und. Hier ist also für meine 
Begriffe viel Musik drin. Deswegen wundert mich, dass in der Darstellung des 
ADFC steht, es seien keine Mittel vorhanden; das Radverkehrsprogramm sei 
schön und gut, aber keinerlei Ressourcen seien hinterlegt. – Das verstehe ich 
nicht; hier sehe ich einen Widerspruch zu der Stellungnahme des ADFC-Bundes-
vorsitzenden, der ja ausgeführt hat: Mittel haben wir genug; jetzt sollten wir anpa-
cken. – Diesen Widerspruch verstehe ich nicht und würde gerne wissen, wo es 
jetzt hakt. Zudem würde mich interessieren, warum die Mittel, wenn sie schon zur 
Verfügung stehen, nicht ganz ausgeschöpft werden.

Eine zweite Frage noch an Frau Felsch: Mir geht es noch um die rechtlichen 
Hemmnisse bei der Umverteilung vor allem in den Ballungszentren, wie die Ver-
kehrswege dann neu aufgeteilt werden sollten. Welche Maßnahmen könnten Sie 
sich hier vorstellen?

Vorsitzender Sebastian Körber (FDP): Vielen Dank, Kollege Wagle. Das waren 
zwei Fragen an Frau Felsch.

SVe Bernadette Felsch (Allgemeiner Deutscher Fahrrad-Club Bayern): Sie wollen 
wissen, wenn ich richtig verstanden haben, warum Mittel nicht abgerufen werden 
und ob genug da ist oder eben nicht. – Meine Kritik am Radverkehr speziell in Bay-
ern war, dass Frau Schreyer zwar angekündigt hat, die Bundesmittel abzurufen, 
die jetzt nach langwierigen Verhandlungen tatsächlich aus dem Klimapaket da 
sind. Der ADFC-Bundesverband hat sich da sehr in die Gespräche zum Klimapa-
ket reingehängt und rausgehandelt, dass wir jetzt tatsächlich in den nächsten Jah-
ren so viel Radverkehrsbudget haben, wie wir vorher nie hatten und wovon wir 
wirklich geträumt haben. Man muss allerdings immer noch die Relation sehen zu 
dem, was für andere Verkehrsträger ausgegeben wird: Da ist es immer noch relativ 
minimal. Aber wir wollen uns jetzt erst mal darüber freuen, dass das Geld da ist. 
Das Problem ist aber, dass Herr Scheuer uns immer wieder gesagt hat, dass er 
dieses Geld wie eine Bugwelle vor sich herschiebt, weil es eben nicht abgerufen 
wird. Das eine Problem war, dass bisher, bis vor wenigen Tagen, die Verwaltungs-
vereinbarung dafür gefehlt hat, sodass alle noch in den Startlöchern saßen und gar 
nicht abrufen konnten. Das andere Problem ist, dass Radverkehrsplaner momen-
tan sehr rar sind, weil es keine speziellen Studiengänge gibt. Erst seit Kurzem, 
auch auf unsere Anregung hin, hat Herr Scheuer fünf Fahrradprofessuren in 
Deutschland, glaube ich, eingerichtet, leider keine in Bayern. Aber es gibt jetzt im-
merhin solche Fahrradprofessuren, die sich auch mit Daten beschäftigen. Denn 
andere Experten, Herr Brockmann und Herr Bogenberger, haben schon gesagt 
haben gesagt, dass sehr oft Daten fehlen: Ist Fahrradverkehr jetzt gut oder 
schlecht? Was muss man bei der Fahrrad-Infrastruktur besser machen? – Sie er-
heben jetzt Daten und forschen auch.

Ich habe kritisiert, dass abgesehen von diesen Bundesmitteln beim Radverkehrs-
programm Bayern 2025 nicht hinterlegt ist, mit welchen Geldern das gemacht wer-
den soll. Bayern hat zwar ein eigenes Radverkehrsbudget, das ist allerdings wirk-
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lich überschaubar. Davon wird einiges bezahlt, wie zum Beispiel die 
Radabstellanlagen an Bahnhöfen, die ich vorhin schon erwähnt habe. Wenn also 
eine Kommune dem Freistaat Bayern sagt, dass sie dieses Programm nutzen 
möchte, dann kann sie das machen; sie muss aber 25 % Eigenanteil aufbringen. 
Das ist auch so ein Problem. Und es ist relativ schwierig, überhaupt zu wissen: Wo 
sind denn Fördergelder? Wie komme ich an die ran? Wie kann ich die abrufen? – 
Da sind die einzelnen Kommunen oft überfordert, weil sie keinen Experten dafür 
haben. Da sagen wir: Da wäre eine Beratungsagentur sehr, sehr gut, oder der Frei-
staat Bayern sollte jemanden einstellen, der dazu berät – im Idealfall auf Bezirks-
ebene, sodass jeder Regierungsbezirk einen Radverkehrsexperten hat, der dann 
beraten und sagen kann: Es gibt die und die Gelder, die könnt ihr so und so abru-
fen, und das sind die Kriterien dafür. – Das möchten wir eigentlich; und das steht 
nicht im Radverkehrsprogramm Bayern 2025, wie überhaupt kein Maßnahmenplan 
dazu da ist. Wir sagen: Wenn man den Radverkehrsanteil erhöhen will, muss man 
auch sagen, wie, und dann muss man auch einen Maßnahmenplan und Geld und 
Personal dafür bereitstellen.

Vorsitzender Sebastian Körber (FDP): Vielen Dank, Frau Felsch. Soweit sind die 
Fragen beantwortet. Ein Hinweis an die Experten: Gucken Sie bitte immer wieder 
in den Chatverlauf; wir antworten Ihnen da auch und nehmen Ihre Redebeiträge 
auf die Liste. – Der Kollege Wagle hat noch eine Nachfrage an Frau Felsch.

Abg. Martin Wagle (CSU): Meine zweite Frage nach der Umverteilung der Flä-
chen wurde nicht beantwortet, vor allem in den Ballungszentren. Was haben Sie da 
für einen Vorschlag?

SVe Bernadette Felsch (Allgemeiner Deutscher Fahrrad-Club Bayern): O ja, das 
hab ich überhört, tut mir leid. Es ist eine sehr unbequeme Wahrheit, aber ich muss 
sie leider sagen: Die Flächen sind begrenzt, und wenn wir sie irgendwoher bekom-
men wollen, bekommen wir sie wahrscheinlich in den meisten Fällen nur vom mo-
torisierten Individualverkehr. Wir glauben, dass man sehr viel Fläche gewinnen 
könnte, wenn man den ruhenden Verkehr in den Städten zurückdrängen oder bes-
ser organisieren würde. Momentan ist das Parken in Städten für Anwohner sehr, 
sehr, sehr günstig. Nach der StVO ist es jetzt ja möglich, dass die Kommunen die 
Parkgebühren für Anwohner, die bisher bei 30 Euro im Jahr lagen, selbst regeln 
können. Wir hoffen, dass sich da einiges tut. Ich wohne zum Beispiel in München, 
in Schwabing. Wenn ich mich so umschaue, sehe ich: Alles ist zugestellt, die Autos 
werden aber nie bewegt. Was ist der Hintergrund? – Die Leute, die hier in Mün-
chen wohnen, brauchen in der Stadt kein Auto, wollen es auch in der Stadt nicht 
nutzen, weil sie nirgends einen Parkplatz finden. Sie haben das Auto eigentlich 
nur, weil sie am Wochenende aufs Land fahren wollen, also für Ausflüge oder für 
die Ferien. – Da müsste man eben Angebote schaffen, sodass dieser Bedarf ein-
fach nicht mehr gegeben ist, dass man zum Beispiel Carsharing-Flotten hat, die 
diese Bedarfe abdecken. Dann könnte man vom ruhenden Verkehr sehr, sehr viel 
Platz gewinnen, mehr Platz für alle – für Radwege, für Fußgänger, für Aufenthalt. 
Ich glaube, das wäre sehr, sehr gut.

Vorsitzender Sebastian Körber (FDP): Vielen Dank, Frau Felsch. – Ich möchte 
jeweils eine Frage an Frau Felsch und Frau Hesse richten. Wir müssen jetzt mal 
Tacheles reden. Frau Felsch, Sie sprechen davon, den motorisierten Individualver-
kehr, den ruhenden Verkehr ein Stück weit gegen das Rad auszuspielen, wenn ich 
das mal so flapsig formulieren darf. Bayern besteht ja nicht nur aus München, son-
dern wir müssen ganz Bayern im Blick haben. Ich komme aus einer ländlichen Re-
gion, aus Oberfranken. Dort bewegen sich zwei Drittel aller Menschen ausschließ-
lich mit dem Auto fort. Da kommt man halt mit dem Fahrrad einfach nicht überall 
hin. Das ist aus der Großstadt heraus gedacht sicherlich anders; da kann man 
auch laufen oder kann sich den Verkehrsträger aussuchen. Meine Frage ist daher 
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an beide Damen: Wie sieht der ideale Radweg aus? Wir haben als FDP kürzlich 
Änderungsanträge zum Haushalt eingebracht, um Schnittstellen zu stärken, wo 
man auch Räder sicher abstellen können muss, damit man den Verkehrsträger 
wechseln kann. Über Bahnhöfe haben wir schon gesprochen. Wie sieht es baulich 
hier aus? Wir sind mit dieser Frage noch bei den Rahmendaten. Wie sieht der 
Radweg hier in München, wie sieht er in Oberfranken aus? Wo stellt man das Rad 
ab? Wie ist hier zu bauen? – Vielleicht fangen wir mit Frau Felsch an.

SVe Bernadette Felsch (Allgemeiner Deutscher Fahrrad-Club Bayern): Wir möch-
ten niemand gegen jemand anderen ausspielen. Wir sagen nur einfach: Das ist 
eine Frage der Flächengerechtigkeit. Momentan ist es so – heute fiel schon mehr-
fach das Wort von der "autogerechten Stadt" –, dass man in der Vergangenheit ge-
schaut hat: Wie bringen wir fahrende und parkende Autos bestmöglich unter, so-
dass der Verkehr immer fließt und immer Parkplätze da sind? – Für die anderen 
Verkehrsarten gibt es dann eben die Restflächen. Das ist einfach nicht fair und 
nicht gerecht aus unserer Sicht. Wir wollen niemandem was wegnehmen. Ich bin 
auf dem Land aufgewachsen; ich weiß, dass man auf dem Land tatsächlich auf ein 
Auto angewiesen ist. Wenn nur zwei- oder dreimal am Tag ein Bus vorbeikommt, 
falls überhaupt, hat man eben ein Auto. Und wenn man schon mal ein Auto hat, 
dann nutzt man es auch; das ist schon klar.

Aber trotzdem muss auch auf dem Land die Möglichkeit, die Alternativ- und Wahl-
möglichkeit gegeben sein, dass man auch ohne Auto leben kann. Denn es gibt 
genug Menschen, die keinen Führerschein haben – beispielsweise, weil sie noch 
unter 18 sind oder weil sie in einem Alter sind, wo die Reaktionsfähigkeit sehr, sehr 
gering ist und sie nicht mehr gut sehen und nicht mehr gut hören und nicht mehr 
Auto fahren können. Für diese Menschen ist es einfach sehr viel besser, wenn sie 
auf eine langsamere, eigene Mobilität zurückgreifen können. Da sind Fahrräder, 
gerade die vielen Spezialräder, die es auch für Senioren gibt, eigentlich eine gute 
Möglichkeit. Das minimiert auch Unfallrisiken, klar: Sie gefährden sich selber, aber 
wenigstens keine anderen, wenn sie mit dem Fahrrad unterwegs sind anstatt mit 
dem Auto, weil sie das eben nicht mehr können.

Man muss das differenziert betrachten. Stadt und Land sind unterschiedlich. Sie 
haben nach den Flächen gefragt, und in den Städten ist die Fläche ein größeres 
Problem als auf dem Land. Auf dem Land ist das größere Problem, dass Radwege 
häufig völlig fehlen. Da muss eben dringend nachgebessert werden.

Vorsitzender Sebastian Körber (FDP): Meine Frage war, wie Sie sich das vorstel-
len. Wie soll das konkret aussehen: Sperren wir die Maximilianstraße in München, 
dürfen da nur noch Radfahrer fahren? Bauen wir überall an den Bahnhöfen Radbo-
xen? – Ein paar Tausend wären dann vielleicht in München erforderlich. Mich hätte 
schon interessiert, wie das konkret aussehen soll. Mal Butter bei die Fische! – Aber 
in Anbetracht der Zeit möchte ich fair bleiben; ich habe jetzt da leider keine Antwort 
für mich mitnehmen können. Dann gebe ich Frau Hesse dazu das Wort.

SVe Cornelia Hesse (Bayerischer Gemeindetag): In der Stadt wird wahrscheinlich 
ein Streifen, wenn Sie vier Streifen haben, zugunsten des Radverkehrs aufgege-
ben werden. Auf dem Land habe ich natürlich nicht so breite Straßen. In schwach 
besiedelten Gebieten und auf Strecken, die auch relativ schwach befahren sind, 
wird man keine gesonderte Einrichtung als Radweg bauen müssen. Bei 
1.000 Fahrzeugen am Tag wird man keine eigene Einrichtung bauen, um den Rad-
verkehr da drauf zu führen. Wenn die Straße verkehrlich hoch belastet ist, ist es in 
aller Regel eine Bundesstraße oder Staatsstraße. Ich spreche hier von der Grö-
ßenordnung von über 5.000 Fahrzeugen – das sind Staatsstraßen, Bundesstra-
ßen, im Ausnahmefall vielleicht Kreisstraßen. Bei der entsprechenden Frequenz 
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wird dann eben eine entsprechende Einrichtung neben dem Fahrbahnrand zu er-
richten sein. Anders wird es nicht gehen. Dazu gehört dann natürlich die Frage, 
wie man den Grunderwerb hinbekommt.

Zu der Frage: Wie komme ich zum Bahnhof und wie stelle ich mein Fahrrad ab? – 
Dieses Problem habe ich vorhin kurz angerissen. Die Bahn hat viele Flächen, die 
sie den Gemeinden aber in aller Regel nicht verkauft; Grunderwerb von der Bahn 
ist in aller Regel nicht möglich. Ich kann Ihnen eine Vielzahl von Gemeinden nen-
nen, die jahrelang gebraucht haben, um mit der Bahn überhaupt eine Einigung 
herzubringen, um eine Radverkehrsabstellanlage auf dem Bahngelände bauen zu 
können. Das passiert dann über Gestattungsverträge, birgt für die Gemeinde eine 
große Gefahr und Unsicherheit: Diese Gestattungsverträge werden auf 20 Jahre 
abgeschlossen. Nach 20 Jahren laufen die eben aus, oder die Bahn kündigt sie. 
Wenn die Gemeinde Pech hat – und das passiert –, ist die ganze Radverkehrsan-
lage hinüber. Dann muss die Gemeinde sie abbauen und schauen, wie sie dann in 
der Zukunft weiterhin das Parken von Rädern an Bahnhöfen ermöglicht. – Ich weiß 
nicht, ob Ihnen das genügt. Wenn nicht, kann ich weitere Ausführungen dazu ma-
chen.

Vorsitzender Sebastian Körber (FDP): Nee, vielen Dank. Soweit kann ich mir 
vorstellen, was gemeint ist. Vielen Dank für Ihre Auskünfte, Frau Hesse. – Als 
Nächste Frau Aures, und dann Herr Prof. Bogenberger. Frau Aures, bitte.

Abg. Inge Aures (SPD): Herr Vorsitzender, liebe Kolleginnen und Kollegen! Ich 
möchte mich zunächst für die SPD-Fraktion ganz herzlich bei den Expertinnen und 
Experten für die Expertise bedanken und habe auch alles aufmerksam gelesen. 
Ich habe zwei Fragen; die eine geht an Frau Guttenberger, die andere an Frau 
Felsch.

Ich beginne zunächst mit der Frage an Frau Felsch. In der Stellungnahme haben 
Sie geschrieben, dass Sie sich ein Radgesetz wünschen – das wünschen wir uns 
auch – und dass Sie empfehlen, Beratungsstellen für die Kommunen einzurichten. 
Hier geht es um zwei Punkte, zunächst einmal um die Fördergelder – wie kommt 
man am besten an die Töpfe? Natürlich kann man immer auf die Homepage ver-
weisen; man muss sich dann durchfragen. Aber der zweite Punkt sind die Planer. 
Aus Erfahrung – ich war selber zwölf Jahre Oberbürgermeisterin – weiß ich, wie 
schwierig es ist, überhaupt erst mal einen Planer zu finden, der das jeweilige Vor-
haben dann auch zeitgerecht umsetzt, und muss feststellen: Die alten Bestände 
können wir wahrscheinlich gar nicht mehr so modernisieren, damit sie dem neues-
ten Stand entsprechen. Ich finde es fast ein bisschen unrealistisch, wenn man so 
debattiert; ich glaube, man muss für die Zukunft andere Perspektiven suchen. Wie 
ist das gedacht? In der Stellungnahme ist von einer oder mehreren solchen Bera-
tungsstellen die Rede. Ich würde das begrüßen. Sie haben auch so schön ge-
schrieben, dass nicht jede Gemeinde das Rad neu erfinden muss. Es ist aber im 
Moment leider so: Jede kleine Gemeinde muss sich durcharbeiten. Sie haben teil-
weise gar keine Bauämter, in denen Fachleute sitzen. Für mich wäre wichtig, ob 
das in jedem Regierungsbezirk sein soll. Denn die Landkreise sollen auch über-
greifend miteinander kommunizieren. Wie stellen Sie sich das vor?

Die zweite Frage geht an Frau Guttenberger. Mir hat der Hinweis auf die Mikrode-
pots und auf die Konzepte ganz gut gefallen, ich bin da aber nicht recht weiter ge-
kommen. Denn letzten Endes steht exemplarisch drin, dass das wohl in Nürnberg 
der Fall ist. Vielleicht kann man Näheres erfahren, wie das weiterhin gedacht ist. 
Wir als SPD-Fraktion, meine Kollegin Natascha Kohnen und ich, haben bei der No-
vellierung der Bayerischen Bauordnung in einem Antrag vorgeschlagen, dass Stell-
plätze für die Lastenfahrräder in der Stellplatzverordnung ausgewiesen werden sol-
len. Das ist nicht erfolgt. Das wäre ein weiterer Schritt davor, wenn man 
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Mikrodepots macht. Wie soll das mit der Vorhaltung von Parkplätzen für Lasten-
räder weitergehen?

Ein weiterer Punkt war die Statistik zu Unfällen und den Gefahren. Die Abbiegeas-
sistenten an den Lkws sind auch eine Forderung, die immer noch nicht erfüllt wird. 
Hier müssen wir einfach sehen: Gerade die Fahrradfahrer sind davon am meisten 
betroffen, weil sie nicht gesehen werden. Das geht einem ja selber so: Man muss 
beim Abbiegen an Ampeln höllisch aufpassen. Für die Lkw ist es noch schwieriger, 
Radfahrer zu sehen, als für uns in einem Pkw.

Das sind zwei Punkte: Mikrodepot, Stellplätze, Abbiegeassistenten, und an die 
Frau Felsch die Frage mit Beratungsstellen. – Danke schön.

Vorsitzender Sebastian Körber (FDP): Ich erinnere an unsere Frageregel: zwei 
Fragen an einen Experten oder eine Frage an zwei Experten. Wie wollen wir es 
handhaben, Frau Kollegin Aures?

Abg. Inge Aures (SPD): Dann warte ich und stelle die Frage in der nächsten 
Runde noch einmal. Die Frau Guttenberger soll sich die Frage halt gleich auf-
schreiben, würde ich sagen.

(Heiterkeit)

Vorsitzender Sebastian Körber (FDP): Wir erteilen jetzt mal großzügig Frau 
Felsch das Wort, und danach Frau Guttenberger. Frau Felsch!

SVe Bernadette Felsch (Allgemeiner Deutscher Fahrrad-Club Bayern): Die Frage 
an mich betraf die Beratungsstellen. Ich hatte das ja schon ausgeführt, dass jede 
Kommune momentan das Rad neu erfinden muss, wenn es um Fördergelder, aber 
auch wenn es um die Planung geht. Nicht jede Kommune hat Radverkehrsplaner 
und nicht jede Kommune hat gute Kontakte zur Bahn, wenn es um Radabstellanla-
gen geht. Deshalb sagen wir: Es bräuchte zentrale Stellen, wo beraten werden 
kann. Das könnte durchaus auch im Ministerium sein. Momentan sind drei Stellen 
für den Radverkehr in ganz Bayern im Ministerium zuständig; das ist definitiv nicht 
genug. Wenn sie jetzt mal anfangen würden, alle Kommunen zu beraten, würden 
sie wahrscheinlich nicht mehr fertig werden. Deshalb gäbe es entweder die Mög-
lichkeit, externe Beratungsagenturen einzuschalten – so etwas gibt es beispiels-
weise in Kopenhagen für die Radschnellwegplanung oder in der Schweiz, wenn es 
um Abstellanlagen an Bahnhöfen geht –, oder man könnte jemanden beauftragen. 
Das könnte auch eine Firma oder ein Radverkehrsplanungsinstitut sein, das sich 
sehr, sehr gut mit solchen Fragen auskennt. Ich kann auch sagen: Es gibt in 
Deutschland einen Mangel an Radverkehrsplanern; das wurde schon angespro-
chen. Wir können auch auf Radverkehrsplanungsinstitute in unseren Nachbarlän-
dern zurückgreifen. Zum Beispiel in Holland oder in Dänemark gibt es durchaus 
Beratungsagenturen und Radverkehrsexperten, die sehr viel Erfahrung haben, die 
sich einarbeiten würden und die auch sehr gut Deutsch können. Die könnte man 
durchaus mal fragen und beauftragen oder sie als solche Beratungsstellen einset-
zen, wenn man hier schon nichts hat.

Ich weiß, dass Herr Syberg sich sehr gut auskennt mit der Fläche und der Region 
und Nordrhein-Westfalen. Er könnte dazu sicherlich auch noch etwas sagen.

Vorsitzender Sebastian Körber (FDP): Herr Syberg steht auf der Rednerliste und 
kann sich ohnehin äußern. Jetzt würde ich Frau Guttenberger zur eigentlich glei-
chen Frage das Wort erteilen. Frau Guttenberger!
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SVe Sarah Guttenberger (Arbeitsgemeinschaft fahrradfreundliche Kommunen): 
Vielen Dank. – Ich möchte mit dem Thema Pilotprojekt Mikrodepots beginnen. Das 
Projekt war in der Stadt Nürnberg ein begrenztes Projekt; ich glaube, es ist von 
2016 bis 2017 gelaufen, wurde aber in der Form nicht weiter fortgeführt. Es ging 
aber in andere Nachfolgeprojekte über. Es wurde von der IHK Nürnberg begleitet 
und von der Technischen Hochschule untersucht. Soweit ich weiß, gibt es in ande-
ren Bundesländern auch Bestrebungen, was Mikrodepots betrifft. Aber wie gesagt, 
in Nürnberg wurde das leider nicht fortgesetzt. Es gibt aber einen Ergebnisbericht, 
der im Internet öffentlich zur Verfügung steht.

Parkplätze für Lastenräder: Einige unserer Mitgliedkommunen nehmen das Thema 
Lastenräder bereits in ihre Stellplatzsatzungen auf oder haben Parkplätze speziell 
für Lastenräder gekennzeichnet. Gerade bei diesen öffentlich gekennzeichneten 
Parkplätzen ist es aber ein Problem, dass diese Parkplätze, wie uns viele Kommu-
nen mitgeteilt haben, von normalen Fahrrädern blockiert und dann den Lastenrä-
dern nicht mehr zur Verfügung gestellt werden. Da besteht keine richtige Möglich-
keit, das Abstellen anderer Fahrräder zu verhindern.

Momentan gibt es Bestrebungen zur Aktion Abbiegeassistent, bei der die entspre-
chenden Lkws schon freiwillig umgerüstet werden. Ich bin mir jetzt nicht ganz si-
cher, bis zu welchem Jahr neue Fahrzeuge mit diesem Abbiegeassistenten ausge-
stattet sein müssen. Aber die AGFK unterstützt diese Aktion und wirbt bei ihren 
Mitgliedskommunen dafür, dass dieser Prozess schneller voranschreitet.

Vorsitzender Sebastian Körber (FDP): Vielen Dank, Frau Guttenberger. – Jetzt 
gebe ich das Wort an Herrn Bogenberger, dann Herrn Etscheit.

SV Univ.-Prof. Dr.-Ing. Klaus Bogenberger (TU München): Herzlichen Dank. 
Noch eine kurze Stellungnahme zur Verkehrsinfrastruktur und den Investitionen. 
Der Verkehrsteilnehmer ist eigentlich wissenschaftlich entschlüsselt. Er wählt sein 
Verkehrsmittel immer nach den Kriterien Reisezeit, Kosten und Komfort. Wenn wir 
etwas davon zu einem Verkehrsmittel beitragen, wird er dieses Verkehrsmittel wäh-
len. Beim Fahrradverkehr ist das eigentlich klar: Das Rad kostet nichts. Wenn wir 
gute Radwege, übrigens auch Schnellradwege schaffen oder umwidmen, wird er 
Zeit einsparen und einen hohen Komfort erleben. Dann wählt er auch dementspre-
chend dieses Verkehrsmittel. Das ist sonnenklar, und das gleiche Naturgesetz gilt 
eigentlich auch für alle anderen Verkehrsmittel, wenn wir diese Regeln beachten.

Jetzt habe ich noch eine Forderung an Sie: Wenn Sie sich entschließen, in Radver-
kehrsinfrastruktur zu investieren, sollten Sie zwingend ein Monitoring-System mit 
installieren. Denn wo investiert wird, muss geguckt werden, ob sich die prognosti-
zierten Wirkungen auch einstellen. Bauen Sie einen Radweg: Sind dann entspre-
chend viele Radfahrer da drauf? Wie viele sind es? Welche Reisezeiten stellen 
sich ein? – Nur so können eine faire Mittelverteilung und der langfristige Erfolg ge-
sichert werden. Man muss Messinstrumente installieren und immer schauen, ob 
das Ding voll wird und ob sich alles einstellt, was wir haben wollen, anstatt einfach 
Infrastruktur säen und hoffen, dass sie schon irgendwie genutzt wird. Das halte ich 
für den größten Quatsch. Das gilt übrigens für alle Verkehrssysteme und muss 
auch für den Fahrradverkehr gelten. Er muss sich denselben Regeln unterwerfen: 
Wenn investiert wird, wenn groß investiert wird, muss er die Wirkungen liefern, die 
wir erhoffen.

Vorsitzender Sebastian Körber (FDP): Vielen Dank, Herr Bogenberger. Jetzt Herr 
Etscheit.

SV Georg Etscheit (Autor und Journalist): Ich habe aufmerksam zugehört. Ich ver-
stehe, wenn Lobbygruppen wie der ADFC, um ihren Mitgliedern Erfolge präsentie-
ren zu können, fordern, fordern, fordern: Noch mehr Radwege, noch mehr lücken-
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loses Radwegenetz. Ich verstehe, wenn die Staatsregierung auf 
Maßnahmenkataloge verweist und auf angeblich mit Millionen versehene Program-
me; ich verstehe, wenn man Erfolge vorweisen, etwas tun will, wenn man ein Rad-
gesetz verabschieden will. Irgendwas muss man ja tun, um es dem Wähler vorwei-
sen zu können, um wiedergewählt zu werden. Ich bin aber eigentlich, muss ich 
sagen, ein fast schon fanatischer Anhänger des Wenig- oder Nichtstuns. Schauen 
wir konkret einmal auf die Situation in München, wo ich hauptsächlich – eigentlich 
fast nur, außer am Wochenende; da bin ich mit dem Auto unterwegs – mit dem 
Rad unterwegs bin. Am Wochenende fahre ich mit dem Auto raus, und das will ich 
auf keinen Fall missen. Und ich ärgere mich auch, wenn dafür immer mehr Park-
plätze zu Fahrradständern erklärt werden, die dann meistens mit Fahrradleichen 
vermüllen. Das ärgert mich. Ich will als freier Mensch und freier Bürger beide Ver-
kehrsmittel dann benutzen, wann ich das für richtig halte.

Ich fühle mich in München als Radfahrer immer sicher. Ich weiß nicht, warum man 
da Mut braucht, warum man Protected Bike Lanes, oder wie das heißt, benötigt. 
Ich komme überall hin in einer angemessenen Zeit, indem ich fast immer die Stra-
ßen benutze. Deswegen sehe ich auch kein Problem, dass die Radfahrer zu wenig 
Raum haben. Sie können ja auf den Straßen fahren. Ich finde es sogar besonders 
schlecht, wenn es Radwege gibt, deren Benutzung vielleicht sogar noch verpflich-
tend vorgeschrieben wird. Wenn wie jetzt zum Beispiel jede Menge Rollsplitt liegt 
oder die Wege nicht geräumt sind, weicht man auf die Straße aus. Dann wird man, 
wie es mir gestern schon wieder passiert ist, von Autofahrern zurechtgewiesen, 
weil man ja den Radweg gefälligst benutzen sollte. Das ist dann das Ergebnis 
einer zu starken Separierung der Verkehrsarten, dass dann jeder quasi auf sein 
Recht pocht, anstatt dass man versucht, gemeinsam sich den knappen Straßen-
raum, zu dem auch der ruhende Autoverkehr gehört, zu teilen und zivilisiert damit 
umzugehen. Dann brauch ich auch nicht hunderte von Millionen für ein Radwege-
programm. Tut mir leid, das kann ich nicht einsehen.

Vorsitzender Sebastian Körber (FDP): Vielen Dank, Herr Etscheit. Als Nächsten 
habe ich den Kollegen Bergmüller. Kollege Bergmüller!

Abg. Franz Bergmüller (AfD): Aufgrund der Diskussion möchte ich feststellen: Wir 
haben zwei Problematiken, die unterschiedlicher nicht sein könnten. In der Stadt 
haben wir wenig Straßenraum, wo wir einen absoluten Zielkonflikt haben. Darauf 
gehe ich gleich noch ein. Auf dem Land – da komme ich her; ich stamme aus dem 
Landkreis Rosenheim – haben wir eigentlich das Thema der Straßenbaulastträger; 
wir haben hier in der Regel Platz. Grunderwerb ist in der Regel machbar. Damit 
kommen wir schon zum Geld. Wer glaubt – irgendjemand von den Experten hat 
gesagt, wir haben genug Geld –, es sei genug da, es muss nur ausgegeben wer-
den, der irrt. Wir haben fast überall bei Gemeindestraßen, Kreisstraßen, Staats-
straßen Kofinanzierungen. Man meint immer, der Fördertopf, der vom Bund und 
vom Land ausgegeben wird, sei das Allheilmittel. Das ist falsch. Da möchte ich ein-
fach ein bisschen Wasser in den Wein gießen: Es ist einfach nicht so. Wir müssen 
das Geld gezielt einsetzen.

Jetzt komme ich zur Kernfrage. – Ich habe eine Frage an zwei Experten, damit wir 
das richtig handhaben; letztes Mal ist es auch durcheinandergegangen. Dann bin 
ich gerüffelt worden; jetzt halte ich mich gleich an die Vorgaben, obwohl es vorhin 
auch wieder anders war. Aber das macht nichts. – Welche Lösung sehen Herr Et-
scheit – er vertritt die konträrste Position – und Frau Hesse – die Kommunen lie-
gen mir selbst als Kommunalpolitiker am nächsten – im Zielkonflikt, speziell in 
Städten, am Beispiel Rosenheimer Landstraße? – Da wurde eine Straßenspur – 
direkt vom Landtag rechts hinauf – weggenommen, und es hat ein totales Ver-
kehrschaos gegeben. In der Früh, wenn ich reingefahren bin, habe ich bald 20 Mi-
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nuten länger gebraucht, um über die Rosenheimer Landstraße zu kommen. Ich 
habe sie direkt umfahren müssen. Der Zielkonflikt interessiert mich also. Welchen 
Lösungsansatz sehen die beiden Experten: Rad vor Auto oder dem motorisierten 
Individualverkehr oder gleichberechtigt, wo immer es geht, oder Auto vor Fahrrad, 
wie im Beispiel Rosenheimer Landstraße? Das Beispiel kennen die meisten; Herr 
Etscheit müsste es auch kennen, wenn er in München herumfährt. Das war aus 
meiner Sicht eine Katastrophe.

Vorsitzender Sebastian Körber (FDP): Das war jetzt irgendwie eine Frage an 
Herrn Etscheit und Frau Hesse. Herr Etscheit, bitte.

SV Georg Etscheit (Autor und Journalist): Ich bin grundsätzlich immer dafür, dass 
alle sich einen Raum teilen. Bei der Rosenheimer Landstraße und so ähnlichen 
Straßen, bei Ausfallstraßen wie auch der Landsberger Straße, wäre ich schon, 
wenn es möglich ist, dafür, einen separaten Weg anzulegen. Ich weiß allerdings 
nicht, ob am Rand der Rosenheimer Straße noch geparkt wurde. In diesem Fall 
würde ich sagen: Man sollte das Parken dort, an solchen Straßen, auflösen und 
dort, wo die Autos bisher geparkt haben, die Radfahrer fahren lassen oder den 
Raum so verbreitern, dass alle diesen Raum gemeinsam nutzen können. – Das 
sind Ausnahmen zu dem Prinzip, das ich vertrete. Aber das gilt nur für solche wirk-
lich vielbefahrenen Straßen. Wenn es da zu einem Chaos kommt, muss man sich 
überlegen, ob man den Radverkehr umleitet. Es gibt da die Balanstraße neben-
dran; vielleicht wäre das eine Möglichkeit. Da müssen dann Verkehrsplaner ran; 
das muss dann im Einzelfall entschieden werden. Aber wie gesagt: Ich möchte da 
nicht dogmatisch sein; man muss sehen, wie der Einzelfall aussieht.

Vorsitzender Sebastian Körber (FDP): Vielen Dank, Herr Etscheit. Frau Hesse 
bitte.

SVe Cornelia Hesse (Bayerischer Gemeindetag): Tja, der Herr Bergmüller hat 
mich gefragt, obwohl ich jetzt nicht den städtischen Raum, sondern den ländlichen 
Raum, die kleinen Gemeinden, nicht die Landeshauptstadt München und die ande-
ren 25 kreisfreien Städte vertrete. Trotzdem möchte ich mich kurz dazu äußern. Ich 
meine auch: Man wird durch eine Verkehrsführung, wie sie Herr Etscheit angespro-
chen hat, indem der Radverkehr über eine parallele Straße geleitet wird, was na-
türlich mit einem gewissen Umweg verbunden sein kann, zu einer entsprechenden 
Entzerrung kommen. Dann wird sowohl weiterhin der Pkw-Verkehr mehr oder we-
niger ungehindert in dem Rahmen, wie es in der Stadt eben möglich ist, laufen 
können wie auch der Verkehrsteilnehmer Fahrradfahrer sich so fortbewegen kann, 
dass er in angemessener Zeit zu seinem Ziel kommt. Darüber wird man eben 
nachdenken müssen. Sicher wird es in Zukunft so sein, dass vielleicht nicht alle 
Verkehrsteilnehmer – der motorisierte vierrädrige Verkehr, der motorisierte zwei-
rädrige Verkehr, der Radverkehr und der Fußgängerverkehr – den gleichen Ver-
kehrsraum, die eine Straße, nutzen können.

Vorsitzender Sebastian Körber (FDP): Vielen Dank, Frau Hesse. Soweit beant-
wortet? – Als Nächstes kommen wir noch abschließend zu diesem Punkt zu drei 
Expertinnen und Experten. Zunächst Frau Hesse bitte nochmal.

SVe Cornelia Hesse (Bayerischer Gemeindetag): Ich verzichte.

Vorsitzender Sebastian Körber (FDP): Das steht Ihnen frei, jawohl. Herr Brock-
mann bitte.

SV Siegfried Brockmann (Leiter Unfallforschung der Versicherer): Ich bin so frei, 
nicht zu verzichten.
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Vorsitzender Sebastian Körber (FDP): Auch das steht Ihnen frei.

SV Siegfried Brockmann (Leiter Unfallforschung der Versicherer): Ich könnte jetzt 
tatsächlich eine halbe Stunde sprechen und das Revue passieren lassen, was 
alles gesagt wurde. Das darf ich nicht, möchte ich auch nicht. Ich möchte vielleicht 
noch auf eines hinweisen: Wenn wir den Radverkehr sicher abwickeln und neue 
Anlagen bauen wollen, brauchen wir eine Breite von mindestens zwei Metern. Das 
bedeutet, dass ich, wenn ich das auf einer Straße als Radverkehrsanlage baue, 
zwingend eine Spur wegnehmen muss. Wenn ich die nicht dem fließenden Verkehr 
wegnehme, muss ich sie dem ruhenden Verkehr nehmen. Das ist ja gar keine 
Frage. Das Problem ist nur, dass wir hier nicht unbedingt angebotsorientiert arbei-
ten – so nach dem Motto: Wir wollen Radverkehr, also kommen die parkenden 
Autos da weg. – Aber wo bleiben sie? Sie bleiben jedenfalls nicht im Nirwana, so 
nach dem Motto: Wenn ich vor meiner Haustür nicht mehr parken kann, schaffe ich 
das Auto ab. Da würde ich Herrn Bogenberger widersprechen; denn das Auto hat 
noch diverse Komfortvorteile. Beispielsweise kann ich damit im Sommer kühl und 
im Winter warm fahren, ich kann meine Kinder transportieren, ich kann viele Sa-
chen transportieren, und zwar besser als mit dem Lastenfahrrad, falls ich über-
haupt eines besitze. Das Rad hat schon diverse Nachteile gegenüber dem Auto. 
Deswegen ist leider der Befund, dass die Leute ihr Auto nicht abschaffen. Das ist 
mein eigentliches Problem, wenn ich denen den Parkraum wegnehme, der bisher 
noch sozusagen legal war. Dann werden sie ihr Auto parken, wo es nicht legal ist. 
Da werden sie im Zweifel wiederum den Radverkehr behindern; das ist genau das, 
was wir regelmäßig beklagen: dass dann tatsächlich die Ecken zugeparkt werden, 
dass auch Radverkehrsanlagen zugeparkt werden, dass auch Fußverkehrsflächen 
zugeparkt werden. Das heißt: Ich komme nicht weiter, indem ich einfach sage: Das 
muss da weg. Sondern ich muss dann ein Konzept dafür haben, wo es dann hin 
soll. Denn die Leute werden nicht so schnell einfach das Auto abschaffen.

Zum Abbiegeassistent wollte ich auch noch kurz etwas sagen, weil die Frage so-
eben nicht ausreichend beantwortet war. Die Nachrüstmöglichkeit verschiebt uns 
auf einen sehr weiten Zeitraum nach hinten, nämlich bis 2024. Bis dahin werden 
alle neuen Fahrzeuge einen Abbiegeassistenten haben. Aber mit der Nachrüstung 
aller, die jetzt schon auf der Straße sind, haben wir noch zehn Jahre zu tun, bis sie 
alle einen hätten. Deswegen möchte ich auf den Vorschlag hinweisen, den die 
grüne Bundestagsfraktion eingebracht hat und zu dem es – ich glaube – diesen 
Monat noch eine Anhörung im Bundestag geben wird, nämlich die Einfahrt in Städ-
te grundsätzlich davon abhängig zu machen, dass ein solcher Abbiegeassistent an 
Bord ist. Ob das europarechtkonform ist, kann ich im Moment nicht sagen. Neh-
men wir an, es wäre das oder die EU würde nicht reagieren – jedenfalls ist es ein 
sehr probates Mittel, um die Dinge deutlich zu beschleunigen. Wenn ich noch ge-
nügend Zeit lasse, die Nachrüstung zu bewerkstelligen, würde die Zeitschiene 
deutlich verkürzt. Ich halte das für einen wichtigen Punkt, aber nicht für den einzi-
gen. Wir dürfen nicht vergessen, dass der Hauptunfallgegner des Rades auch bei 
schweren Unfällen nicht der Lkw, sondern nach wie vor der Pkw ist, auch bei Ab-
biegeunfällen. Deswegen geht es immer noch darum, die Infrastruktur zu ertüchti-
gen, und darum, dass das funktioniert.

Vorsitzender Sebastian Körber (FDP): Vielen Dank, Herr Brockmann. Dann habe 
ich jetzt noch als letzten Redner Herrn Syberg.

SV Ulrich Syberg (Allgemeiner Deutscher Fahrrad-Club Bund): Herzlichen Dank. 
Ich habe mir drei Aspekte aus der Diskussion herausgesucht: die Themen Platz, 
Maximilianstraße und einen Vorschlag als Blaupause, wie man es lösen kann, 
wenn Personal fehlt.
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Zum ersten, zum Platz. Es gibt kein Grundrecht auf einen Parkplatz im öffentlichen 
Raum. Ich stelle auch nicht mein Sofa auf die Straße und setze mich drauf. Das 
muss man deutlich sagen. Das Auto hat sich in den letzten Jahrzehnten in unsere 
Städte hineingefressen. Ich bin selber Besitzer eines Autos und nutze es auch, 
aber nur auf längeren Strecken. Innerstädtisch lasse ich es stehen.

Zum zweiten. Wenn immer mehr Autos da sind und unsere Städte sozusagen mit 
Blech vermüllt werden – ich werde jetzt mal klare Worte sprechen –, habe ich als 
Kommunalpolitiker ein Problem. Wenn jedes Jahr 900 Autos mehr in meine Stadt 
kommen, ist das ein weiterer Fußballplatz, der Platz im öffentlichen Raum ver-
braucht. Als Kommunalpolitiker muss ich fragen: Für wen kann ich den nutzen? 
Für Wohnraum, für eine Kita oder für Blech? Dazu müsste sich jeder Kommunalpo-
litiker mal Gedanken machen, Frau Hesse, wie er damit umgeht. Natürlich kann 
man Quartiersparkplätze schaffen, in denen die Autos untergebracht werden. Aber 
dazu braucht man auch wieder Platz. Den schaffe ich, indem ich Häuser aus dem 
Stadtbild entferne und dort ein Quartiersparkhaus baue. – Das zum Thema Platz.

Zur Maximilianstraße fällt mir Folgendes ein: Wir brauchen viel mehr Verkehrsver-
suche. Ich kann an Anne Hidalgo in Paris erinnern, die in der Pandemiezeit im letz-
ten Jahr die Rue de Rivoli für Autoverkehr gesperrt hat. Da waren von einem Tag 
auf den anderen keine Autos mehr da, und dann waren nur noch Fahrradfahrer da. 
Ich kenne die Maximilianstraße persönlich nicht so intensiv wie Sie alle, aber die 
Maximilianstraße könnte mal so einen Verkehrsversuch vertragen. In der Friedrich-
straße hat man es versucht mit einem Riesen-Aufwand an Öffentlichkeitsarbeit. Wir 
brauchen solche schnellen Lösungen, um mit den Menschen vor Ort in eine Dis-
kussion zu kommen. Was sagt man denn? Was sagt die öffentliche Meinung? Gibt 
es Hearings? Kann man Soziologen, Psychologen dransetzen? Es wäre mal sinn-
voll zu untersuchen und so eine Straße ins Visier zu nehmen und zu gucken, was 
passiert denn mit den Menschen dann.

Als drittes möchte ich auf Blaupausen hinweisen. Ich bin selber in der Metropole 
Ruhr politisch unterwegs. Wir haben 5,2 Millionen Einwohner, Stadt-Land-Bezie-
hungen, große Städte, kleine Städte. 53 Kommunen haben sich zusammenge-
schlossen zur Metropole Ruhr. Dort gibt es ein Regionalparlament. In dieser Orga-
nisation haben wir jetzt ein Kompetenzzentrum Radmobilität etabliert. Wir ziehen in 
der Region die Kompetenz an einer Stelle zusammen, um den Städten bei Bera-
tung in allen möglichen Dingen zu helfen, weil vor Ort in den kleinen Kommunen, 
die 20.000 bis 30.000 Einwohner stark sind, natürlich die Planer nicht da sind. Da 
fehlt das natürlich. Aber das Radkompetenzzentrum bei der Metropole Ruhr wird 
jetzt gerade geschaffen, das Personal wird gesucht, sodass man dann von dort 
aus diese Informationen weitergeben kann. Ich glaube, das wäre ein Beispiel, eine 
Blaupause für andere Regionen auch in Bayern, Kompetenzzentren zu bilden, wie 
es Frau Felsch ja schon gesagt hat, um damit klarzukommen. – Ende.

Vorsitzender Sebastian Körber (FDP): Vielen Dank, Herr Syberg. Als Sie vorge-
schlagen haben, die Maximilianstraße zu sperren – wir haben ja auch viele Kom-
munalpolitiker im Raum, darunter auch den ehemaligen 2. Bürgermeister der Lan-
deshauptstadt München –, hat der jetzt nicht so begeistert geguckt. Das werden 
wir nochmal prüfen. Solche Dinge zu durchdenken, überlassen wir vielleicht der 
aktuellen Stadtführung. Das obliegt ja nicht uns. Wir haben den Fokus auf der Rad-
verkehrsförderung durch den Freistaat Bayern.

Jetzt schlage ich vor, die Sitzung für zehn Minuten zu unterbrechen. Wir machen 
um 16:20 Uhr weiter und beginnen mit den zwei weiteren Blöcken. Wir können das 
etwas verdichteter anhand der bestehenden Fragen voranbringen, weil wir jetzt 
schon sehr großzügig und sehr allgemein diskutiert haben.
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(Unterbrechung von 16:08 bis 16:25 Uhr)

Vorsitzender Hans Friedl (FREIE WÄHLER): Liebe Kolleginnen und Kollegen! Ich 
bin gedrängt worden, jetzt endlich anzufangen, weil wir schon ziemlich knapp in 
der Zeit sind. Wir haben die Anhörung bis 18:00 Uhr angesetzt; ich denke und 
hoffe, dass wir nicht so lange tagen wie bei der Bayerischen Bauordnung; da war 
es halb neun. – Der nächste Themenblock ist überschrieben:

II. Potenziale des Radverkehrs

Dafür würde ich eine knappe Stunde ansetzen, nachdem wir über den ersten The-
menblock schon lange diskutiert haben. Jeder Experte soll sich aussuchen, zu wel-
cher Frage er explizit Stellung nehmen will. Dann wird sowieso eine Diskussion 
entstehen, und die Kolleginnen und Kollegen Abgeordneten werden Fragen stel-
len. Wir müssen das etwas komprimieren, denn sonst sind wir um acht, halb neun 
auch noch da. Darf ich mit Ihnen, Herr Alrutz, anfangen? – Sie haben die Fragen 
vorliegen. Wo sind Sie spezialisiert? Wo wollen Sie Stellung nehmen?

SV Dankmar Alrutz (Planungsgemeinschaft Verkehr): Ich würde gerne zu den ers-
ten drei Fragen Stellung beziehen. Die weiteren beziehen sich ja auf den Lasten-
verkehr, auf Gütertransport. Das ist nicht so vorrangig meine Expertise.

Zunächst mal zur ersten Frage, welche neuen und innovativen Infrastrukturele-
mente geeignet sind. Da ist wichtig zu sagen, dass Innovation kein Selbstzweck 
ist. Nicht alles, was neu ist, ist gut. Von daher ist das erst mal kein Wertkriterium. 
Wir haben in der Radverkehrsplanung bereits eine ganze Palette von geeigneten 
Radverkehrsführungen. Das beginnt beim gebauten Radweg und geht über Rad-
fahrstreifen hin zu den neuen, in dem Sinne auch innovativen, Protected Bike 
Lanes, die von der Fahrbahn durch bauliche Elemente abgetrennt sind. Aber eben-
so gehören für schmale Straßen, wo es sonst keine anderen Handlungsspielräume 
gibt, die Schutzstreifen oder die Fahrradstraßen für Nebenstraßen dazu. Sie alle 
haben ihre Einsatzbereiche. Sie sind dann, wenn sie richtig ausgeführt werden, ge-
eignet, sicher zu sein und mehr Radverkehr anzuziehen. Ich kenne zwei gute Bei-
spiele für Schutzstreifen im kommunalen Bereich – das ist die Venloer Straße in 
Köln, sicherlich den meisten nicht bekannt, oder die Osterstraße in Hamburg. Sie 
hatten früher Radwege, die zu sehr vielen Unfällen führten und große Unfallquellen 
an Grundstückszufahrten und durch geparkte Fahrzeuge hatten. Die hat man auf-
gelöst und hat daraus Schutzstreifen gemacht. Das hat zu einer sprunghaften Zu-
nahme der Radverkehrsnutzung und gleichzeitig zu einer Abnahme der Unfälle ge-
führt. Man kann also nicht eine absolute Wertung machen und sagen, das eine ist 
gut, das andere ist schlecht; ich bin generell dagegen, eine Rangordnung in dem 
Sinne zu machen und zu sagen, das ist die beste, die zweitbeste, die viertbeste 
Lösung. Vielmehr kommt es, wenn man sich im Planungsprozess einmal für eine 
bestimmte Radverkehrsführung entschieden hat, darauf an, da dann auch wirklich 
alles richtig zu machen, was den Sicherheitsbelangen, aber auch den Komfortbe-
langen des Radverkehrs entspricht.

In diesem Sinne möchte ich die Radschnellverbindungen ansprechen. Dazu hat 
sich ja einer der Kollegen recht ablehnend geäußert. Gerade wenn wir von einer 
Verlagerung des Berufspendlerverkehrs sprechen, haben sich Radschnellwege 
wirklich als geeignete Lösung erwiesen, um bisherige Autofahrer gerade im Entfer-
nungsbereich von fünf bis zwanzig Kilometer auf das Rad zu bringen. Das zeigen 
auch die Holländer, die uns da weit voraus sind, sehr gut und ausdrücklich. Nicht 
umsonst fördert der holländische Staat den Bau von Radschnellwegen mit erhebli-
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chen Mitteln – nicht nur, weil er dem Radverkehr etwas Gutes tun will, sondern weil 
er auch gesehen hat, dass man durch die Verlagerung auf das Rad die Spitzenbe-
lastung auf den Kfz-Straßen reduzieren und damit Ausbaunotwendigkeiten einspa-
ren kann.

Zur dritten Frage, wie der Modal Split zugunsten des Radverkehrs verbessert wer-
den kann, ohne dass andere Mobilitätsformen schlechter gestellt werden, Folgen-
des: Zunächst einmal kommt es darauf an, die Radverkehrsplanung oder Politik 
pro Fahrrad zu machen, nicht contra Auto. Das ist für mich entscheidend. Dann 
werden sich die Nutzungen von vornherein zugunsten des Radverkehrs entwi-
ckeln. Das ist allerdings natürlich auch relativ gesehen, eine Sichtweise. In vielen 
Städten habe ich heute eine Bevorzugung des Autos. Wir hatten in der Vergangen-
heit eine autoorientierte Politik, die sich auch in der Infrastruktur niederschlägt und 
von daher liegt es natürlich nah, dass man dem Autoverkehr etwas wegnehmen 
muss, wenn wir den Radverkehr gleichrangig etablieren wollen. Dazu sind in der 
vorherigen Runde viele Dinge gesagt worden. Ich bleibe dabei: Das Parken ist im 
öffentlichen Straßenraum gerade in den Städten eigentlich das wichtigste Element, 
wo wir Flächen deaktivieren, Verkehrsgefahren vermeiden und Platz gewinnen 
können. – Vielen Dank.

Vorsitzender Hans Friedl (FREIE WÄHLER): Danke, Herr Alrutz. Ich darf das 
Wort gleich weitergeben an Herrn Prof. Bogenberger.

SV Univ.-Prof. Dr.-Ing. Klaus Bogenberger (TU München): Ich würde gern etwas 
zu dem Thema der letzten Meile im Transportverkehr – das ist Frage 7 – sagen, 
also zu der Frage, wie sich das Fahrrad für urbane oder auch ländliche Logistik 
eignet. Zur urbanen Logistik hat die TU München zusammen mit UPS ein großes 
Forschungsprojekt gemacht, das Sie in München auch erkennen, wenn Sie diese 
schwarzen bis dunkelbraunen Fahrräder von UPS sehen. Bei diesem Forschungs-
projekt versucht diese Firma, im Urbanen die Autos durch Elektrolastenräder zu er-
setzen. Das ist sehr erfolgreich. Man hat auf der Emissionsseite enorme Einspa-
rungen erzielen können, hat die Pünktlichkeit beibehalten und beim Kunden sogar 
einen positiven Effekt ausgelöst, weil er sich ein bisschen besser fühlt, wenn sein 
Päckchen mit dem Fahrrad kommt, als wenn es mit dem Dieselauto geliefert wird. 
Sie können das fördern, indem Sie Dinge leichter machen und im Urbanen Ab-
stellflächen für Container oder Päckchen zur Verfügung stellen. Denn die werden 
nach wie vor erst mal mit einem größeren Gefäß in die Stadt gefahren; von dort 
wird dann dezentral verteilt. Da gibt es doch enorme Hürden, gerade was den 
Städtebau betrifft und was überhaupt die Möglichkeiten betrifft, solche Flächen zu 
finden. Kommunen können solche Paketdienstleister, die nicht nur aufgrund der 
Corona-Pandemie, sondern überhaupt aufgrund des geänderten Einkaufsverhal-
tens stark am Wachsen sind, sehr gut unterstützen. Übrigens war es für diese Fir-
men dadurch deutlich leichter, wieder Personal zu finden, um die Päckchen auszu-
fahren, dass man dafür keinen Führerschein benötigt. Denn mittlerweile ist es 
tatsächlich ein großes Thema.

Ob das Lastenfahrrad sich im ländlichen Raum für Logistikzwecke einsetzen lässt, 
sehe ich deutlich skeptischer. Im Regelfall sind die Entfernungen ganz andere. Da, 
denke ich, ist das Auto oder das Elektroauto, mit dem das bei DHL und bei der 
Post aktuell gemacht wird, schon nicht so einfach substituierbar. – Soweit zum 
Thema Potenzial Fahrrad und Logistik.

Vorsitzender Hans Friedl (FREIE WÄHLER): Danke, Herr Prof. Bogenberger. Wir 
kommen zu Herrn Brockmann, der die Unfallforschung der Versicherer leitet. Wir 
hatten vorhin das Thema der Sicherheit im Straßenverkehr und im begleitenden 
Radverkehr, an den Kreuzungen. Da haben wir die Abbiegeassistenten – das war 
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ein erster Schritt – und die Trixi-Spiegel, die wir ja auch schon als Übergangslö-
sung gut gefunden haben.

SV Siegfried Brockmann (Leiter Unfallforschung der Versicherer): Jetzt haben Sie 
mich kurz aus der Fassung gebracht, weil Sie den Trixi-Spiegel erwähnt haben. 
Der Trixi-Spiegel ist ein klassischer Fall von subjektiver Sicherheit, der für die ob-
jektive Sicherheit gar nichts geschafft hat. Jeder, der mal in einem Lkw gesessen 
hat, weiß, dass die spannende Frage dann anfängt, wenn ich schon über die Hal-
telinie vorgerückt bin. Dann ist der Spiegel auch schon vorbei, weil er in der Regel 
am Ampelmast festgemacht ist. Solche Themen haben wir massenweise in der 
ganzen Sicherheitsdebatte. Wir haben vorhin auch schon das niederländische 
Kreuzungsmodell aufscheinen gehört, bei dem ich auch extrem skeptisch bin, ob 
das funktioniert, wenn wir nicht getrennte Ampelphasen haben, wie sie in Holland 
eben die Regel sind.

Zu der grundsätzlichen Frage des Potenzials des Radverkehrs sage ich als Unfall-
forscher: Das ist mir egal. Als diejenigen, die für die Sicherheit zu sorgen haben, 
müssen wir es nehmen, wie es kommt. Wenn wir mehr Radverkehr bekommen, 
muss ich darauf reagieren, beispielsweise indem ich entsprechend breite Flächen 
schaffe, um das Überholen zu ermöglichen. Da muss ich reagieren und sagen: 
Wenn ich bestimmte Radverkehrsmengen an bestimmten Kreuzungen habe, muss 
ich diese so gestalten, dass ich sie sicher abwickeln kann. Das ist meine Aufgabe. 
Mein Problem besteht nur darin, dass die Dinge nicht gleichzeitig ablaufen, dass 
wir das Thema der subjektiven Sicherheit sehr, sehr massiv nach vorne bringen, 
dass wir gerade sagen, dass wir mehr Radverkehr wollen, ich sage jetzt mal: koste 
es, was es wolle, ohne dass wir schnell genug mit der Infrastruktur sind und für 
manche Probleme sogar überhaupt keine Antworten haben. Wenn ich eine schöne 
Radverkehrsanlage baue, die hohe Zahlen induziert, führt das zunächst mal dazu, 
dass ich in Kreuzungen entsprechende Radverkehrsmengen habe, vielleicht auch 
mit den entsprechenden Geschwindigkeiten, die zu höheren Unfallzahlen führen 
und vielleicht erst in der ganz langen Perspektive zu weniger Unfallzahlen.

Die Radschnellwege werden sicherlich tatsächlich– Herr Alrutz hat es ja gerade 
gesagt – über den 5-Kilometer-Radius hinaus neue Radverkehre induzieren. Viele 
sagen sich: Prima, da muss ich mich nicht durch den ganzen komplexen Stadtver-
kehr dahinquälen, ganz toll. – Aber der Radschnellweg, den ich über die Außenäs-
te reinführe, hört in der Innenstadt irgendwo auf, und da habe ich dann plötzlich 
20 % mehr Radverkehr, der aber in die dann alte Infrastruktur entlassen wird. Mein 
Plädoyer ist – ich habe es in meinem Eingangsstatement schon mal gesagt: Wenn 
wir mehr Radverkehr fordern, müssen wir auch sehr viel schneller sein in der Um-
gestaltung der Infrastruktur, und wir müssen uns auch darüber klar sein, dass es 
nicht für alle Probleme eine Lösung geben wird, wohlgemerkt: Solange es noch 
Autos gibt. Aber davon gehe ich noch lange aus.

Vorsitzender Hans Friedl (FREIE WÄHLER): Danke, Herr Brockmann. Damit das 
Nebeneinander besser funktioniert, muss man auch ein bissel mehr miteinander 
machen. Dazu gehört eine gewisse gegenseitige Akzeptanz der Radfahrer und der 
Autofahrer. Wenn die gegenseitige Akzeptanz größer wäre, könnten wir die Poten-
ziale im Radverkehr besser ausschöpfen, ist meine Meinung.

SV Siegfried Brockmann (Leiter Unfallforschung der Versicherer): Darf ich darauf 
antworten? – Vorhin hat Frau Hesse schon einmal den § 1 der StVO ins Spiel ge-
bracht. Wenn den alle auswendig gelernt und sich so verhalten hätten, wäre ich ja 
arbeitslos; das wäre ja toll. De facto ist das aber nicht so. Die Wahrheit ist sogar 
genau anders herum, und der Radverkehr hat damit eine Menge zu tun. Wir sehen 
nämlich seit einigen Jahren – und ich glaube, es gibt kaum jemanden, der das 
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nicht beklagt – eine deutliche Steigerung der Aggressivität im Straßenverkehr, die 
natürlich auch damit zu tun hat, dass der Verkehrsraum enger geworden ist. Das 
ist jetzt kein Vorwurf an Radfahrer, aber sie sind einfach da, wo sie vorher eben 
nicht waren, mit deutlich anderen Stärken. Sie wollen einen Raum für sich erobern, 
den der Autofahrer auch nicht preisgeben will.

Ich glaube also, wenn die Menschheit nur gut wäre, hätten wir all diese Probleme 
nicht. De facto verteidigt aber der Autofahrer sein Revier, der Radfahrer erobert 
sich eines oder verteidigt es auch im Zweifelsfall. Wie wir das lösen wollen, er-
schließt sich mir noch nicht. Eine Möglichkeit dazu – das haben wir wissenschaft-
lich schon eruiert – ist tatsächlich eine Fahrradstaffel der Polizei, wie sie in Berlin 
wirklich hervorragend funktioniert und jetzt auch deutlich von 20 auf 100 Kräfte 
ausgebaut wird. Das ist für diese große Stadt immer noch nicht zu viel. Sie spre-
chen erstens den Radfahrer auf Augenhöhe an und wissen, wie man mit den Rad-
fahrern umgeht. Sie wenden sich aber auch an die Kraftfahrer und haben das 
ganze Problem des ruhenden Verkehrs auch deutlich adressiert. Wenn das Mitein-
ander also vielleicht nicht so gut funktioniert, wie wir uns das alle vornehmen, hel-
fen meist polizeiliche Maßnahmen, aber nicht unbedingt aus dem Streifenwagen 
heraus, sondern man muss tatsächlich vor Ort sein.

Vorsitzender Hans Friedl (FREIE WÄHLER): Danke, Herr Brockmann. Ja, viel-
leicht hätten wir zu der heutigen Experten-Anhörung auch noch Vertreter der Auto-
lobby, des ADAC oder dergleichen, einladen sollen. Dann hätten wir gleich mehr 
das Miteinander, nicht so sehr das Gegeneinander. Vom Gegeneinander halte ich 
nicht sehr viel. Die Autofahrer haben Angst, ihnen würde der Platz genommen, und 
die Radfahrer sagen: Wir sind auch da. – Ich gebe weiter zu Herrn Etscheit.

SV Georg Etscheit (Autor und Journalist): Vielleicht erst mal zu den Lastenrädern. 
Ich glaube nicht, dass das Potenzial da sehr groß ist. Meines Erachtens spricht 
nichts dagegen, wenn man diese Myriaden von Paketen, die mittlerweile ausgefah-
ren werden, in einem Elektro-Lkw fährt. Ich muss immer etwas lächeln, wenn ich 
diese armen, vor sich hinstrampelnden UPS-Fahrer im Regen sehe. Ob das wirk-
lich eine Alternative ist, wage ich doch sehr zu bezweifeln, auch mengenmäßig.

Einen ganz konkreten Vorschlag hätte ich, um den Radverkehr voranzubringen: Ich 
würde die Fußgängerzonen für Radfahrer öffnen. Ich finde es unmöglich, dass man 
jetzt sein Rad da schieben muss, wenn man in irgendeinem Geschäft etwas kau-
fen möchte. Das ist sehr unattraktiv. Wenn man dann drei Meter mit dem Rad 
strampelt, wird man von der Polizei aufgehalten. Ich würde die gesetzlichen Grund-
lagen schaffen und auf die Kommunen einwirken, dass in den Fußgängerzonen 
Radverkehr möglich ist. Auch das würde meinem Prinzip entsprechen, dass die 
Separierung der Verkehrsarten eigentlich schlecht ist. Wenn es nach mir ginge, 
würden die Fußgängerzonen ohnehin abgeschafft und dort wieder ein gemischter 
Verkehr eingeführt, auch mit begrenztem Autoverkehr.

Vorsitzender Hans Friedl (FREIE WÄHLER): Danke, Herr Etscheit. Wir kommen 
zu Frau Felsch.

SVe Bernadette Felsch (Allgemeiner Deutscher Fahrrad-Club Bayern): Ich habe 
mir die Frage ausgesucht, wie man das Mobilitätsverhalten für mehr Radverkehr 
positiv beeinflussen könnte, wie man also mehr Menschen für den Radverkehr ge-
winnen kann. Abgesehen von der Infrastruktur, die wir schon ausführlich bespro-
chen haben und die Attraktivität schafft, gibt es noch einige andere Maßnahmen, 
die Attraktivität schaffen würden. Wenn man sich in Radfahrende hineinversetzt, 
kann man sich fragen, was die vom Radeln abhält. Das ist zum einen die schon 
angesprochene Aggressivität, der man leider immer öfter begegnet. Ich habe auch 
in den Chat geschrieben: Ein Miteinander und die Frage, wie man besser miteinan-
der auskommen könnte, wäre doch auch einmal ein schönes Thema für die nächs-
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te Anhörung. Wir wären sehr gerne dabei. Wir wären auch sehr gerne bei Kampag-
nen dabei.

Abgesehen davon gibt es aber auch andere Angebote. Wir hatten sie heute auch 
schon: Die Radmitnahme, das Fahrradparken; das alles will ich nicht wiederholen. 
– Eine sehr wichtige Maßnahme ist meiner Meinung nach auch, sich einmal anzu-
gucken, wie es auf den Radwegen aussieht. Abgesehen davon, dass sie zu eng 
sind und man sie breiter machen würde, sind sie auch allerorten zugeparkt. Das zu 
kontrollieren und zu sanktionieren, wäre schon eine große Hilfe. Mir gefällt es auch 
sehr gut, nicht immer nur auf das Recht zu pochen. Wenn man beispielsweise in 
Kopenhagen sieht, dass sich jemand nicht an Regeln hält, werden nicht einfach 
Knöllchen verteilt, sondern man stellt sich hin und interviewt die Leute, warum sie 
das so machen. Meistens finden sie recht schnell den Grund heraus und ändern 
entsprechend die Rahmenbedingungen. So schaffen sie auch ein besseres Mitein-
ander.

Auch das Wetter hält viele Fahrradfahrende vom Rad ab. Das wird immer wieder 
genannt. Oder wenn sie alle paar Meter anhalten müssen – da würde man mit 
Radschnellwegen, die meistens kreuzungsfrei geführt werden, oder mit grünen 
Wellen sehr viel erreichen. Ich denke durchaus auch mal an überdachte Radwege. 
Dann wäre auch gar kein Schnee im Winter auf den Radwegen, dann müssten sie 
auch nicht geräumt werden. Das könnte sich sehr gut rechnen, und wenn man bei-
spielsweise Solarzellen oder Gründächer oben drauf machen würde, müsste das 
gar nicht hässlich aussehen, würde die Leute aber wetterunabhängig machen, 
wenn sie radeln wollen.

Mir gefällt sehr gut, was die Landeshauptstadt München macht: Wir alle sind Ge-
wohnheitstiere, und was wir gewöhnt sind, machen wir ewig weiter. Wenn wir ge-
wohnt sind, mit dem Auto überall hinzufahren, ist es schwierig, das zu ändern. Es 
gibt aber sogenannte Gelegenheitsfenster, Windows of Opportunity: Wenn Leute 
umziehen oder den Job wechseln, können sie ganz gezielt angesprochen und zu 
Radltouren eingeladen werden, indem man ihnen die besten Radwege in der Stadt 
zeigt oder ihnen Angebote macht wie zum Beispiel ein ÖPNV-Ticket oder eine 
Radförderung für ein Jahr oder überhaupt Radförderung. Damit könnten Leute 
überzeugt werden, dass es angenehm ist zu radeln und dabei zu bleiben. – Vielen 
Dank.

Vorsitzender Hans Friedl (FREIE WÄHLER): Danke, Frau Felsch. Ja, die Leute 
davon überzeugen, dass das Radfahren angenehm ist: Ich gebe zu, ein Freizeit-
radler zu sein, und das nur bei schönem Wetter. Frau Guttenberger, bitte.

SVe Sarah Guttenberger (Arbeitsgemeinschaft fahrradfreundliche Kommunen): 
Ich würde gerne zu den Fragen 1 mit 3 etwas sagen. – Grundsätzlich verstehen wir 
unter Radverkehrsförderung die vier Säulen Infrastruktur, Information, Kommunika-
tion und Service. Das heißt, die Infrastruktur bildet die Basis. Sie muss vorhanden 
sein, sicher sein, eindeutig sein. Das haben wir vorhin schon ausgiebig diskutiert. 
Man muss das Radfahren aber auch durch Serviceangebote komfortabler machen; 
die Nutzung des Fahrrads wird durch Haltegriffe an den Ampeln oder solche Klei-
nigkeiten wie Reparaturangebote noch attraktiver. Eine entsprechende Öffentlich-
keitsarbeit könnte hinzukommen: Tu Gutes und sprich darüber. Das ist in vielen 
Kommunen auch noch nicht ganz angekommen. Es muss noch viel mehr Öffent-
lichkeitsarbeit pro Radverkehr geleistet werden. Da kann man auch mal zu den 
Nachbarn nach Baden-Württemberg schauen: Dort gibt es eine ganz groß ange-
legte Kampagne Radkultur. So etwas können wir uns in Bayern auch gut vorstel-
len, um noch mehr Menschen für das Radfahren zu gewinnen.
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Zu innovativen Infrastruktur-Elementen oder Möglichkeiten im ländlichen Raum 
haben unsere Mitgliedskommunen den Wunsch geäußert, die Möglichkeit zu be-
kommen, Schutzstreifen auch außerorts zu markieren bzw. zu testen. In anderen 
Bundesländern gibt es dazu schon Pilotversuche, Modellversuche. Gerade unter 
bestimmten Bedingungen ist das je nach Verkehrsbelastung eine Möglichkeit, um 
im ländlichen Raum noch weitere Lücken zu schließen.

Eine weitere Möglichkeit, den Radverkehr noch attraktiver zu machen, sind die nie-
derschwelligen Angebote wie Fahrradverleihsysteme, die einfach zugänglich und 
nutzbar sind, oder auch Fahrradleasing, das schon in vielen Unternehmen und 
auch im öffentlichen Dienst seit der Tarifverhandlung für Angestellte angeboten 
wird.

Vorsitzender Hans Friedl (FREIE WÄHLER): Danke schön, Frau Guttenberger. 
Frau Hesse als Nächste bitte.

SVe Cornelia Hesse (Bayerischer Gemeindetag): Ich wollte mich auch zu den ers-
ten Fragen äußern, dazu, wie schaffe ich, dass sich mehr Leute auf dem Fahrrad 
bewegen, gerade im ländlichen Raum. Ich glaube, das wird mit einem Ausbau des 
ÖPNV einhergehen. Denn wann wird das Fahrrad benutzt? Entweder dazu, um di-
rekt zur Arbeitsstelle zu fahren, oder man fährt zu einem Haltepunkt oder Bahnhof 
und steigt dann um auf die Bahn. Dort, wo die Bahnstrecken nicht mehr existieren 
oder zu wenig Haltepunkte sind, findet dieser Radverkehr natürlich nicht statt, son-
dern dann setzen sich die Leute ins Auto und fahren bis zu ihrer Arbeitsstelle mit 
dem Pkw. Da ist noch großer Handlungsbedarf, und da gibt es noch viel Raum, 
etwas zu tun, um den Autoverkehr zu reduzieren.

Ein zweiter Punkt ist das Miteinander oder nennen wir es Radkultur: Wie bewegen 
sich die einzelnen Fahrradfahrer? – Da ist es nach wie vor wichtig, Überzeugungs-
arbeit zu leisten, dass nicht die – ich nenne sie jetzt mal: – Kampfradler, die andere 
Verkehrsteilnehmer, andere Radfahrer so verunsichern, dass sie das Radfahren 
einstellen. Es gibt einige, und ich will nicht pauschalieren; es sind nicht alle. Das 
gilt insbesondere, wenn ich an ältere Personen denke oder Familien mit Kindern. 
Sie haben dann einfach Angst und wissen nicht, wie sie entsprechend reagieren 
können, wenn ein Fahrradfahrer ganz schnell an ihnen vorbeifährt, sie überholt, 
oder ihnen möglicherweise sogar – ich habe das häufig erlebt, weil ich mich häufig 
in München mit dem Fahrrad, zu Fuß oder auch im ÖPNV bewege – auf der fal-
schen Seite des Fahrradweges, manchmal auch abends ohne Beleuchtung, be-
gegnet. Da ist die Unfallgefahr doch sehr hoch. Das schreckt viele Leute davon ab, 
aufs Fahrrad zu steigen. Natürlich gibt es von allen Seiten Aggressionen; die gibt 
es von den Radfahrern wie auch von den Autofahrern.

Ich darf vielleicht nur ein kurzes Beispiel erwähnen: Kürzlich bin ich ausnahmswei-
se mit dem Pkw in München in einer 30er-Zone gefahren. Ich bin schön brav mit 
30 Stundenkilometern gefahren. Hinter mir war ein Radfahrer, der mir schon mit di-
versen Handbewegungen zu verstehen gab, dass er mit meiner Fahrweise nicht 
einverstanden ist. An der nächsten Kreuzung hat er sich vors Auto gestellt, kam 
her und meinte, ob ich ihn ausbremsen wolle. Ich sage: Wieso? – Ja, ich würde so 
langsam fahren. – Ich sage: Ja, okay, ich fahre genau die 30 Stundenkilometer, die 
angezeigt sind. Darauf meinte er, das dürfe man nicht so genau nehmen, sondern 
man könne hier zügig vor sich hin fahren. – Das ist vielleicht ein Einzelfall, der aber 
das Miteinander zeigt. Wie gehen wir miteinander um? – Ich muss einfach dafür 
plädieren, dass wir das schaffen. Wir müssen es schaffen, ob wir das im Schulun-
terricht oder später oder durch entsprechende Kampagnen zuwege bringen, dass 
wir im Straßenverkehr ordentlich miteinander umgehen. Ansonsten wird nach mei-
nem Dafürhalten keine Zunahme des Radverkehrs stattfinden, auch wenn ich die 
entsprechende Infrastruktur habe. – Danke.
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Vorsitzender Hans Friedl (FREIE WÄHLER): Danke, Frau Hesse. Die Beobach-
tungen, die Sie geschildert haben, habe ich selber schon oft gemacht. Die hat 
wahrscheinlich jeder von uns schon gemacht. Die gleichen Rambos, die es unter 
den Radfahrern gibt, gibt es unter den Autofahrern. Wie Sie richtig sagen, muss 
man wahrscheinlich schon im Kindergarten und in der Schule mit der Erziehung 
ansetzen. – Herr Syberg bitte.

SV Ulrich Syberg (Allgemeiner Deutscher Fahrrad-Club Bund): Danke, Herr Vor-
sitzender. – Genau das haben wir jahrzehntelang verpennt. Wir haben den Kindern 
ein Mobilitätsverhalten anerzogen, das dazu führt, dass sie später als Erwachsene 
ein anderes Mobilitätsverhalten annehmen.

Ich möchte aber ganz was anderes sagen und einen Bogen von der Internationali-
tät zum Radtourismus spannen. In unserem Papier haben wir ja mehrere interna-
tionale Beispiele zusammengetragen. Unser Projekt, das wir dort beschrieben 
haben, zeigt, wie man in Städten schnellstmöglich den Verkehr beruhigen und den 
Radverkehr und den Fußgängerverkehr fördern kann. Nehmen Sie das mit, fragen 
Sie in unserer Geschäftsstelle nach und formulieren Sie daraus im Landtag Anträ-
ge für bestimmte Gemeinden. Sie haben die AGFK; die wären sicherlich dankbar, 
mal etwas umzusetzen. Schaffen Sie sozusagen Versuche, etwas zu machen, 
bevor wir alles zerreden. Machen Sie einfach mal! – Fünf Städte heraussuchen 
und einfach mal was umsetzen, damit man was sehen kann.

Ich kann Ihnen von hier, aus dem Ruhrgebiet berichten: Als die Diskussion über 
den Radschnellweg 1, den mittlerweile jeder in Deutschland kennt, losging, war 
das ein Riesen-Hype. Wir haben erst zehn Kilometer, das muss man deutlich 
sagen. Aber diese zehn Kilometer führten dazu, dass wir eine gigantische Diskus-
sion in der Gesellschaft zum Radfahren im Ruhrgebiet bekommen haben. Jede 
Stadt möchte auf einmal einen Radschnellweg haben. Das heißt: Die Kommunika-
tion, die Öffentlichkeitsarbeit, das Marketing zum Thema Mobilität auf dem Fahrrad 
müssen gleich mitziehen.

Beim Bogen von Internationalität in kleinere Städte möchte ich die Niederländer er-
wähnen. Die Niederlande haben Houten und andere Städte verkehrsberuhigt, so-
dass man mit dem Auto gar nicht mehr durchfahren kann. Nehmen Sie die kleine-
ren Städte in Bayern und gucken Sie mal, wo sowas ausprobiert werden kann. 
Machen Sie einfach mal einen Test, welche Stadt mutig genug ist, welche Bürger-
meisterin, welcher Bürgermeister, welcher Landrat mutig genug ist, etwas auszu-
probieren, berichten Sie öffentlich darüber. Dann werden Sie sehen, dass es auch 
in kleineren Städten Fördermöglichkeiten für das Zu-Fuß-gehen und für das Rad-
fahren gibt.

Ich möchte aber auch über verpasste Chancen reden. 2007 war die Velocity-Kon-
ferenz international in München. Ich war selber da, habe Vorträge gehalten. Der 
damalige Oberbürgermeister hat sicherlich gedacht: Jetzt wird München eine Welt-
stadt zum Radfahren. – Das ist nicht passiert. Zwei Jahre später war nichts mehr 
vorhanden von dem Hype der Velocity-Konferenz. Ich kann mich jedenfalls an 
nichts erinnern. Sonst hätten wir vermutlich die heutige Diskussion nicht. – Ich war 
in Vancouver und in Sevilla. Dort hat man das ganz anders wahrgenommen. Van-
couver ist eine fahrradfreundliche Stadt geworden, und Sevilla hat innerhalb von 
kürzester Zeit sein ganzes Verkehrssystem auf Fahrrad umgestellt. Nutzen Sie sol-
che Großveranstaltungen und machen Sie was draus!

Zum Radtourismus. Der Radtourismus gerade im ländlichen Raum ist der Meilen-
stein, den Sie fördern sollten, auch in Bayern Wir haben in Deutschland 250 Rad-
fernwege. Die Menschen sammeln Radfernwege wie früher Nägel auf einem Spa-
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zierstock. Wir haben bundesweit 186.000 Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter und 
2,5 Milliarden Euro Umsatz im Radtourismus. Wenn hier keiner weiß, dass dort Po-
tenziale sind, die man schöpfen kann, weiß ich auch nicht. Wir haben, glaube ich, 
8.000 Bed-und-Bike-Übernachtungsbetriebe. Das ist ein Standortfaktor. Sind Sie 
Fahrradtourist an der Donau oder in anderen wunderbaren Regionen in Franken 
oder am Chiemsee? – Dort haben wir Radfernwege zertifiziert. Nutzen Sie dieses 
Potenzial, um Menschen aufs Fahrrad zu bekommen. Denn jeder Radtourist, der in 
seiner Freizeit Rad gefahren ist, möchte das auch in seinem Alltag tun, wie wir 
festgestellt haben. Die Potenziale sind da, vom Freizeitradler zum Alltagsradler. – 
Ende.

Vorsitzender Hans Friedl (FREIE WÄHLER): Danke, Herr Syberg. Sie haben den 
Bogen schon zu unserem nächsten Block gespannt, zu den Handlungsmöglichkei-
ten des Freistaates und anderer Akteure. Aber jetzt bleiben wir noch beim zweiten 
Block. – Als Erster hat sich Kollege Wagle zu Wort gemeldet.

Abg. Martin Wagle (CSU): Herr Syberg hat gesagt: Geld ist genug da. – Ich füge 
hinzu: Innovative Ideen sind auch genug da, und die werden auch von Bund und 
Land gefördert, zum Beispiel das Modellprojekt Lastenrad mieten – Kommunen 
entlasten – Aufbau eines Lastenradmietsystems in Kommunen. Innovative Abstell-
systeme werden mit 75 % der förderfähigen Kosten durch den Freistaat Bayern be-
zuschusst. Zu nennen ist hier auch die Bike-and-Ride-Offensive, in deren Zug der 
Bund 100.000 Fahrradabstellplätze an Bahnhöfen schaffen will. Ich finde, es schei-
tert nicht an den Ideen, es scheitert nicht an den Mitteln, aber man muss die Dinge 
auch vernünftig zusammenführen, um sie umzusetzen.

Hinzu kommt, dass im Rahmen des Radverkehrsprogramms Bayern 2025 ein Rad-
verkehrsnetz Bayern installiert werden soll, das in den Regionen Städte und Ge-
meinden verbindet. Das wiederum ist zu sehen im Rahmen eines Mobilitätskon-
zepts, das jede Kommune und jeder Raum für sich auswählen muss. Er muss 
entscheiden, was er umsetzen will. Bei der Umsetzung dieser individuellen Kon-
zepte draußen in der Fläche sind, glaube ich, noch Beratung und Hilfe vonnöten. 
Frau Felsch hat vorgeschlagen, das im Ministerium oder extern anzusiedeln. Sie 
hat darauf hingewiesen, dass Planer fehlen. Herr Syberg spricht von Kompetenz-
zentren. Aber wo sind die angesiedelt? In diesem Zusammenhang möchte ich Frau 
Guttenberger fragen: Wie kann man die Kommunen vor Ort unterstützen, um auch 
in der Region etwas zusammenzufügen, voranzubringen und dort umzusetzen? 
Welche Stellen wären hier vonnöten und auf welcher Ebene sollen diese angesie-
delt sein? – Sie haben die Planfeststellungsverfahren angesprochen, die eventuell 
vonnöten wären. Wie können Sie sich diese vorstellen?

SVe Sarah Guttenberger (Arbeitsgemeinschaft fahrradfreundliche Kommunen): 
Zu uns als AGFK kommen sehr viele Anfragen beispielsweise zum Thema Förder-
mittel. Die Fördermittelkulisse ist sehr unübersichtlich. Die Frage kommt im nächs-
ten Block noch einmal. Wichtig wäre, dass den Kommunen im Bereich Fördermittel 
ganz konkrete Ansprechpartner mit konkreten Kontaktdaten zur Verfügung stehen, 
an die sie sich bei Fragen wenden können. Das könnte aus unserer Sicht auch auf 
Regierungsebene angesiedelt werden; da sollten die Kommunen bei Fragen zu 
Fördermitteln, bei Planungen unterstützt werden. Wir waren mit der AGFK vor 
zwei Jahren in Kopenhagen; da waren einige Bürgermeister und Landräte dabei. In 
Kopenhagen gibt es ein Koordinationsbüro für Radschnellwege, das die Planungen 
in die Hand nimmt und koordiniert. Das war ein Thema, das von uns sehr positiv 
aufgenommen wurde, um beispielsweise die Radschnellwege schneller voranzu-
bringen.

Planfeststellungsverfahren: Unsere Kommunen haben einfach Schwierigkeiten, 
dort voranzukommen. Planfeststellungsverfahren sind für selbstständige Radwege 
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so nicht möglich. Da wäre es eben erforderlich, die Gesetzeslage entsprechend zu 
ändern und gegebenenfalls Radschnellwege mit Staatsstraßen gleichzustellen, 
damit die Planungen mehr aus einer Hand kommen, damit Enteignungen einfacher 
möglich sind, um die Realisierung schneller voranzutreiben.

Vorsitzender Sebastian Körber (FDP): Ganz kurze Zwischenbemerkung: Herr 
Bogenberger verabschiedet sich, da er noch einen Folgetermin hat. Ich bedanke 
mich schon mal bei ihm als einem von unseren Experten ganz herzlich. Vielen 
Dank, Herr Bogenberger, dass Sie sich die Zeit genommen haben.

SV Univ.-Prof. Dr.-Ing. Klaus Bogenberger (TU München): Vielen Dank.

Vorsitzender Hans Friedl (FREIE WÄHLER): Kollegin Sowa bitte.

Abg. Ursula Sowa (GRÜNE): Lieber Herr Vorsitzender, liebe Kolleginnen und Kol-
legen! Ich finde die Diskussion ganz spannend. Sie eröffnet viele Visionen. Ich 
möchte auf ein Modell eingehen. Es wurde ja auch gefragt, an welchen internatio-
nalen Praxisbeispielen wir uns orientieren können. Das ist eine Broschüre des 
ADFC. Deswegen geht auch die Frage an Herrn Syberg. Da wird Barcelona ge-
nannt. Da heißt es: Barcelona verbannt das Auto mit einem genialen Konzept aus 
Innenstädten. – Das ist eine Geschichte aus dem Jahr 2018. Ich denke, da gibt es 
auch schon Erfahrungen. Bitte erläutern Sie doch mal, wie das funktioniert hat, 
dass das auch so toll angenommen wurde. Inwieweit ist dieses Projekt auch auf 
Großstädte in Bayern umzusetzen? Welchen Mehrwert hatte das Ganze?

SV Ulrich Syberg (Allgemeiner Deutscher Fahrrad-Club Bund): Danke für die 
Frage. Jetzt haben Sie mich aber auf dem falschen Fuß erwischt. Ich bin nicht die 
Projektleiterin. Sie ist in Berlin und müsste dazu geschaltet werden. Sie hat das 
alles international zusammengetragen und war auch vor Ort. Wir haben das nicht 
nur aus Internet-Recherchen, sondern wir waren auch in den Städten – in Bogota, 
in London, in Barcelona. Soweit ich dieses Projekt kenne, hat man sich in Barcelo-
na die Quartiere, die schachbrettartig angeordnet sind, angeguckt, auch das Quar-
tier, das man Superblocks nennt. Man hat geguckt, ob der Durchgangsverkehr ir-
gendwie herausgehalten werden kann, und hat an bestimmten Stellen die Straßen 
zugemacht, wie ich mir das habe erläutern lassen. Da ist es dann passiert, dass 
dieser Superblock dann verkehrsberuhigt war. Die Kinder haben auf der Straße ge-
spielt, wie man auf einigen Bildern sehen kann. Es gibt auch eine Broschüre im 
Netz zum Downloaden, also eine farbige Broschüre, in der das noch genauer be-
schrieben ist. Wir haben das ganze Projekt auch bei einem internationalen Sympo-
sion im Herbst noch einmal vorgestellt, weil es ja vom BMVI gefördert wird. Wir 
haben gesehen, dass das funktioniert. Diese Superblocks sind verkehrsberuhigt 
worden. Die Menschen haben dann anders gelebt, sind wieder auf die Straße he-
rausgekommen; das haben wir auch in den Niederlanden vor 40 Jahren gesehen: 
Die Menschen gehen auf die Straße, unterhalten sich wieder, spielen, sitzen dort 
und haben ein anderes soziales Miteinander. Ich glaube, das ist doch das Ziel in 
unseren Städten. Gucken Sie sich die Städte an. Ich kenne die Städte im Einzel-
nen nicht, aber es gibt historische Stadtkerne in Bayern mit Sicherheit en masse, 
die man alle verkehrsberuhigen könnte. Ich kann mir nicht vorstellen, dass man in 
historischen Städten Autos so gerne hat. Das wird sicherlich so sein. Also haben 
Sie schon Superblocks in historischen Stadtgebilden, wo die Straßen so eng sind, 
dass nicht mal mehr ein Auto durchkommt – wie in Sevilla. Sie haben doch schon 
diese Gegebenheiten. Bewerben Sie sie, damit das Autofahren in solchen Städten 
vielleicht gar nicht mehr so attraktiv ist und dass man zu Fuß geht oder mit dem 
Fahrrad fährt. Ich glaube, wir müssen das nur miteinander zusammendenken. 
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Dann wird da auch was. Die Lebensqualität in den Städten wird dadurch steigen 
wie in den Städten in unserer Darstellung. – Ende.

Vorsitzender Hans Friedl (FREIE WÄHLER): Danke, Herr Syberg. – Kollegin 
Sowa, das Auto verbannen? – Das schürt natürlich schon wieder eine gewisse Ag-
gressivität, gell. Herr Syberg hat es richtig gesagt: ein soziales Miteinander. Wir 
sollten auf ein soziales Miteinander hinwirken, nicht die Autofahrer verbannen. Die 
Autofahrer sagen dann: Wir werden jetzt verbannt – wer hat denn die Straßen ei-
gentlich gezahlt? – Wir mit unserem Geld, wir haben die Straßen gezahlt, wir zah-
len Kfz-Steuern. Das Gegeneinander muss langsam zum Miteinander werden. – 
Herr Etscheit hat sich noch gemeldet.

SV Georg Etscheit (Autor und Journalist): Da kann ich gleich anschließen. Wenn 
eine zunehmende Rambo-Mentalität auch bei Radfahrern beklagt wird, kann ich 
das nur unterstreichen. Wenn man das Radfahren jahrelang mit einem ausladen-
den politischen Programm und mit gewisser ideologischer Ausrichtung protegiert, 
führt das natürlich dazu, dass sich die Leute darin bestärkt fühlen, dass sie die 
Guten sind und die anderen die Schlechten. Das führt dann zu Konflikten. Anders-
herum ist es genauso. Ich würde auch nicht den Autoverkehr einseitig fördern. Er 
wurde lange genug einseitig gefördert. Man muss möglichst versuchen, durch die 
Verkehrserziehung die Gleichberechtigung der verschiedenen Verkehrsarten und 
die Berechtigung der verschiedenen Verkehrsarten zu betonen, ohne einseitig auf 
eine Verkehrsart zu setzen. Wie gesagt, ich möchte sowohl das Fahrrad wie das 
Auto nicht missen. So geht es wahrscheinlich der Mehrheit der Menschen.

Noch eine andere Sache: Hier in der gesamten Runde herrscht leider immer noch 
diese Mengen-Mentalität, die auch im Sozialismus immer geherrscht hat: Viel hilft 
viel. Viel ausgeben, viel Geld ausgeben, viel Beton in die Landschaft schütten – 
bitte wiederholen Sie nicht die Fehler – da appelliere ich ganz dringlich an Sie in 
der Politik –, alles mit Radwegen zuzupflastern. Das konterkariert in ganz massiver 
Weise Ihre berechtigten Anstrengungen, den Artenschutz zu fördern und der Öko-
logie einen größeren Stellenwert einzuräumen. Lassen Sie die Finger von dieser 
Politik, die schon einmal in eine Sackgasse geführt hat. – Danke schön.

Vorsitzender Hans Friedl (FREIE WÄHLER): Danke, Herr Etscheit. Kollege Büch-
ler!

Abg. Dr. Markus Büchler (GRÜNE): Sehr geehrter Herr Vorsitzender, sehr geehr-
te Kolleginnen und Kollegen! Zurück zum Thema des heutigen Nachmittags, das 
"Radverkehrsförderung" lautet, nicht "Radverkehrsbremsung" oder "Radverkehrs-
verhinderung". Ich hätte noch eine Frage an Frau Guttenberger und, falls es Er-
gänzungsbedarf gibt, vielleicht auch an Frau Felsch. Wir haben viel über die Stadt 
und große Städte geredet, und wir haben viel über das Land geredet. Nach mei-
nem Dafürhalten haben wir besonders großes Potenzial für den Radverkehr und 
die Radverkehrsförderung gerade dazwischen, nämlich in den kleinen und mittel-
großen Städten. Wir haben, wenn ich es richtig im Kopf habe, über hundert Städte 
mit mehr als 15.000 Einwohnern in Bayern. Gerade in diesem mittleren Bereich 
von 15.000 bis 100.000 Einwohnern – das sind Städte wie Ingolstadt, aber auch 
Kreisstädte in ganz Bayern – erlebe ich zumindest die Radverkehrsbedingungen 
oft besonders schlecht; dort kann man oft auch besonders schlechte Modal-Split-
Anteile messen. Es gibt Ausnahmen, zum Beispiel Erlangen, das sich einer beson-
ders guten Radkultur und einer hohen Lebensqualität rühmt. Ist das nur mein Ein-
druck, oder können Sie, Frau Guttenberger und gegebenenfalls Frau Felsch, das 
bestätigen, vielleicht auch aus der Erfahrung der AGFK, die ja sehr nah und unmit-
telbar dran ist an einzelnen Orten, die dort in den Bereisungen betrachtet werden? 
Ist das Potenzial bei diesen mittleren Städten besonders groß?
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SVe Sarah Guttenberger (Arbeitsgemeinschaft fahrradfreundliche Kommunen): 
Zum Thema Modal Split: Wir verlangen von unseren Mitgliedskommunen einen ak-
tuellen Modal-Split-Wert. Da sind wir oft selbst überrascht, weil viele kleinere Kom-
munen, gerade in dieser Größenordnung von 15.000 bis 30.000 Einwohner, teil-
weise einen höheren Modal-Split-Wert haben als Bamberg oder Erlangen. Das ist 
überraschend, aber da wird tatsächlich schon viel Rad gefahren. Das ist regional 
sehr unterschiedlich. Gerade wenn man in den Norden Bayerns geht, gibt es Kom-
munen, die einen wirklich sehr, sehr geringen Radverkehrsanteil haben. Da ist ein 
großer regionaler Unterschied sichtbar. Wir haben aber den Eindruck, dass diese 
Kommunen wesentlich aktiver sind. Wir finden dort oft eine schlechtere Ausgangs-
basis vor bei der Vorbereisung, merken dann aber in dem Zeitpunkt bis zur Haupt-
bereisung – das sind immer vier Jahre –, dass sich da außerordentlich viel tut, ver-
glichen mit großen Kommunen. Große Kommunen über 100.000 Einwohner haben 
natürlich sehr viel mehr "Baustellen", viel mehr Schwachstellen als die kleineren 
Kommunen. Aber insgesamt haben wir den Eindruck, dass gerade die kleineren 
Kommunen das Thema Radverkehrsförderung sehr, sehr engagiert aufgreifen.

Vorsitzender Hans Friedl (FREIE WÄHLER): Danke, Frau Guttenberger. Wenn 
keine weiteren Wortmeldungen mehr vorliegen – –

SVe Bernadette Felsch (Allgemeiner Deutscher Fahrrad-Club Bayern): Ich hätte 
noch was zu ergänzen. Ich war ja auch gefragt. – Den Eindruck, den Frau Gutten-
berger geschildert hat, können wir durchaus bestätigen. Uns ist aufgefallen, da wir 
uns sehr viel mit Radtourismus beschäftigen, dass der Radverkehrsanteil dort rela-
tiv hoch ist, wo touristische Wege sind, die man auch für den Alltagsradverkehr, 
nutzen kann, gerade zwischen Kommunen. Das sollte man nicht aus dem Blick 
verlieren.

Genauso ist es bei der Gestaltung der Ortskerne: Gibt es da die Infrastruktur, oder 
muss ich für jeden Einkauf erst mal in die nächste Stadt fahren? – Wenn ich alles 
mit dem Radl oder zu Fuß erledigen kann, werde ich das in der Regel auch tun.

Wir haben zudem festgestellt – ich habe das im Eingangsstatement schon gesagt 
–, dass die Infrastruktur in so kleinen Orten oft tatsächlich ein bisschen hinter dem 
Plan her ist, hinter dem aktuellen Stand: Freigegebene Gehwege kommen da noch 
sehr häufig vor, aber wenn man diesen Kommunen zeigt, wie man gute Radwege 
baut und wie sie Fördergelder bekommen, kann man da sehr, sehr viel sehr 
schnell erreichen.

Ein großes Problem ist auch die interkommunale Zusammenarbeit. Manchmal gibt 
es tatsächlich Radwege in Kommunen, die genau bis zur Gemeindegrenze rei-
chen, die nur bis dahin gepflegt und geräumt werden. Gerade jetzt in der Rad-
schnellwegdebatte würden wir uns wirklich wünschen, dass eine übergeordnete 
Ebene sich kümmert und die Kommunen an die Hand nimmt und sie miteinander 
abstimmt, sodass die Verhandlungen nicht jedes Mal von vorne angefangen wer-
den müssen, wenn es um Radwege geht, die Orte verbinden und über Gemeinde-
grenzen hinausgehen.

Vorsitzender Hans Friedl (FREIE WÄHLER): Besten Dank. Herr Syberg, haben 
Sie noch eine Wortmeldung?

SV Ulrich Syberg (Allgemeiner Deutscher Fahrrad-Club Bund): Ich habe keine 
Wortmeldung, aber ich eine Frage in den Chat gestellt. Wir haben ja jetzt über 
Ramboradler und über alle möglichen Formen von Fahrradfahrerinnen und Fahr-
radfahrern diskutiert. Wenn man nicht auf Fahrradfahrende reagiert und die Infra-
struktur umbaut oder sich überhaupt damit beschäftigt, kann passieren, dass es 
entsprechende Radentscheide gibt. In Deutschland gibt es mittlerweile 40 oder 
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50 Radentscheide, positiv ausgegangen, die innerhalb der Bevölkerung dazu füh-
ren, dass unterschrieben wird. Meistens wird die nötige Unterschriftenzahl um das 
Drei- bis Vierfache überschritten. Gibt es eine Wahrnehmung der Landespolitiker in 
Bayern dessen, was in den Kommunen passiert? – Ich weiß, dass es in Nürnberg, 
in Erlangen, in München und überall – Frau Felsch hat mir gestern erläutert, wie 
viele Radentscheide anstehen – Radentscheide gibt. Gibt es da eine Wahrneh-
mung seitens der Landespolitik? – In Nordrhein-Westfalen haben wir den Auf-
bruch-Fahrrad-Entscheid mit der dreifachen Zahl des Erforderlichen – über 
204.000 Unterschriften – gehabt. Daraus ist das Fahrradgesetz entstanden. 
Braucht Politik in Bayern so eine unterstützende Haltung der Bürgerinnen und Bür-
ger? – Ende.

Vorsitzender Hans Friedl (FREIE WÄHLER): Damit kommen wir zum nächsten 
Themenblock; hier spielen die Handlungsmöglichkeiten des Freistaats Bayern und 
anderer Akteure mit herein. Dann darf ich die Sitzungsleitung für den nächsten 
Punkt an den Vorsitzenden zurückgeben.

III. Handlungsmöglichkeiten des Freistaates und anderer Akteure

Vorsitzender Sebastian Körber (FDP): Vielen Dank, Kollege Friedl. Wir sind jetzt 
beim letzten Themenblock, und ich würde auch hier die Expertenrunde fragen, wer 
sich zu welcher Frage noch dezidiert äußern möchte.

SV Dankmar Alrutz (Planungsgemeinschaft Verkehr): Ja, ich würde gerne auf die 
erste Frage nach dem spezifischen Finanzbedarf eingehen. Ich hatte eingangs 
schon erwähnt, dass wir eine Studie im Rahmen des Nationalen Radverkehrsplans 
gemacht haben, die dort auch in Kurzform veröffentlicht ist. Sie hat erbracht, dass 
der Finanzbedarf bei roundabout 10 bis 20 Euro pro Einwohner liegt, wenn man 
alle Maßnahmen zusammenrechnet, die für die Förderung des Radverkehrs erfor-
derlich sind. Darin sind enthalten die Maßnahmen, die gefördert werden, und Maß-
nahmen, die durch andere Baulastträger getragen werden – also alles, was in 
einer Kommune erforderlich ist. Interessant ist dabei, dass die Städte mit großem 
Nachholbedarf, die am Anfang der Palette von Maßnahmen zur Förderung des 
Radverkehrs stehen, gar nicht mal immens höhere Kosten haben, wenn sie den 
Radverkehr voranbringen wollen, als Städte, die schon auf einem hohen Level 
sind. Das liegt daran, dass die Städte, die bereits viel erreicht haben, natürlich 
auch eine umfangreiche Infrastruktur und Ausstattung als Angebot für den Radver-
kehr haben, die gepflegt, erneuert, weiterentwickelt werden müssen. Das macht 
auch erhebliche Kosten.

Wie wir aus Studien sehen, ist die derzeitige Finanzbelastung der Kommunen, die 
für den Radverkehr investiert wird, in der Größenordnung etwa 1 bis 5 Euro pro 
Einwohner. Das ist natürlich weit unter dem, was man wirklich braucht, um den 
Radverkehr voranzubringen und um das zu vermeiden, was Herr Brockmann ge-
sagt hat: dass wir zwar mehr Radverkehr bekommen und den auch fördern wollen, 
dass aber die Infrastruktur hinterherhinkt. Ich halte es für ganz wichtig, dass wir 
hier finanziell nachlegen.

Man muss das auch relativieren; das klingt jetzt ganz unerreichbar, weil solche 
Zahlen im Raum stehen. Wenn wir mehr Radverkehr in einer Stadt haben, haben 
wir auch die Chance, weniger Autos zu haben. Weniger Autos bedeuten eben 
auch, dass wir die Infrastruktur für den Autoverkehr nicht ertüchtigen, nicht weiter 
entwickeln müssen. Das kann man sehr gut an dem Thema Fahrradparken sehen. 
Wenn ich Radverkehr fördere, wie es beispielsweise die Stadt Karlsruhe tut – sie 
hat erreicht, dass der Radverkehr innerhalb weniger Jahre von knapp unter 20 % 
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auf 25 % zugenommen hat –, heißt das, dass viele tausend Autofahrten pro Tag 
weniger in die Stadt hinein erfolgen, dass die Autos weniger Platz brauchen, dass 
vielleicht ein Parkhaus entbehrlich wird, das sonst geplant worden wäre. Die Kos-
ten, die man dadurch spart, sind wesentlich größer als das, was man in den Rad-
verkehr investiert, auch wenn man entsprechend höhere Investitionen tätigt. – 
Danke.

Vorsitzender Sebastian Körber (FDP): Vielen Dank, Herr Alrutz. Schnell hochge-
rechnet, ergäbe sich aus 20 Euro pro Einwohner ein Betrag von 250 bis 300 Millio-
nen Euro für den Freistaat Bayern, nur mal, um uns die Dimension vor Augen zu 
führen. – Als Nächster spricht Herr Brockmann – Sie können sich auch wieder eine 
Frage aussuchen –, dann Herr Etscheit.

SV Siegfried Brockmann (Leiter Unfallforschung der Versicherer): Ich werde glo-
bal auf die Frage nach dem Finanzbedarf antworten. Ich kenne jetzt die Zahl von 
Herrn Alrutz nicht. Ich hätte auch differenzierter geantwortet. Denn die Schaffung 
einer guten – ich will jetzt nicht von einer sicheren – Radinfrastruktur – dazu habe 
ich heute schon mehrfach etwas gesagt – muss nicht zwingend teuer sein. Es gibt 
sowohl verkehrslenkende Maßnahmen wie auch relativ einfach umzusetzende 
Maßnahmen, zumindest, wenn ich eine bestehende Infrastruktur habe. Wenn ich 
also beispielsweise den Parkstreifen wegnehme und stattdessen eine Radver-
kehrsanlage baue – wie schnell so etwas gehen kann, machen die Berliner unter 
anderem gerade mit den Pop-up-Radwegen vor –, ist es planungsrechtlich und ju-
ristisch egal, ob der in Gelb oder in Weiß gemacht wird. Das macht keinen Unter-
schied, und das geht beides relativ schnell. Ich glaube also tatsächlich, dass man 
mit einiger Phantasie gar nicht so viel Geld in die Hand nehmen muss. Das wird 
nicht immer klappen; manche Kreuzungen sind in ihrer Komplexität auf den Auto-
verkehr so zugeschnitten, dass ich was ändern muss, wenn ich den Radverkehr 
drüberführen möchte. Aber es ist nicht zwingend erforderlich, viel Geld in die Hand 
zu nehmen. Das ist sozusagen auch ein Appell: Man sollte nicht sagen, wir haben 
gerade kein Geld, wir können nichts machen. Es ist keine Ausflucht, wenn eine 
Kommune kein Geld hat. Es gibt unterhalb der teuren Maßnahmen sehr viele 
Dinge, die man günstig erledigen kann. Im Zweifel können dabei auch Planungsbü-
ros helfen.

Vorsitzender Sebastian Körber (FDP): Vielen Dank, Herr Brockmann. Das ist für 
uns im Landtag als Haushaltsgesetzgeber gut zu wissen, über wie viele Euros und 
welche Dimension wir hier reden. Ich habe Sie, Herr Alrutz, aber schon so verstan-
den, dass diese 250 Millionen, 10 bis 20 Euro pro Einwohner, sozusagen All-in 
sind, dass also alles von Fahrradabstellflächen bis zu verkehrslenkenden Maßnah-
men mit dabei ist. – Ich würde Ihnen dazu noch einmal kurz das Wort geben, Herr 
Alrutz.

SV Dankmar Alrutz (Planungsgemeinschaft Verkehr): Da ist in der Tat alles dabei, 
was für die Förderung des Radverkehrs erforderlich ist. Natürlich ist das die ge-
samte Palette – das als Erwiderung auf Herrn Brockmann – der Radverkehrsele-
mente und -führungen, also die kostengünstigen Maßnahmen und die, die zwangs-
läufig einfach viel Geld kosten, wenn man sie anständig machen will. Also, da 
gehört alles dazu. Es gibt Städte, die hier bei 1 bis 2 Euro pro Einwohner liegen. 
Sie schaffen es nicht mal, eine Einbahnstraße in Gegenrichtung zu öffnen, sondern 
sie sagen: Oh, da müssen wir noch eine Eingangspforte machen; das kostet uns 
zu viel Geld. – Wir liegen also wirklich auf einem niedrigen Level in vielen Orten. 
Das ist im ländlichen Raum sicherlich noch deutlicher als in vielen Großstädten, die 
sich mittlerweile auf die Fahne geschrieben haben, auch den Radverkehr voranzu-
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bringen. Aber der Handlungsbedarf ist wirklich enorm, und es ist kein Luxus, wenn 
sie in diese Bereiche hineingehen, die ich genannt habe.

Vorsitzender Sebastian Körber (FDP): Vielen Dank, Herr Alrutz. Jetzt bitte Herr 
Etscheit, dann Frau Felsch.

SV Georg Etscheit (Autor und Journalist): Ich möchte mich jetzt nicht wiederholen. 
Vielleicht abschließend nur so viel: Ich bin relativ guten Mutes, dass angesichts 
des wirtschaftlichen Niedergangs, der mit der Coronakrise verbunden sein wird, in 
der Zukunft das Geld für unnötige Fahrrad-Infrastruktur gar nicht mehr vorhanden 
sein wird. – Vielen Dank.

Vorsitzender Sebastian Körber (FDP): Vielen Dank, Herr Etscheit. Das lassen wir 
mal so stehen. Jetzt bitte Frau Felsch, dann Frau Guttenberger.

SVe Bernadette Felsch (Allgemeiner Deutscher Fahrrad-Club Bayern): Ich möch-
te auf die vierte Frage eingehen. Wir hatten heute zwar schon öfter die Förderung, 
aber hier wird konkret gefragt, wie kommunale Förderprogramme gestaltet werden 
müssten, damit die Kommunen sie abrufen können. Da kann ich kurz einfach 
sagen: Sie müssten einfach und klar sein. Abgesehen davon, dass es überhaupt 
erst mal welche geben muss, müssen die Regeln leicht verständlich sein, und die 
Anträge müssen relativ leicht zu stellen sein. Man muss vorher eine Prognose be-
kommen, ob sich der Antrag überhaupt lohnt – so einen Antrag zu stellen, ist ganz 
schön viel Arbeit –, und man muss dann auch tatsächlich eine Förderung bekom-
men. Oft sind Programme so einengend gestrickt, dass man nach der Antragstel-
lung merkt, dass man doch keine Förderung bekommt. Als Beispiel nenne ich hier 
die Radschnellwegförderung: Wer einen Radschnellweg plant und baut, bekommt 
überhaupt keine Förderung, und zwar für den gesamten Radschnellweg, wenn er 
an mehreren Stellen die Mindestbreite unterschreitet. Das ist natürlich sehr frustig 
für Kommunen, wenn sie überhaupt keine Chance haben, diese Förderung zu be-
kommen.

Ich möchte eine weitere Anregung geben. Herr Syberg hat nämlich vorhin die Ra-
dentscheide in Bayern angesprochen. Tatsächlich ist Bayern das Bundesland mit 
den meisten Radentscheiden: Elf der rund vierzig bundesweiten Radentscheide 
finden in Bayern statt. Die meisten von ihnen sind sehr erfolgreich. Sie wurden 
zum Großteil schon übernommen oder stehen kurz vor der Übernahme. Die Akti-
ven zu beteiligen, ist, glaube ich, ein sehr gutes Modell, das die Kommunen sich zu 
Herzen nehmen können. Da ist sehr viel Know-how da, und das sollte man auch 
nutzen.

Vorsitzender Sebastian Körber (FDP): Vielen Dank, Frau Felsch. Haben Sie ge-
rade von einem Bundes- oder einem Landesprogramm gesprochen?

SVe Bernadette Felsch (Allgemeiner Deutscher Fahrrad-Club Bayern): Das Rad-
schnellwegförderprogramm ist ein Bundesprogramm.

Vorsitzender Sebastian Körber (FDP): Ah, okay. Danke. Sonst können wir als 
Parlament vielleicht schneller oder einfacher Einfluss nehmen; es ist natürlich 
schon wichtig – ich habe jedenfalls die Erwartung an Förderprogramme –, dass sie 
entsprechend verständlich und einfach sind und im Ergebnis was bringen außer 
systemimmanenten Verwaltungskosten. – Dann bitte Frau Guttenberger und Frau 
Hesse.

SVe Sarah Guttenberger (Arbeitsgemeinschaft fahrradfreundliche Kommunen): 
Ich möchte speziell auf die gesetzlichen Rahmenbedingungen und die Handrei-
chungen eingehen. Der Freistaat kann ziemlich direkt beim Thema Radschnellwe-
ge ansetzen – das haben wir vorhin schon kurz besprochen: Planfeststellungsver-
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fahren für selbstständige Radwege wären einfacher möglich. Damit würde die 
Realisierung von Radschnellwegen schneller vorangetrieben.

Ein anderes Thema ist das Parkraummanagement. Die Landesregierungen kön-
nen die Höchstsätze für Parkgebühren festlegen. Soweit ich weiß, ist Bayern das 
einzige Bundesland, das diese Parkgebühren festgelegt hat. In allen anderen Bun-
desländern können die Kommunen Höchstsätze selbst bestimmen. Da würden wir 
uns wünschen, dass der bayerische Höchstsatz entsprechend angepasst wird bzw. 
dass die Kommunen selbst entscheiden können, wie hoch die Höchstsätze bei den 
Parkgebühren sind.

Ein letztes Thema ist das Fahrradleasing. Fahrradleasing sollte durch eine Ände-
rung des Bayerischen Besoldungsgesetzes auch für Beamte ermöglicht werden. – 
Zum Thema Förderprogramm kann ich mich den Ausführungen von Frau Felsch 
anschließen. Sie hat alle wesentlichen Punkte genannt. Bei Handreichungen und 
Musterlösungen für Radverkehrsanlagen können Kommunen noch besser unter-
stützt werden. Wir würden uns wünschen, dass bayernweite Musterlösungen erar-
beitet werden, die Planende bei ihrer Arbeit unterstützen und aufzeigen, wo be-
stimmte Lösungen zum Einsatz kommen können. Damit können bestimmte 
Qualitätsstandards etabliert werden.

Vorsitzender Sebastian Körber (FDP): Vielen Dank, Frau Guttenberger. – Frau 
Hesse, bitte; danach Herr Syberg.

SVe Cornelia Hesse (Bayerischer Gemeindetag): Ich möchte Herrn Alrutz kurz 
antworten und dann auf die Fragen 2, 4 und 5 eingehen. – Herr Alrutz hat gemeint, 
wenn die Fahrradeinrichtungen geschaffen werden, würde der Finanzierungsbe-
darf für die Fahrbahnen deutlich sinken. Das ist, glaube ich, nicht der Fall. Denn 
die Kosten für den Straßenunterhalt fallen insbesondere deshalb an, weil die Stra-
ßen durch den Schwerlastverkehr verschlissen werden. Es gibt bekanntlich mehre-
re Studien, darunter eine der Uni Duisburg-Essen, die besagt, dass etwa 
70.000 Pkws den gleichen Schaden anrichten bzw. die Straße in gleichem Umfang 
abnutzen wie 1 Lkw, ein Schwerlastfahrzeug. Angesichts dieser Dimensionen kann 
man sich vorstellen, dass die Abnutzung nach wie vor passiert, auch wenn weniger 
Pkws auf der Straße sind.

Der zweite Punkt ist die Frage, wie man Förderprogramme gestaltet, welche Rah-
menbedingungen geschaffen werden müssen, damit die Kommunen besser an die 
Fördermittel kommen bzw. ihre gemeindeübergreifenden Fahrradverbindungen 
schaffen können. Es ist bereits mehrfach angeklungen: Ein Kompetenzzentrum 
muss geschaffen werden. Man könnte sich das bei den 71 Landkreisen vorstellen 
oder bei den sieben Bezirksregierungen, wenn das zu kleinräumig wäre. Schließ-
lich hätten wir noch die Landesplanung mit den 18 Planungsregionen. Man könnte 
also sagen: Innerhalb der jeweiligen Planungsregion installieren wir ein Kompe-
tenzzentrum. Denn es geht darum, dass die Gemeinde nicht nur für sich plant, 
sondern es sollen ja Verkehrsverbindungen und Radwege über die Gemeindegren-
zen hinaus geschaffen werden. Ich brauche so etwas wie einen sogenannten ers-
ten Ansprechpartner, den es ja ansonsten auch bei den Landkreisen gibt. Das 
müsste man, meine ich, installieren; das wäre sinnvoll, damit die Sachen voran-
kommen. Wenn ich an einer solchen staatlichen Stelle jemanden habe, der das 
Ganze koordiniert und aufnimmt, bräuchte ich auch insgesamt weniger Planer.

Das Jobradmodell hat Frau Guttenberger bereits angesprochen. Beim TVöD, also 
für die Tarifbeschäftigten, wird es eine solche Lösung geben. Das ist im Oktober so 
beschlossen worden. Derzeit finden gerade die Redaktionsverhandlungen zur Um-
setzung der Vorgaben im Fahrradleasing statt. Für die kommunalen Beamten und 
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auch für die Beamten des Freistaates Bayern ist bisher eine solche Lösung nicht 
vorgesehen; sie bedarf eben einer Öffnungsklausel im Beamtenrecht. Hier hat das 
Finanzministerium signalisiert, dass es das nicht in Angriff nehmen will und wird. 
Das würden wir allerdings bedauern. Denn in den Gemeinden kommen jetzt, nach-
dem das im TVöD so festgezurrt wird, auch die Fragen der Beamten, die mit ihren 
Kollegen, die – in Anführungszeichen – "nur" Angestellte sind, gleichgestellt wer-
den wollen. Hier ist also Handlungsbedarf gegeben. Vielleicht kann der Landtag 
bewirken, dass diese Öffnungsklausel im Bayerischen Besoldungsgesetz geschaf-
fen wird. – Danke.

Vorsitzender Sebastian Körber (FDP): Vielen Dank, Frau Hesse. Das Thema 
nehmen wir auf jeden Fall auf. Ich habe jetzt keine Wortmeldungen mehr und 
würde als letzten Beitrag die Wortmeldung von Herrn Syberg aufrufen.

SV Ulrich Syberg (Allgemeiner Deutscher Fahrrad-Club Bund): Herzlichen Dank. 
Bitte beeilen Sie sich in Bayern! Ich möchte auch als Beamter im öffentlichen 
Dienst von dieser Möglichkeit profitieren. Mein Arbeitgeber hat das nicht für nötig 
befunden. Aber es gibt andere Städte, die ihren Beamten einen zinslosen Kredit 
geben, um das zu umschiffen. Das geht auch.

Aber ich wollte etwas ganz Anderes sagen. – Wir reden immer von den Ausgaben. 
Es gibt aber auch Einsparmöglichkeiten. Herr Alrutz hat das erwähnt: Wenn man 
Infrastruktur kleiner und nicht so aufwendig plant, kann man natürlich Geld sparen. 
Ich bin Ingenieur und glaube an Zahlen, Daten, Fakten. Es gibt Untersuchungen 
aus Lund in Schweden und aus Göttingen. Dort wurden die gesamtgesellschaftli-
chen Kosten des Autos denen des Fahrrads gegenübergestellt. Jeder Kilometer 
mit dem Rad spart der Gemeinde 30 Cent; jeder Kilometer mit dem Auto kostet die 
Gemeinde 20 Cent. Man kann als Gemeinderat, der einen Haushalt aufstellt, über-
legen: Für wen baue ich die Infrastruktur? – Die gesamtgesellschaftlichen Kosten 
meinen natürlich nicht nur die Infrastruktur, sondern auch Gesundheit, Umwelt und 
so weiter; ganz viele Faktoren sind in diese Untersuchungen eingegangen. Gucken 
Sie sich bitte an! Dann kommen Sie zu dem Ergebnis: Aha, es lohnt sich doch, in 
den Radverkehr zu investieren, weil wir in der Zukunft Geld sparen.

Ein Letztes möchte ich noch hervorheben: Die Rahmenbedingungen für den Rad-
verkehr haben sich verstärkt, indem die neue Straßenverkehrsordnung letztes Jahr 
in Kraft getreten ist. Sie ist fahrradfreundlich gestaltet worden. Wir haben dem Bun-
desverkehrsminister im Mai 2019 einen Vorschlag gemacht, den ich ihm persönlich 
in Dresden übergeben habe. Daraus ist dann das entstanden. Zusammen mit den 
Ländern ist die StVO fahrradfreundlich gestaltet worden. Sie ist natürlich der Hin-
weis an die Kommunen, den Ordnungsrahmen entsprechend auszuschöpfen. Das 
heißt, das Parken auf Radstreifen, auf Schutzstreifen, das zu dichte Überholen und 
so weiter, der grüne Rechtsfall sind ja viel teurer geworden. All diese Maßnahmen 
können die Gemeinden aus der StVO sofort umsetzen, ohne den Gemeinderat zu 
fragen. Nehmen Sie die StVO positiv und bewerben Sie diese Änderung über die 
AGFK! Damit haben Sie die Möglichkeit, den Radverkehr vor Ort zu fördern. – 
Recht herzlichen -Dank.

Vorsitzender Sebastian Körber (FDP): Recht herzlichen Dank, Herr Syberg. – Ich 
sehe jetzt keine weiteren Wortmeldungen mehr. Ich denke, dass wir zum Schluss 
kommen können.

Ich möchte nicht unerwähnt lassen, dass wir tatsächlich – wir können ein bisschen 
gucken, wie viele Leute uns zuhören – toujours zwischen hundert und hundertvier-
zig Teilnehmer hatten. Das ist eine sehr hohe Quote. Bei der Anhörung zum motor-
isierten Individualverkehr und der Baunovelle waren es nicht so viele. Wenn wir 
mal davon ausgehen, dass die gesamte Landtagspresse noch dabei war, können 
wir das noch multiplizieren. Ich glaube, wir alle haben sehr wertvolle Erkenntnisse 
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gewonnen. Die Meinungen gingen ein bisschen kontrovers auseinander; so muss 
es auch sein. Unsere Aufgabe ist es jetzt, die richtigen Schlüsse zu ziehen.

Ich bedanke mich ganz herzlich bei unseren Sachverständigen dafür, dass Sie sich 
heute die Zeit genommen haben: bei Herrn Alrutz, bei Herrn Bogenberger in Abwe-
senheit, bei Herrn Brockmann, bei Herrn Etscheit in physischer Anwesenheit, bei 
Frau Felsch, Frau Guttenberger, Frau Hesse und Herrn Syberg. – Wir haben auch 
ein bisschen gesehen, wie es bei Ihnen im Homeoffice aussieht, und Sie haben ge-
sehen, wie es im Bayerischen Landtag ausschaut. Ich darf Ihnen und uns allen 
einen schönen Abend wünschen und die Anhörung schließen. Ganz herzlichen 
Dank und guten Nachhauseweg.

(Schluss: 17:33 Uhr)
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